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Editorial

Präs. Dr. Rupert Wolff

Voller Einsatz für den Rechtsstaat

D ieser Ausgabe des Anwaltsblattes liegt der Tätig-
keitsbericht des Österreichischen Rechtsanwalts-

kammertages bei. In meinem Vorwort habe ich –

ebenso wie im „Standard“ am 14. 9. 2015 – zur Flücht-
lingsproblematik Stellung bezogen. Ich bedanke mich
auf diesem Weg für die zahlreichen Zuschriften und
Reaktionen aus der Kollegenschaft. Seither hat sich
die Situation noch verschärft. Die Herausforderungen
an das Europa des Humanismus und der Menschlich-
keit, aber auch an das Europa der Rechtsstaatlichkeit
sind größer geworden. Es bedarf in besonderem Aus-
maß der fantasievollen und kreativenMitarbeit der An-
waltschaft.

Auf Seite 12 finden Sie auch die Kurzfassung unse-
rer Ausführungen zur Novelle des Fremdenrechtsän-
derungsgesetzes. Das Fremdenrecht wurde im Juli
2015 zum 13. Mal novelliert, dies innerhalb eines Zeit-
raumes von nur zehn Jahren. Das ist zwar nichts gegen
die 13 Novellen zum ASVG in nur 1,5 Jahren, aber es
spricht dennoch Bände.

Auf Seite 13 finden Sie unsere Kritik an der Regist-
rierkassenpflicht. Hier wurde in letzter Minute durch
einen Abänderungsantrag das Gesetz nun so ausgestal-
tet, dass bei Barumsätzen von mehr als E 7.500,– eine
Registrierkasse anzuschaffen ist, die dem Finanzminis-
ter die Umsatzdaten direkt zuspielt. Deshalb ist unsere
auf Seite 9 erhobene Forderung nach Mindeststan-
dards (best practice rules) im Gesetzgebungsverfahren
gerechtfertigt und dringlich. Gesetzgeberische Macht
braucht eben Kontrolle.

Bei Drucklegung dieses Editorials warteten wir noch
immer auf die Ausführungsverordnung zum Grunder-
werbsteuergesetz. Durch die Neuregelung der GrESt
hat der Gesetzgeber einen hohen Beratungsbedarf ge-
weckt, der – ohne Kenntnis der Regelungen der Aus-
führungsverordnung – seriöserweise nur schwer wer-
den kann.

Mit Stolz können wir auf die „Sozialbilanz“ der
österreichischen Rechtsanwaltschaft verweisen. 2014
haben Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mehr
als 40.000 Bürger kostenlos beraten oder vertreten.
Wir haben mehr als 22.000 Verfahrenshilfen geleistet,
ca 2/3 in Strafsachen und 1/3 in Zivil- und Außerstreit-
sachen. Der Gesamtwert der anwaltlichen Leistungen
belief sich auf 38 Mio Euro. Mit Schreiben vom
11. 9. haben wir gem § 47 Abs 3 RAO die Erhöhung
der jährlich durch das Justizministerium geleisteten
Pauschalvergütung beantragt, da die Voraussetzungen
dafür (Veränderung der Leistungen um mehr als 20%)
eingetreten sind.

Die lange geforderte, mehrfach zugesagte Anpas-
sung des RATG an die Inflation (Zuschlagsverordnung
zum RATG) lag bei Drucklegung nicht vor.

Wir können den Kolleginnen und Kollegen nicht
länger zumuten, unentgeltlich Rechtsdienstleistungen
zu erbringen, wenn die Inflation gleichzeitig das nach
dem RATG bemessene Honorar um mehr als 15% ge-
mindert hat. Die Einstellung der kostenlosen Ersten
Anwaltlichen Auskunft ab 1. 11. wird zu Lasten der
rechtsuchenden Bevölkerung, aber auch zu Lasten
der gerichtlichen Amtstage gehen.

Aber vergessen wir nicht: Der Prozesskostenersatz-
anspruch ist ein Anspruch der obsiegenden Partei,
ein Anspruch der rechtsuchenden Bevölkerung. Diese
erhält 2015 um 15% weniger an Kostenersatz zuge-
sprochen als vor sieben Jahren.

Sie finden dieser Ausgabe des Anwaltsblattes auch
einen Folder zur neuen Grunderwerbsteuer beigelegt,
der sich an betroffene Bürger richtet. Sie können die-
sen Folder als PDF im Mitgliederbereich unter www.
rechtsanwaelte.at herunterladen, mit Ihrem Kanzlei-
logo versehen und für Ihre eigenenWerbezwecke nut-
zen.
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Richtlinien für die Ausübung
des Rechtsanwaltsberufes (RL-BA 2015)

D ie Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages hat bei ihrer Tagung am 26. 9. 2015

eine durchgreifende Änderung der Richtlinien für die Aus-
übung des Rechtsanwaltsberufes (RL-BA 1977) beschlossen.

Die Richtlinien wurden dahingehend geändert, dass über-
holte, nicht mehr zeitgemäße und durch inzwischen beste-
hende Vorschriften in der RAO entbehrlich gewordene Rege-
lungen angepasst wurden. Dabei wurde auch einerseits die Ge-
samtsystematik der Richtlinien geändert, es ist aber auch zu ei-
ner Vereinheitlichung der Begriffe gekommen. Wegen des
bestehenden Sachzusammenhanges wurde die Richtlinie für

die Ausbildung von Rechtsanwaltsanwärtern (RL-RAA) in die
RL-BA 2015 integriert.

Die Änderungen treten mit 1. 1. 2016 in Kraft. Die RL-BA
1977 und die RL-RAA treten mit Ablauf des 31. 12. 2015 au-
ßer Kraft. Für Sachverhalte bis einschließlich 31. 12. 2015 gel-
ten weiterhin die RL-BA 1977.

Die entsprechende Kundmachung vom 28. 9. 2015 finden
Sie unter www.rechtsanwaelte.at unter Kammer/Kundma-
chungen/ÖRAK sowie in der nächsten Ausgabe des Anwalts-
blattes unter der Rubrik Amtliche Mitteilungen.

AD

Richtlinien für die Tätigkeit von Rechtsanwälten
im Rahmen von Mediation (RL-Mediation)

D ie Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages hat bei ihrer Tagung am 26. 9. 2015

die Richtlinien für die Tätigkeit von Rechtsanwälten im Rah-
men von Mediation (RL-Mediation) beschlossen.

Die bisherigen Bestimmungen zur Mediation in Art XII der
RL-BA 1977 wurde, da sie thematisch und sprachlich nicht ins
Konzept der RL-BA passten, nun in eine eigene Richtlinie
überführt. Dabei kam es zu geringfügigen Anpassungen in Be-

zug auf das Zivilrechts-Mediations-Gesetz. Die Richtlinie tritt
mit 1. 1. 2016 in Kraft.

Die entsprechende Kundmachung vom 28. 9. 2015 finden
Sie unter www.rechtsanwaelte.at unter Kammer/Kundma-
chungen/ÖRAK sowie in der nächsten Ausgabe des Anwalts-
blattes unter der Rubrik Amtliche Mitteilungen.

AD
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Paragraphendschungel" 
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Inland

9. Oktober 2015 PÖRTSCHACH A.W.
Rechtsanwaltskammer für Kärnten, Alpen-Adria-
Universität Klagenfurt, WU Wien: Verkehrs-
rechtstag am See

12. Oktober 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Wirtschaftsstrafrecht
Mag. Volkert Sackmann, RA MMag. Dr. Christopher
Schrank

13. bis 15. Oktober 2015 WIEN
Business Circle Management: In 3 Tagen zum zer-
tifizierten Datenschutzbeauftragten
RA Dr. Rainer Knyrim, Christoph Wenin

14. Oktober 2015 WIEN
MANZ Rechtsakademie: Tag der Liegenschafts-
bewertung
Referententeam

15. Oktober 2015 WIEN
MANZ Rechtsakademie: Jahrestagung Arbeits-
und Sozialrecht 2015
Referententeam

15. Oktober 2015 WIEN
Juridisch-politischer Leseverein: Symposium zur
Europäischen Erbrechtsverordnung

15. Oktober 2015 FELDKIRCH
ÖRAV-Seminar-Beginn: Einführung
RA Dr. Hubert Kinz

20. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Verfahren Außer Streit
Dipl. Rpfl. ADir. Walter Tatzber, RA Mag. Hubert
Hohenberger

21. Oktober 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Verwaltungsverfahren nach dem AVG – Ge-
samtüberblick & Basiswissen
Mag. Dr. Wolfgang Steiner

28. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Thomas Hofer-Zeni

29. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Vom Kaufvertrag zur
Eintragung
RA Dr. Herbert Gartner

30. und 31. Oktober 2015 LINZ
Johannes Kepler Universität Linz, Universität Hei-
delberg, Universität Tübingen, Universität zu Köln:
Unternehmensstrafrechtliche Tage 2015

4. November 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Neues Bilanzstrafrecht
Referententeam

4. und 5. November 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Datenschutz
Referententeam

5. November 2015 WIEN
MANZ Rechtsakademie: Jahrestagung Wirt-
schaftsstrafprozess
Referententeam

5. und 6. November 2015 RUST
Business Circle Management: 19. RuSt 2015, Jah-
resforum für Recht & Steuern
Referententeam

5. und 6. November 2015 SALZBURG
Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht: Sym-
posion „Privatisierung der Rechtsetzung“
Referententeam

6. November 2015 WIEN
MANZ Rechtsakademie: Jahrestagung Finanz-
strafrecht
Referententeam

9. November 2015 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Grundbuch II
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk

9. November 2015 WIEN
Business Circle Management: Dealmanagement /
Due Diligence / Vertragsgestaltung
RA Dr. Lukas Flener, WP/StB Mag. Andreas Sauer

10. bis 25. November 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Grundbuch – Akademie
RR ADir. Anton Jauk

11. November 2015 WIEN
Business Circle Management: M & A – Unterneh-
mensbewertung in der Praxis
Mag. Friedrich Lang, Mag. Arno Langwieser

12. November 2015 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer in der RAK Wien

18. November 2015 WIEN
Business Circle Management: Praxisseminar Kar-
tellrecht
Bundeskartellanwalt Dr. Alfred Mair, MBA, RA
Dr. Florian Neumayr, LL.M.
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Termine

U A E / I R A N / S I N G A P O R E / M Y A N M A R 

(Gegründet 1979 von em. RA Dr. Theodor Strohal)

Gibt die Kanzleieröffnung in Teheran bekannt und sucht österreichische/deutsche 
Juristen/Juristinnen mit perfekten Farsi und Englisch Kenntnissen einschließlich 
der Rechtssprache. 

Bewerbungen mit CV und Photo an office@SLG-Strohallegalgroup.com

19. November 2015 WIEN
Business Circle Management: M&A – Rechtliche
& steuerliche Optimierung
RA Dr. Clemens Hasenauer, LL.M, WP/StB Mag. Ed-
gar Huemer, RA Univ. Prof. Dr. Hanns F. Hügel

19. November 2015 WIEN
Business Circle Management:Update Kartellrecht
RA Dr. Florian Neumayr, LL.M., Philip Kienapfel,
LL.M., Mag. Nikolaus Schaller, Dr. Luca Schicho,
LL.M., Dr. Anastasios Xeniadis, LL.M.

24. November 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Strafrecht-Intensiv
RA Mag. Katrin Ehrbar

24. und 25. November 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Strafrecht & Strafprozessrecht
Referententeam

26. und 27. November 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Neuerungen Arbeitsrecht 2016
Referententeam

3. Dezember 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch-Spezial
Dipl. Rpfl. ADir Walter Szöky

3. und 4. Dezember 2015 RUST
Business Circle Management: Jahrestagung Com-
pliance
Referententeam

10. Dezember 2015 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Zivilverfahren
RA Dr. Eva Schön

10. Dezember 2015 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

11. und 12. März 2016 WIEN
International Association of Lawyers (UIA): Current
Trends in Start-Ups and Crowd Financing

Ausland

28. Oktober bis 1. November 2015 VALENCIA
International Association of Lawyers (UIA): 59th

UIA-Congress

6. und 7. November 2015 VENEDIG
Association Europeenne des Avocats –European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL): Automatic Ex-
change of Information on Tax Matters

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den
Seiten 534 ff.
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" §§ 182, 195 ff AktG; § 23 BWG; § 228 ZPO:
Zur Anfechtung mangelhafter Hauptversammlungsbe-
schlüsse durch Partizipationsscheininhaber und zur
zwingenden Verlustteilnahme des Partizipationskapi-
tals

1. Das aktienrechtliche Rechtsschutzsystem der
§§ 195ff AktG kommt dem Partizipationsschein-
inhaber nicht zu; er kann sich daher weder der An-
fechtungsklage nach §§ 197 f AktG noch derNich-
tigkeitsklage nach § 201 AktG – auch nicht in ana-
loger Anwendung – bedienen.
2. Behauptet der Partizipant die Nichtigkeit eines
Hauptversammlungsbeschlusses, kann er diese aber
unter den Voraussetzungen des § 228 ZPO mit all-
gemeiner Feststellungsklage feststellen lassen.
3.Nichtigkeit besteht stets nur aufgrund einerVer-
letzung des Gesetzes, niemals wegen Verletzung
der Satzung, und auch wegen Verletzung des Geset-
zes nur in den im Gesetz genannten Fällen. In allen
anderen Fällen kann nur Anfechtbarkeit gegeben
sein, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen.
4. Jene Fälle, die Nichtigkeit begründen, sind im
AktG taxativ genannt.
5. Gem § 23 Abs 4 Z 4 BWG nimmt Partizipations-
kapital grundsätzlich wie Aktienkapital bis zur vol-
len Höhe am Verlust teil.
6. Im Falle der vereinfachten Kapitalherabset-
zung nach § 182 Abs 1 AktG zur Deckung eines
sonst auszuweisenden Verlusts ist daher zwingende
Folge, dass auch das Nominale der Partizipations-
scheine herabgesetzt wird.
7. Diese zwingende Teilnahme des Partizipations-
kapitals am Verlust kann nicht durch einen Zu-
stimmungsvorbehalt unterlaufen werden.
OGH 27. 4. 2015, 6 Ob 90/14z GES 2015, 171 =
JusGuide 2015/24/13668 (OGH).

" § 40 Abs 4 FBG:
Fortsetzung einer gelöschten Gesellschaft nicht mög-
lich

1. Eine gelöschte Gesellschaft kann nicht fortge-
setzt werden, und zwar auch nicht mehr im Zuge ei-
ner Nachtragsliquidation.
2. Bei einer nach § 40 FBG wegen Vermögenslosig-
keit bereits gelöschten Kapitalgesellschaft besteht
keine Möglichkeit zur Fortsetzung.
3. Stellt sich nach der Löschung das Vorhandensein
von Vermögen heraus, ist zwingend eine Nach-
tragsliquidation gem § 40 Abs 4 FBG durchzufüh-
ren.
OGH 19. 3. 2015, 6 Ob 10/15m RdW 2015/383,
426 = GES 2015, 170 = JusGuide 2015/26/13731
(OGH) = wbl 2015/142, 413.

" § 19 FBG; § 191 ZPO:
Unterbrechung des Firmenbuchverfahrens zur Überprü-
fung einer Einzelfallentscheidung durch den OGH

1. Eine Einzelfallentscheidung ist für den OGH nur
dann überprüfbar, wenn im Interesse der Rechtssi-
cherheit ein grober Fehler bei der Auslegung der an-
zuwendenden Rechtsnorm, wie etwa bei der Ausle-
gung eines unbestimmten Gesetzesbegriffs, kor-
rigiert werden müsste.
2. Gebiete das Gesetz die Entscheidung nach billi-
gem Ermessen, kann nur eine eklatante Über-
schreitung dieses Ermessens aufgegriffen werden.
3. Dies gilt auch für die Frage der Unterbrechung
eines Rechtsstreits gem § 191 ZPO.
4. Dieselben Maßstäbe sind für die Frage der Un-
terbrechung eines Firmenbuchverfahrens nach
§ 19 FBG und die in Abs 2 dieser Bestimmung ge-
nannten Kriterien anzuwenden.
5. Danach hat das Gericht von einer Unterbre-
chung abzusehen oder sie aufzuheben und auf-
grund der Aktenlage zu entscheiden, wenn das
rechtliche oder wirtschaftliche Interesse an ei-
ner raschen Erledigung erheblich überwiegt.
OGH 27. 4. 2015, 6 Ob 57/15y Rechtsnews 2015,
19818 = JusGuide 2015/29/13819 (OGH).

" §§ 1293, 1323 ABGB:
Zum korrekten Klagebegehren in Anlegersachen

1. Bei einer Kapitalveranlagung liegt ein ersatzfä-
higer Schaden bereits darin, dass ein Anleger kein
(wie von ihm gewünschtes) wertstabiles, sondern
ein Kursschwankungen unterliegendes Wertpapier
erworben hat.
2. Für das Vorliegen eines realen Schadens reicht
es aus, dass die Zusammensetzung des Vermögens
des Geschädigten nach dem schadensbegründenden
Ereignis nicht seinem Willen entspricht; der Ein-
tritt einer in Geld messbaren Vermögenseinbuße ist
dafür nicht erforderlich.
3.Veräußert der Anleger die Papiere, kann er den
Differenzanspruch, welcher konkret zu berechnen
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ist und nicht durch Rückgriff auf hypothetisch er-
zielbare Kurserlöse zu fiktiven Zeitpunkten ersetzt
werden kann, begehren.
4. Sofern der Anleger sich aber dazu entschließt, die
unerwünschten Papiere vorläufig noch zu behal-
ten, kommt es – um Spekulation zu vermeiden –

zur Beschränkung des Schadenersatzanspruchs; es
besteht keinWahlrecht zwischen „Naturalrestitu-
tion“ und Ersatz des Differenzschadens.
5. Diesfalls kann das Begehren des Geschädigten nur
auf Rückzahlung des Kaufpreises Zug um Zug gegen
einen Bereicherungsausgleich durch Übertragung
des noch vorhandenen Finanzprodukts an den Schä-
diger lauten.
6. Das Gericht kann bei Anlegerschäden daher –

anders als in anderen Fällen der Rückabwicklung –

auch nicht statt eines erhobenen Begehrens auf Er-
satz des Differenzschadens als Minus eine Zah-
lungspflicht Zug um Zug gegen Rückgabe der
Wertpapiere auferlegen.
OGH 19. 2. 2015, 6 Ob 7/15w ÖBA 2015/2128,
531 = EvBl-LS 2015/100 (Rohrer) = RdW 2015/
432, 482 = JBl 2015, 444.

" §§ 48a, 48d BörseG:
Ad-hoc-Meldungen als Auslöser für Schadenersatzan-
sprüche

1. Kommt es zur Verletzung der Ad-hoc-Melde-
pflicht, sind nicht nur Kursdifferenzschäden, son-
dern auch Vertragsabschlussschäden ersatzfähig.
2. Für den Schadenersatzanspruch muss der Er-
werbsentschluss des Anlegers auf der unterlasse-
nen (oder unwahren) Veröffentlichung der Insider-
Information beruhen.
3. Die Unterlassung der gebotenen Ad-hoc-Mel-
dung ist für den Schaden dann kausal, wenn er bei
Einhaltung der Meldepflicht von ihrem Inhalt er-
fahren und dann eine andere (oder keine) Veran-
lagungsentscheidung getroffen hätte.
4. Bei der Prüfung, ob er nachvollziehbare Gründe
dafür darlegen kann, dass er in Kenntnis des Inhalts
einer Ad-hoc-Meldung eine andere Veranlagungs-
entscheidung getroffen hätte, wird regelmäßig insb
der konkrete Inhalt der gebotenen Meldung und
die zeitliche Nähe des Erwerbs eine Rolle spielen,
weil es sich um eine für die Anlegerentscheidung in
unterschiedlichem Ausmaß ausschlaggebende Tat-
sache handeln kann, auch andere Faktoren für die
Erwerbsentscheidung bestimmend sein können
und sich der Wert einer Ad-hoc-Meldung aufgrund
ihres Charakters als Momentaufnahme im Zeitver-
lauf auch verlieren kann.
5. Allgemein sind die Anforderungen an den Be-
weis des hypothetischen Kausalverlaufs bei einer
(angeblichen) Schädigung durch Unterlassen gerin-
ger; es genügt die überwiegende Wahrscheinlich-

keit, dass der Schaden auf das Unterlassen des
pflichtgemäßen Handelns zurückzuführen ist.
6. Es müsste daher mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit feststehen, dass dem geschädigten
Anleger der Inhalt der unterlassenen Ad-hoc-Mel-
dung bei Publikation zur Kenntnis gelangt wäre.
OGH 20. 3. 2015, 9 Ob 26/14k RdW 2015/387,
428 = VbR 2015/91, 125 (Schuhmacher) = JusGuide
2015/20/13522 (OGH) = EvBl-LS 2015/110 (Roh-
rer).

" § 302 Abs 1 StGB (§ 1 Abs 1, § 7 Abs 1, § 8 Abs 1
Z 1 DSG; § 152 GewO):

Datenbeschaffung durch Kreditauskunftei = EvBl 2015/78
§ 152 GewO setzt zwar implizit die grundsätzliche
Zulässigkeit einer solchen gewerblichen Tätigkeit
voraus, womit der Gesetzgeber erkennen lässt, dass
in bestimmten Fallkategorien ein die Betroffenenin-
teressen überwiegendes berechtigtes Interesse dieser
Gewerbetreibenden (und deren Kunden) an der
Verwendung (insb der Sammlung, Aufbewahrung
und Weitergabe) bonitätsrelevanter Daten gegeben
ist. Eine von § 8 Abs 1 Z 1 DSG verlangte ausdrück-
liche ges Ermächtigung zum Ermitteln derartiger
Daten enthält § 152 GewO hingegen gerade nicht.
Ein aus einer Gewerbeberechtigung (grundsätzlich)
ableitbarer, legitimer Zweck einer Datenverarbei-
tung iSd § 7 Abs 1 DSG sagt noch nichts darüber
aus, ob ein darauf gestützter konkreter Eingriff in
das Grundrecht auf Datenschutz zulässig ist, also
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen (im Ein-
zelfall) nicht verletzt. Dies ist anhand der Erlaubnis-
tatbestände des § 8 Abs 1 (und § 1 Abs 1 zweiter
Satz) DSG zu prüfen.
OGH 21. 1. 2015, 17 Os 43/14y (LGSt Wien
16 Hv 39/13 i).

" § 304 StGB (§ 74 Abs 1 Z 5 StGB):
Pflichtwidrigkeit bei kumulativer Kausalität des Vorteils
= EvBl-LS 2015/87

Wer kein Übel ankündigt, den Vorteil also für da-
von unbeeinflusstes Verhalten fordert, kommt man-
gels (bloß vorteilskausaler) Pflichtwidrigkeit des (mit
der Forderung verknüpften) Amtsgeschäfts nicht als
Täter von Bestechlichkeit nach § 304 StGB, son-
dern bloß von Vorteilsannahme nach § 305 StGB
in Betracht.
OGH 21. 1. 2015, 17 Os 11/14 t.

" § 146 StGB (§ 15 StGB):
Besichtigung durch Mitarbeiter eines Maklerunterneh-
mens als mittelbarer Schaden = EvBl-LS 2015/88

Betrug erfasst „nur den durch die täuschungsbe-
dingte Vermögensverfügung unmittelbar bewirkten
Vermögensschaden, nicht aber bloß mittelbar her-
beigeführte (Folge-)Schäden“. „Arbeitsleistungen,
zu denen der Makler durch Täuschung des Angekl

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/10512

Recht kurz und bündig



(unmittelbar) verleitet wurde“, kommt „dann die
Bedeutung eines als Betrugsschaden in Betracht
kommenden Wirtschaftsguts zu, wenn sie unter
Umständen erbracht“ werden, „die nach den Ge-
pflogenheiten des Geschäftslebens (an sich bereits)
eine vermögenswerte Gegenleistung (des Angekl ge-
genüber dem Maklerunternehmen) bedingen“.
OGH 22. 1. 2015, 13 Os 44/14 s.

" § 33 Abs 1 FinStrG (§§ 95 f EStG):
KESt-Verkürzung = EvBl 2015/84

Zur Beurteilung einer allfälligenVerkürzung anKESt
sind Feststellungen darüber zu treffen, ob, ggf zu wel-
chem Zeitpunkt, Kapitalerträge geflossen sind. Wer-
den Kapitalflüsse konstatiert, sind weiters die Person
des Schuldners und des Empfängers der Kapitaler-
träge festzustellen und auf dieser Basis anhand der Be-
stimmungen der §§ 95 f EStG zu prüfen, wen die da-
rauf bezogene Pflicht zum Abzug und zur Abfuhr der
KESt traf. ImFall eines Schuldspruchs wegen Finanz-
vergehen der (gewerbsmäßigen) Abgabenhinterzie-
hung sind die einzelnen Taten unter Zugrundelegung
des finanzstrafrechtlichen Tatbegriffs zur KESt durch
Feststellungen voneinander abzugrenzen.
OGH 25. 2. 2015, 13 Os 107/14 f (LGSt Wien
12 Hv 114/12p).

" § 20 StGB:
Verfall von Vermögenswerten = EvBl 2015/85

Zwar ist ein gegenstandsbezogener Verfall nach
§ 20 Abs 1 StGB von einem „Wertersatzverfall“
nach § 20 Abs 3 (allenfalls iVm Abs 4) StGB zu un-
terscheiden, doch handelt es sich – zumal Abs 3 ex-
plizit auf „die dem Verfall nach Abs 1 oder 2 unter-
liegenden Vermögenswerte“ abstellt – in beiden Fäl-
len um eine in ihren Auswirkungen grundsätzlich
gleichartige vermögensrechtliche Maßnahme.
OGH 3. 3. 2015, 14 Os 147/14w (OLG Innsbruck
11 Bs 269/13 s; LG Innsbruck 28 Hv 59/13 i).

" § 485 Abs 1 Z 4 StPO (§ 37 Abs 3, §§ 38, 210 Abs 1
StPO):

„Anordnung der HV“ als Ausdruck des Willens zur Ent-
scheidung aufgrund rechtswirksamer Anklage = EvBl-LS
2015/95

Nach § 37 Abs 3 StPO setzt bei sukzessiver Ankla-
geerhebung die Verbindung von Verfahren ein be-
reits anhängiges Hauptverfahren und Rechtswirk-
samkeit der späteren Anklage voraus. Im Verfahren
vor dem ER LG sieht das Gesetz – anders als in je-
nem vor KollegialG (§ 213 Abs 4 StPO) – keine
förmliche BFassung über die Rechtswirksamkeit
der Anklage (des Strafantrags) vor. Der Strafantrag
ist jedoch vom ER amtswegig nach den Kriterien
des § 485 Abs 1 Z 1 bis 3 StPO zu prüfen. Führt
diese Überprüfung zu einem positiven Ergebnis
(weist der Strafantrag also keinen der im Gesetz ge-

nannten Mängel auf), hat der ER gem § 485 Abs 1
Z 4 StPO die HV anzuordnen, „sofern nicht die Vo-
raussetzungen für ein Vorgehen nach dem 11. oder
nach dem 23a. HptSt vorliegen“. Schon wegen der
mit der Rechtswirksamkeit der Anklage (des Strafan-
trags) verbundenen rechtlichen Konsequenzen ist
der positive Ausgang der Prüfung im Akt unmissver-
ständlich zu dokumentieren. Dies kann etwa durch
AV (§ 95 StPO), durch Erlassen einer StrafVfg oder
eben durch die Anordnung der HV (§ 485 Abs 1 Z 4
StPO) erfolgen, womit die Rechtswirksamkeit des
Strafantrags als Voraussetzung für die Einleitung
des Hauptverfahrens zum Ausdruck gebracht wird.
Erst nach amtswegiger, aktenmäßig dokumentierter
Überprüfung des Strafantrags kann es (mittelbar) zu
einem Kompetenzkonflikt iSd § 38 StPO kommen.
OGH 18. 2. 2015, 15 Ns 3/15g.

" § 20 StGB (§ 281 Abs 1 Z 11 erster Fall StPO):
Kein Verfall zur ungeteilten Hand = EvBl-LS 2015/96

Da die dem Verfall unterliegenden Vermögens- und
Ersatzwerte (§ 20 Abs 1 und 2 StGB) sowie der
Wertersatz (§ 20 Abs 3 StGB) nur dem tatsächli-
chen Empfänger mittels Verfall abgenommen wer-
den dürfen, scheidet Solidarhaftung aus. Sind Ver-
mögenswerte mehreren Personen zugekommen, ist
bei jedem Empfänger nur der dem jeweils tatsäch-
lich rechtswidrig erlangten Vermögenswert entspre-
chende Betrag für verfallen zu erklären.
OGH 18. 2. 2015, 15 Os 13/15y.

" § 222 Abs 3 StPO (§ 281 Abs 1 Z 5a StPO):
Vor HV gelöschte Daten einer Nachrichtenübermittlung
= EvBl 2015/91

Auch wenn ein PrivatGA zum Akt genommen wird,
kann nur ein Befund und nicht ein daraus gezogener
Schluss eines Privatgutachters zu erheblichen Be-
denken iSv § 281 Abs 1 Z 5a StPO Anlass geben.
Da nämlich das Ziehen von Schlüssen in der HV ge-
richtlich beigezogenen Gutachtern vorbehalten ist,
das Verfahrensrecht solcherart nur diese als SV be-
greift, sind vernommene Privatgutachter nichts an-
deres als Zeugen, deren subjektive Meinungen, An-
sichten, Wertungen, Schlussfolgerungen, rechtliche
Beurteilungen und ähnliche intellektuelle Vorgänge
aber grundsätzlich nicht Gegenstand einer Zeugen-
aussage sein können.
OGH 3. 3. 2015, 14 Os 149/14 i (LGSt Graz 11 Hv
48/14 s).

" § 6 StGB (§§ 12, 80, 88 StGB):
Einwilligung in fremde Selbstgefährdung = EvBl 2015/
92

Überlassen von Suchtgift und einer Wohnung zu
dessen Konsum begründet als Mitwirkung an eigen-
verantwortlicher Selbstgefährdung keine strafbare
Handlung gegen Leib oder Leben.
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" § 2 Abs 1 AusliefÜbk (§ 11 Abs 2 ARHG):
Einwilligung in fremde Selbstgefährdung = EvBl 2015/92

Unzulässigkeit von Auslieferung zur Vollstreckung
in Betreff einer bloß nach dem Recht des ersuchen-
den Staates realkonkurrierend begründeten strafba-
ren Handlung.
OGH 5. 3. 2015, 12 Os 147/14 f (LGSt Wien 313
HR 69/14 s).

" § 135 Abs 2, § 138 Abs 1 StPO (§ 5 Abs 1, § 134 Z 2
StPO):

„Funkzellenauswertung“ ausdrücklich gesetzlich vorge-
sehen = EvBl-LS 2015/103

Während § 135 Abs 2 StPO die Zulässigkeitsvo-
raussetzungen für Auskünfte über Daten einer
Nachrichtenübermittlung festlegt, ist § 138 StPO
(nur) eine Durchführungsvorschrift. Aus § 135
Abs 2 StPO ergibt sich, was zwingender Inhalt einer
dementsprechenden Anordnung und gerichtlichen
Bewilligung ist (§ 138 StPO), nicht umgekehrt.
OGH 5. 3. 2015, 12 Os 93/14 i, 94/14m.

" § 27 Abs 1 Z 1, § 28a Abs 1, § 30 Abs 1, § 31a
Abs 1 SMG (§ 2 Abs 4 SMG):

„Gewinnung“ aus Kath-Pflanze = EvBl 2015/100
Das Suchtgift Cathinon und der psychotrope Stoff
Cathin sind bereits mit dem Abernten (= mechani-
sche Trennung der Zweigspitzen und Blätter von
der lebenden Kath-Pflanze) als erzeugt (gewonnen)
iSd § 27 Abs 1 Z 1, § 28a Abs 1, § 30 Abs 1, § 31a
Abs 1 SMG anzusehen, sodass sie in dieser Gestalt
Gegenstand der weiteren Begehungsformen der ge-
nannten strafbaren Handlungen sein können. Auch
abgeerntete cathinon- und cathinhältige Bestandtei-
le von „Kath-Stauden“ unterliegen den Beschrän-
kungen des SMG.
OGH 16. 3. 2015, 15 Os 21/15z (OLGWien 19 Bs
368/14b; LG Korneuburg 505 Hv 16/15w).

" § 148a StGB (§ 10 ZuKG; § 28 StGB):
Eingriff in Zugangskontrollrechte = EvBl 2015/101

§ 148a StGB ist gegenüber § 10 ZuKG stillschwei-
gend subsidiär, und zwar mit der Konsequenz, dass
nur gewerbsmäßiges Handeln strafbar ist, dass pri-
vate Nutzer straffrei bleiben (§ 10 Abs 3 ZuKG)
und der Täter nur auf Verlangen des in seinen Rech-
ten verletzten Diensteanbieters zu verfolgen ist
(§ 10 Abs 5 ZuKG).
OGH 9. 4. 2015, 12 Os 153/14p, 154/14k, 155/14g
(LG Klagenfurt 8 HR 242/12w).

" § 302 StGB (§ 1 Abs 3 RLV; § 89 SPG):
§ 1 Abs 3 RLV schafft kein subjektives Recht iSd § 302
StGB = EvBl 2015/102

Indem § 1 Abs 3 RLV (bloß) eine Verpflichtung von
Organen des öff Sicherheitsdiensts normiert, unter
den dort genannten Voraussetzungen und Bedin-

gungen auch außerhalb des Dienstes einzuschreiten,
ergibt sich daraus kein unter dem Aspekt des Schädi-
gungsvorsatzes relevanter Anspruch des Staates, ein
Einschreiten bei Nichtvorliegen der Voraussetzun-
gen zu unterlassen.
OGH 9. 4. 2015, 17 Os 51/14z (LG Korneuburg
603 Hv 11/14d).

" § 61 StGB (§ 28 Abs 1 StGB):
Günstigkeitsvergleich knüpft an Lebenssachverhalt an =
EvBl-LS 2015/115

Anknüpfungspunkt des nach § 61 zweiter Satz StGB
vorzunehmenden Günstigkeitsvergleichs ist die Tat,
also der im U festgestellte Lebenssachverhalt. Dabei
ist der Günstigkeitsvergleich im Fall der Realkon-
kurrenz für jede Tat gesondert vorzunehmen; im
Fall der Idealkonkurrenz ist der zu beurteilende Le-
benssachverhalt entweder dem UZeit- oder dem
Tatzeitrecht zu unterstellen.
OGH 25. 3. 2015, 15 Os 3/15b.

" § 302 Abs 1 StGB (§ 7 AVG):
Kein subjektives Recht auf unbefangene Verwaltungsor-
gane = EvBl-LS 2015/116

Parteien eines Verwaltungsverfahrens haben kein
subjektives Recht auf Führung und Entscheidung
durch unbefangene Organwalter. Als Bezugspunkt
des Rechtsschädigungsvorsatzes beim Missbrauch
der Amtsgewalt kommt aber ein für die Partei nach-
teiliges Ergebnis in Frage.
OGH 9. 4. 2015, 17 Os 53/14v, 54/14 s.

" § 231 Abs 2 ABGB:
Verteilung der Unterhaltslast bei gemeinsamer Betreu-
ung

Betreut der geldunterhaltspflichtige Elternteil das
Kind im Rahmen des üblichen Kontaktrechts in sei-
nem Haushalt, hat dies keine Auswirkungen auf
seine Unterhaltspflicht. Üblich ist nach ständiger
Rechtsprechung die Mitbetreuung im Rahmen eines
Kontaktrechts von zwei Tagen alle zweiWochen so-
wie von vier Wochen in den Ferien, also etwa an
80 Tagen pro Jahr.
Nach der (jüngeren) Rechtsprechung ist der zu leis-
tende Geldunterhalt zu reduzieren, wenn der Un-
terhaltspflichtige – über ein übliches Kontaktrecht
hinaus – Naturalunterhalt leistet. Im Rahmen des
Ermessens neigt die Rechtsprechung dazu, in der
Regel den Unterhaltsanspruch altersunabhängig
um 10% pro wöchentlichen Betreuungstag zu redu-
zieren, an dem sich das Kind über das übliche Aus-
maß des Kontaktrechts hinaus beim geldunterhalts-
pflichtigen Elternteil befindet.
Bei gleichwertigen Betreuungs- und Naturalleistun-
gen besteht kein Geldunterhaltsanspruch, wenn das
Einkommen der Eltern etwa gleich hoch ist bzw den
Eltern ein solches Einkommen zur Verfügung steht,
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das jeweils zu über der Luxusgrenze liegenden Un-
terhaltsansprüchen des Kindes führt. Von einer etwa
gleichteiligen Betreuung wird auch ausgegangen,
wenn kein Elternteil mindestens zwei Drittel der
Betreuung durchführt.
OGH 28. 4. 2015, 10 Ob 17/15w Zak 2015/460,
255.

" §§ 917, 938, 943 ABGB; § 1 Abs 1 lit d NotAktsG;
§ 94 Abs 1 GBG:

Übergabevertrag als Schenkung; Nachweis der wirkli-
chen Übergabe beim Grundbuch

Gem § 1 Abs 1 lit d NotariatsaktsG bedürfen
Schenkungsverträge ohne wirkliche Übergabe zu ih-
rer Gültigkeit eines Notariatsakts. Die in einem
Vertrag enthaltene Erklärung, dass mit Unterferti-
gung des Vertrags die Übergabe und Übernahme
der Liegenschaft als vollzogen gelte, stellt für sich
allein keine wirkliche Übergabe dar.
Bestand weiters niemals die Absicht, den Besitz an
einer Liegenschaft zu übertragen, sondern war viel-
mehr klar, dass der Übergeber bis zu seinemTod die
Liegenschaft kraft dinglicher Berechtigung weiter-
hin allein benutzen soll, liegt auch keine wirkliche
Übergabe iSd § 943 ABGB vor.
In Stattgebung der ao Revision hat der OGH hier
das Grundbuchgesuch bewilligt. Der zu prüfende
Übergabsvertrag habe nämlich die ausdrückliche
Erklärung enthalten, dass die Übergabe und Über-
nahme des Übergabsgegenstands in den tatsächli-
chen Besitz und Genuss bereits geraume Zeit vor
Vertragsunterfertigung erfolgt ist. Im Vertrag wird
auch das Wohnungsgebrauchsrecht und – in der
Gegenwartsform – die vertragsgemäße Nutzung de-
tailliert beschrieben, was bei der allein zulässigen
Auslegung nach dem Vertragswortlaut nur dahin
verstanden werden kann, dass die zwischen der
Übernehmerin und den Übergebern geteilte Nut-
zung bereits zum Zeitpunkt der Vertragsunterferti-
gung tatsächlich praktiziert wurde.
OGH 24. 3. 2015, 5 Ob 227/14 i Zak 2015/491, 274.

" §§ 914 ff, 1295 ff ABGB:
Vertragliche Haftungsbeschränkung auf den positiven
Schaden ist zulässig?

Vereinbarungen über den Ausschluss oder die Be-
schränkung der Haftung sind nur insoweit wirksam,
als ihr Abschluss oder ihre Anwendung im Einzelfall
nicht gegen die guten Sitten verstößt. Die Beurtei-
lung der Frage, ob ein Haftungsausschluss bei grob
fahrlässigem Verhalten des Schädigers wegen Sit-
tenwidrigkeit als unwirksam anzusehen ist, hängt
von den Umständen des Einzelfalls ab.
In der jüngeren Rsp nimmt der OGH zunehmend
auf eine umfassende Interessenabwägung Bezug.
Kriterien der Interessenabwägung im Unterneh-
merbereich sind etwa, ob sich die Freizeichnung

auf eine Haupt- oder bloß Nebenpflicht bezieht,
oder darauf, inwieweit zwischen den Vertragspar-
teien ein Ungleichgewicht besteht. Sofern es nicht
um eine vertragliche Hauptleistung geht, wird eine
Freizeichnung für entgangenenGewinn in weiterem
Umfang zulässig sein als die Freizeichnung für den
positiven Schaden.
Unter Bedachtnahme darauf, dass ein Unterneh-
mergeschäft vorlag und kein gänzlicher Haftungs-
ausschluss, sondern eine Haftungsbegrenzung auf
den positiven Schaden vorgesehen war, sah der
OGH die Rechtsansicht des BerG, die konkret be-
anstandete Klausel sei nicht sittenwidrig, als im Ein-
zelfall durchaus vertretbar an.
OGH 18. 3. 2015, 3 Ob 234/14d ecolex 2015/260,
647.
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Von RA Dr. Karl F. Engelhart, Wien. Der Autor ist Seniorpartner der Dr. Engelhart & Partner Rechtsanwälte OG (www.
engelhart.at) und war seit 1986 Mitglied, von 2008 bis 2015 Präsident des Disziplinarrates der Rechtsanwaltskammer
Wien. Veröffentlichungen zu mehreren Rechtsbereichen, insb zu Themen des Insolvenz- und Standesrechtes; Mitautor
des Kommentars Konecny, Insolvenzgesetze und Autor der Kommentierung der RL-BA 1977 in RAO (Manz 2015, in
Druck).

Mit 1. 1. 2014 ist die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 mit Auflösung der Obersten Berufungs- und
Disziplinarkommission (OBDK) in Kraft getreten. Rechtsmittelinstanz ist seither der OGH. In sämtlichen Ver-
fahren nach dem DSt und in einem Teil der Verfahren nach der RAO ist der OGH, für Teilbereiche nach der
RAO sind das Bundesverwaltungsgericht und das Landesverwaltungsgericht Rechtsmittelinstanz geworden.
Dieser Beitrag bringt einen Überblick über die mit diesen Änderungen verbundenen Auswirkungen einschließ-
lich von Hinweisen auf erste Verfahren mit verfahrensrechtlichen Aussagen des OGH. Erörtert wird auch die
geänderte Rechtslage hinsichtlich der Anrufung des VfGH in Disziplinar- und Verwaltungssachen.

I. Rückblick auf OBDK

Erst mit Novelle zum BVG (BGBl I 2008/2) kam es zu
einer verfassungsrechtlichen Absicherung der Selbst-
verwaltung der Rechtsanwaltskammern (und anderer
Körperschaften), welche seit der Advokatenordnung
(kaiserliche Verordnung v 16. 8. 1849 RGBl Nr 364)
nur einfachgesetzlich geregelt war. Mit dieser Novelle
wurde das Recht zur Selbstverwaltung bei der Wahr-
nehmung öffentlicher Aufgaben im ausschließlichen
oder überwiegenden Interesse der Mitglieder der Ge-
meinschaft geschaffen. Die OBDK war ein solches Or-
gan der Selbstverwaltung für Rechtsmittelentschei-
dungen des Disziplinarrates, als Berufungsinstanz in
Verfahren wegen Eintragung in die Liste der Rechts-
anwälte und Rechtsanwaltsanwärter sowie Löschung
aus dieser Liste, Verweigerung der Bestätigung der
Rechtsanwaltspraxis, des Erlöschens oder Ruhens der
Rechtsanwaltschaft außerhalb solcher Entscheidungen
im Disziplinarverfahren, Wahlanfechtungen, Verwei-
gerung der Zulassung zur Rechtsanwaltsprüfung, Be-
rufungen gegen Entscheidungen des Präses der Ausbil-
dungskommission gem § 4a ABAG sowie für die Dis-
ziplinarbehandlung von dienstleistenden europäischen
Rechtsanwälten iSd § 7 EIRAG und von niederge-
lassenen Anwälten iSd § 13 EIRAG.1) Mit der am
15. 5. 2012 beschlossenen Verwaltungsgerichtsbar-
keits-Novelle 2012 wurde durch den neuen Art 94
Abs 2 BVG die Reform der Verwaltungsgerichtsbar-
keit vorgegeben. Damit wurden die Grundlagen für ei-
nen gerichtlichen Rechtsschutz auch in allen Verwal-
tungsverfahren (einschließlich Abgabenverfahren) ge-
schaffen, was auch wegen der in Verwaltungsverfahren
bisher fehlenden Unabhängigkeit der Entscheidungs-
träger in Verfahren zweiter Instanz und wegen des
nicht ausreichend gewährten Rechtsschutzes im Hin-
blick auf Grundrechte eine langjährige Forderung
der Rechtsanwaltschaft war.2) Gleichzeitig wurde zum
Zweck der Straffung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

mit der Novelle zum BVG die Abschaffung aller Kol-
legialbehörden mit richterlichem Einschlag iSd
Art 133 Z 4 BVG beschlossen, worunter auch die
OBDK gefallen ist. Als Konsequenz wäre die Zustän-
digkeit der Landesverwaltungsgerichte für Rechtsmit-
tel gegen Entscheidungen der jeweiligen Rechtsan-
waltskammern (einschließlich Disziplinarrat) gewesen,
wodurch es zu einer Zersplitterung der Judikatur und
zu einer Beseitigung der Mitwirkung an Rechtsmittel-
entscheidungen im Rahmen der Selbstverwaltung ge-
kommen wäre. Intensive Verhandlungen der Rechts-
anwaltschaft mit dem Ziel, die bewährte OBDK auf-
rechtzuerhalten, scheiterten. Immerhin konnten die
freien Berufe eine Ermächtigung in § 94 Abs 2 BVG
erreichen, dass zum Unterschied von anderen Verwal-
tungssachen in den Angelegenheiten der Selbstverwal-
tungsbereiche ein Rechtszug an die ordentlichen Ge-
richte unter Beteiligung von Vertretern aus dem jewei-
ligen Berufsstand möglich wird, und wurde von den
Abgeordneten zum Nationalrat am 15. 5. 2012 iZm
dieser Gesetzeswerdung eine dementsprechende Ent-
schließung gefasst. Damit konnte für einen Großteil
der die Rechtsanwaltschaft betreffenden Bereiche die
Mitwirkung an Entscheidungen der zweiten Instanz
aufrechterhalten werden.3)

Daraus entstand die Diskussion, an welches Gericht
der Rechtszug in Disziplinar- und Verwaltungssachen
der Rechtsanwaltschaft gehen soll. Das Konzept der
Verwaltungsgerichtsbarkeit sah grundsätzlich nur ein
zweistufiges Verfahren für alle Verwaltungsbereiche
vor, gegebenenfalls die Anrufung des VfGH zur Prü-
fung der Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder
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Gesetzmäßigkeit von Verordnungen. Bezüglich der
Disziplinargerichtsbarkeit erster Instanz bestanden
Bedenken, dass die als Verwaltungsbehörden zu wer-
tenden Disziplinarsenate der einzelnen Rechtsanwalts-
kammern keine Gerichte iSd Art 6 EMRK seien, vor
allem, weil es keine öffentlichen Verhandlungen gibt.
In Vorgesprächen zwischen Bundesministerium für
Justiz, Rechtsanwälten und Vertretern des OGH ha-
ben diese es abgelehnt, eine volle Tatsacheninstanz
zu werden, sondern erklärt, sich lediglich auf rechtli-
che Überprüfungen etwa analog einer Nichtigkeitsbe-
schwerde gem § 281 StPO beschränken zu wollen.
Dies hätte auch ein vollständiges Neuerungsverbot
zur Folge gehabt. In der Stellungnahme des OGH v
19. 4. 2013 zum Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpas-
sungsgesetz– Justiz–VAJu4) hat der OGH ein zweistu-
figes gerichtliches Verfahren vorgeschlagen, welches
eine Berufung oder Beschwerde vom Disziplinarrat
zumOberlandesgericht und dann ein der Nichtigkeits-
beschwerde angenähertes Rechtsmittel vom Oberlan-
desgericht zumOGH vorgesehen hätte, unter Hinweis
auf den zweistufigen gerichtlichen Instanzenzug der
Notare gem §§ 170ff NO. Keinesfalls wollte der
OGH Tatsacheninstanz werden.

Die Rechtsanwaltschaft hat massiv gegen diese Lö-
sung argumentiert. Der Gesetzgeber hat sich zu der
nachstehend skizzierten Lösung entschlossen, wo-
durch eine zu große Aufsplitterung der Judikatur auf
Oberlandesgerichte vermieden und eine, wenn auch
eingeschränkte, Mitwirkung der Rechtsanwälte an
der Standesjudikatur gesichert wurde.

II. Neue Rechtslage
1. Zuständigkeit in Rechtsmittelverfahren

Durch das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungs-
gesetz– Justiz–VAJu wurden folgende Zuständigkei-
ten für Rechtsmittel in anwaltlichen Disziplinar- und
Verwaltungsverfahren geschaffen:
" In allen Verfahren nach dem DSt ist der OGH

zweite Instanz. Der OGH entscheidet gem § 59
DSt in Senaten, die aus zwei Richtern und zwei
aus dem Rechtsanwaltsstand gewählten Richtern
(Anwaltsrichter) bestehen. Es bleibt der Geschäfts-
verteilung überlassen, ob lediglich ein Senat oder
mehrere Senate gebildet werden, wobei die Richter
und Anwaltsrichter gegebenenfalls auch mehreren
Senaten angehören können (§ 59 Abs 1 DSt). Wie
bisher sind die Anwaltsrichter in Ausübung ihres
Amtes unabhängig und werden von den Rechtsan-
waltskammern durch deren Kammermitglieder für
sechs Kalenderjahre gewählt. Wählbar sind nur
Rechtsanwälte, die seit wenigstens zehn Jahren in
die Liste der Rechtsanwälte einer Rechtsanwalts-
kammer eingetragen sind, wobei ein Anwaltsrichter

nicht zugleich Mitglied des Ausschusses oder Dis-
ziplinarrates, Kammeranwalt oder Stellvertreter
des Kammeranwaltes einer Rechtsanwaltskammer
sein darf. Die Zahl der Anwaltsrichter ist nach der
Größe der Anwaltskammern abgestuft (§ 61 DSt).
Eine Teilnahme der Rechtsanwaltsanwärter in einen
solchen betreffenden Verfahren wie in erster Instanz
(§ 15 Abs 1 DSt) ist wie schon bisher bei der OBDK
nicht vorgesehen.5) Die Anwaltsrichter üben ihr Amt
als Ehrenamt aus, auswärtigen Anwaltsrichtern wer-
den die notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten
von ihrer Rechtsanwaltskammer ersetzt. Die beim
OGH und der Generalprokuratur im Rahmen deren
Tätigwerden in berufs- und disziplinarrechtlichen
Angelegenheiten der Rechtsanwälte und Rechtsan-
waltsanwärter nach dem DSt erwachsenden Kosten
sind vom Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tag zu tragen und vom Bundesminister für Justiz
dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag
jährlich bekanntzugeben (§ 65 Abs 1 DSt). Über Be-
rufungen ist in einer mündlichen Verhandlung zu
entscheiden (§ 50 DSt), über Beschwerden ohne
mündliche Verhandlung mit Beschluss (§ 56 DSt).
Die volle Kognitionsbefugnis des OGH auch in
Tatsachenfragen ist nicht beschränkt, der OGH
kann in der mündlichen Verhandlung auch selbst
Beweise aufnehmen und die notwendigen Verfah-
rensergänzungen vornehmen (§ 52 DSt).6)

" Diese Bestimmungen sind auch auf dienstleistende
oder niedergelassene Rechtsanwälte anwendbar,
welche unter das EIRAG fallen.

" Das Bundesverwaltungsgericht ist zuständig für
Rechtsmittel gegen Entscheidungen nach demABAG
und nach dem RAPG. Die Rechtsanwaltschaft wollte
auch diesbezüglich die Zuständigkeit des OGH,
konnte sich jedoch damit nicht durchsetzen. Da die
Entscheidungsorgane nach ABAG und RAPG bun-
desländerübergreifend bei einzelnen Oberlandesge-
richten eingerichtet sind, wurde der Rechtszug zum
Bundesverwaltungsgericht festgelegt.

" Für alle übrigen Angelegenheiten (solche, in denen
auch bisher der Rechtszug zur OBDK nicht möglich
war, sondern Bescheide der Rechtsanwaltskammern
jeweils unmittelbar bei Gerichtshöfen des öffentli-
chen Rechtes bekämpft werden konnten) gibt es
den Rechtszug an die Landesverwaltungsgerichte
des betreffenden Bundeslandes.

" Die Rechtsanwaltschaft wollte diese Zersplitterung
auf neun Landesverwaltungsgerichte vermeiden,
konnte sich jedoch damit nicht durchsetzen. Betrof-
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fen sind verschiedene Materien, von den Bereichen
Verfahrenshilfe und Berufsaufsicht bis zu Pensions-
angelegenheiten. Ursache der Zersplitterung (ent-
gegen der im Entwurf des BMJ vorgesehenen Zu-
ständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes) war
die Verweigerung der Zustimmung aller Bundeslän-
der für die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsge-
richtes, welche verfassungsgesetzlich notwendig ge-
wesen wäre.7)

2. Organisation des OGH in Anwaltssachen

Nach der Gesetzeslage ist es beim OGH gelegen, im
Rahmen der Geschäftsverteilung festzulegen, ob es ei-
nen Senat gibt, der ausschließlich in Anwaltssachen
entscheidet, oder ob die Aufgaben auf mehrere Senate
aufgeteilt werden. Nach eingehender Diskussion
wurde die Geschäftsverteilung dahin festgelegt, dass
es einen Senat in Verwaltungssachen gibt (Senat 19)
und insgesamt zehn Senate in Disziplinarsachen (Se-
nate 20 bis 29), bei denen jeweils Strafrichter die Se-
natsvorsitzenden sind und die Zuständigkeit (ähnlich
der bisherigen OBDK) sich nach den Bundesländern
richtet, wobei die Anwaltsrichter auch von diesen je-
weiligen Bundesländern (§ 63 Abs 2 DSt) gewählt sind.

Zu lösen war die Frage der Kanzlei und der Schrift-
führer. Der Aufwand für die Kanzlei der OBDK wurde
vom ÖRAK getragen, welcher auch eine Schriftführe-
rin für die Verhandlungen bezahlt hat. Dies war für
den OGH undenkbar. Die Kanzleitätigkeit wird von
Beamten des OGH ausgeübt, zum Schriftführer wer-
den Richteramtsanwärter herangezogen.

In Diskussion ist auch noch der Umfang der von der
Rechtsanwaltschaft an das Bundesministerium für Jus-
tiz zu leistende Ersatz für die Kosten der Verfahren in
Anwaltssachen. Gem § 65 Abs 2 DSt sind die beim
OGH und bei der Generalprokuratur im Rahmen de-
ren Tätigwerden in berufs- und disziplinarrechtlichen
Angelegenheiten der Rechtsanwälte und Rechtsan-
waltsanwärter nach dem DSt erwachsenden Kosten
vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag zu
tragen und vom Bundesminister für Justiz jährlich für
das abgelaufene Kalenderjahr bekanntzugeben, wobei
„auch der tatsächliche Aufwand für Personal und Infra-
struktur“ zu den Kosten zählt. Es gibt daher keine Kos-
ten oder Gebühren, welche unmittelbar Bezug auf das
Verfahren in Anwalts- oder Disziplinarverfahren beim
OGH haben. Im Disziplinarerkenntnis ist gem § 40
DSt lediglich auszusprechen, ob der Disziplinarbe-
schuldigte die Kosten des Disziplinarverfahrens ganz
oder zum Teil zu ersetzen hat (nach Maßgabe des je-
weiligen Schuld- oder Freispruches). Die Höhe der
Kosten (Pauschalkosten und Barauslagen) sind erst
nach Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses vom
Vorsitzenden des Disziplinarrates mit Beschluss fest-
zusetzen. Auch die Kosten des Verfahrens vor Fassung

eines Einleitungsbeschlusses ab Bestellung eines Un-
tersuchungskommissärs (§ 27 DSt) zählen zu den zu
ersetzenden Verfahrenskosten.8) Die Höhe der Pau-
schalkosten ist nach Maßgabe des Umfanges und des
Ausganges des Verfahrens (Schuld- und Freispruch)
unter Vermeidung unbilliger Härten zu bemessen
und darf fünf Prozent des im § 16 Abs 1 Z 2 DSt ge-
nannten Betrages nicht übersteigen, also nicht höher
sein als E 2.250,–. Die Einhebung erfolgt durch den
Ausschuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer als
für den Vollzug der Entscheidungen des Disziplinarra-
tes und des OGH nach dem DSt zuständige Behörde
(§§ 67ff DSt). In Anbetracht der Höhe der in den ers-
ten Verhandlungen vom Bundesministerium für Justiz
geäußerten Vorstellungen über die Höhe der vom Ös-
terreichischen Rechtsanwaltskammertag nach § 65
Abs 2 DSt zu ersetzenden Kosten wird nicht nur die
bisherige Praxis bei der Verhängung des Kostenersat-
zes in Disziplinarverfahren zu überdenken sein, son-
dern auch die betragsmäßige Beschränkung.

Pauschalgebühren nach dem GGG gibt es gem Ta-
rifpost 13a lit b in Anwaltssachen für Berufungen ge-
gen die Entscheidungen des Ausschusses der Rechtsan-
waltskammer gem §§ 5a, 30 Abs 4 und § 34 Abs 3
RAO in der Höhe von E 500,–.

III. Verfahrensrechtliche
Änderungen beim OGH

1. Eingeschränktes Neuerungsverbot

Nach alter Rechtslage gab es kein Neuerungsverbot.
Dies wurde gelegentlich missbräuchlich dazu benutzt,
dass sich ein Disziplinarbeschuldigter am Verfahren
mehr oder weniger nicht beteiligt hat und erst im Fall
einer Verurteilung unter Ausnützung der Zulässigkeit
von Neuerungen „seine Akten auspackte“, neues Vor-
bringen erstattete und umfangreiche Beweisanbote ge-
stellt hat. Bei dieser unerfreulichen Verfahrenssitua-
tion hatte die OBDK zu entscheiden, ob sie selbst
die Sachverhaltsgrundlagen durch ergänzende Beweis-
aufnahmen verbreitert (Beischaffung von beantragten
Akten, Vernehmungen in der Berufungsverhandlung
vor der OBDK) oder das Erkenntnis des Disziplinarra-
tes aufhebt und eine neuerliche Entscheidung und
Verhandlung aufträgt. Dadurch kam es zu erheblichen
Verfahrensverzögerungen und einem oft vermeidba-
ren Mehraufwand. Nach § 49 DSt nF ist die Zulässig-
keit von Neuerungen eingeschränkt: Das Vorbringen
neuer Tatsachen und die Benützung neuer Beweismit-
tel ist zulässig, es sei denn, dass diese dem Berufungs-
werber bereits spätestens zum Zeitpunkt des Abschlus-
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ses des Beweisverfahrens im Verfahren vor dem Dis-
ziplinarrat bekannt waren oder bekannt sein mussten
und es ihm nicht als Verschulden bloß minderen
Grades anzulasten ist, dass er von diesen nicht Ge-
brauch gemacht hat. Darin liegt ein Kompromiss zur
ursprünglichen Stellungnahme des OGH, keine Tat-
sacheninstanz sein zu wollen, und der bisherigen unbe-
schränkten Neuerungserlaubnis. Der Berufungswer-
ber muss daher bei der Geltendmachung neuen Vor-
bringens oder beim Antrag auf Aufnahme neuer Be-
weise vorbringen und nach der ersten Judikatur des
OGH auch bescheinigen, weshalb ihm das Vorbringen
und die Antragstellung im Verfahren erster Instanz
nicht als Versehen minderen Grades anzulasten ist.
Nach der Judikatur des OGH in mehreren Senaten9)

wird verlangt, dass der Berufungswerber darlegt, wa-
rum es ihm nicht als Versehen bloß minderen Grades
anzulasten ist, dass er es im Disziplinarverfahren un-
terlassen hat, die nunmehr zur Bekämpfung des festge-
stellten Sachverhaltes beantragten Beweismittel gel-
tend zu machen. Dies betrifft sowohl Anträge auf Zeu-
genvernehmung als auch auf Beischaffung von Akten.
Dies erfordert auch einen erhöhten Anspruch an die
in erster Instanz gestellten Beweisanträge hinsichtlich
des Beweisthemas, der genauen Bezeichnung der Be-
weismittel und der Relevanz der beantragten Beweis-
aufnahme. Das Gleiche gilt für Anträge des Beschul-
digten und des Kammeranwaltes auf Verlesung be-
stimmter Aktenteile zur Verwendung als Beweismittel.

Für Feststellungen der objektiven Tatseite genügt in
der Regel die Übernahme von Feststellungen aus ei-
nem Zivilurteil, wenn der Disziplinarbeschuldigte am
Verfahren beteiligt war.10)

2. Form und Inhalt der Entscheidungen

Die Erkenntnisse des OGH in Disziplinarsachen wer-
den mit dem üblichen Kopfpapier (erste Seite: Repub-
lik Österreich – Oberster Gerichtshof mit Bundes-
wappen, Geschäftszahl und „IM NAMEN DER RE-
PUBLIK“) ausgefertigt. Beschlüsse des OGH in Dis-
ziplinarsachen werden analog den Beschlüssen in
ordentlichen Rechtssachen ausgefertigt, allerdings
nicht mit dem wie bei Urteilen üblichen Deckblatt
als erste Seite.

Der Stil hat sich geändert: Die Entscheidungen sind
durchwegs sehr kurz und sehr präzise gefasst.11) Die
formellen Voraussetzungen werden strikt untersucht
und exakt geprüft. Primär erfolgt die Prüfung nach
etwa geltend gemachten oder von Amts wegen zu be-
rücksichtigenden Nichtigkeitsgründen iSd § 281
StPO. Bei der Beweiswürdigung gibt es nicht (wie
bei der OBDK häufig) umfangreiche detaillierte Ab-
wägungen der einzelnen Gründe für oder gegen eine
Tatsachenfeststellung, sondern mehr zusammenfas-
sende Hinweise ohne Detailbegründung, weshalb die

geltend gemachten Berufungsgründe keinen ausrei-
chenden Anlass bieten, von Feststellungen der ersten
Instanz abzugehen, aber genauso in Kürze, weshalb
bestimmte Feststellungen in den in der Verhandlung
vorgekommenen Beweisergebnissen keine ausrei-
chende Deckung finden und daher zu einer Beweiser-
gänzung oder zu einem Freispruch führen mussten.

Das Erledigungstempo ist durchaus beachtlich, häu-
fig etwa nur ein halbes Jahr, manchmal auch darunter,
wobei aus den veröffentlichten Entscheidungen ja
nicht das Datum der Vorlage an den OGH erkennbar
ist.

Die Entscheidungen des OGH werden anonymi-
siert im RIS veröffentlicht und sind auch in einem ge-
sonderten Abonnement in gedruckter Form zu erwer-
ben.

3. Kein verstärkter Senat

Mangels Ermächtigung im OGHG ist es leider nicht
möglich, bei divergierenden Entscheidungen der doch
zehn Senate in Disziplinarsachen die Entscheidung ei-
nes verstärkten Senates herbeizuführen. Dies ist des-
wegen von besonderer Bedeutung, als bisher eine ein-
heitliche Rsp bei divergierenden Entscheidungen des
OGH oder bei Gefährdung verfassungsrechtlich ge-
schützter Rechte über die Anrufung des VfGH gegen
Entscheidungen der OBDK möglich war. Dies ist
weggefallen, siehe folgenden Absatz:

4. Anrufung des VfGH

Nach der alten Rechtslage konnte – falls nicht ein ge-
setzlicher Rechtsmittelausschluss vorgelegen ist – ge-
gen Entscheidungen des Ausschusses einer Rechtsan-
waltskammer der VwGH angerufen werden. In Dis-
ziplinarsachen konnte der Beschuldigte (leider nicht
der Kammeranwalt, was gelegentlich eine schmerzli-
che Lücke war) gegen Entscheidungen der OBDK Be-
schwerde an den Verfassungsgerichtshof wegen Ver-
letzung verfassungsrechtlich geschützter Rechte erhe-
ben (Bescheidbeschwerde). Im Rahmen dieser Be-
scheidbeschwerde konnte auch die Anfechtung von
Gesetzen als verfassungswidrig und von Verordnun-
gen (zB RL-BA 1977 als Selbstverwaltungsverord-
nung) geltend gemacht werden. Diese Möglichkeit
hatte zwei positive Folgen:

a) Eine Vereinheitlichung der Rsp der einzelnen Se-
nate der OBDK, vor allem aber

b) einen Anstoß zu einer Fortentwicklung des Stan-
desrechtes durch Novellierung der RL-BA 1977.
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Zahlreiche notwendige Novellen, vor allem der RL-
BA 1977, scheiterten daran, dass zwischen den neun
Länderkammern keine Übereinstimmung über den In-
halt (manchmal auch über die Notwendigkeit) einer
Novelle herbeizuführen war, es keine Bundeskammer
gibt, bei welcher EntscheidungenmitMehrheit getrof-
fen werden können, und es der Übung entspricht, bei
Bedenken einer Länderkammer so lange zuzuwarten
und zu verhandeln, bis diese Bedenken ausgeräumt
sind. Dies bedeutete oft jahrelange Diskussionen und
Verzögerungen bis zur Neuschaffung einer Richtlinie.
Hilfreich für die Fortentwicklung des Rechtes auch im
Bereich der Selbstverwaltung war die Anrufung des
VfGH: Manchmal schon im Vorbereich der Entschei-
dung nach Eröffnung des Beschwerdeverfahrens, an-
sonsten nach Aufhebung der entsprechenden Geset-
zes- oder Verordnungsstelle durch den VfGH musste
die Neuerung der betreffenden Teile des Standesrech-
tes erfolgen und sie gelang dann auch. Dieses Korrek-
tiv bzw der Anstoß für zweckmäßige Änderungen fehlt
nunmehr: Gegen Entscheidungen des OGH kann der
VfGH nicht angerufen werden. Es kann lediglich im
Zuge eines Rechtsmittels an den OGH angeregt wer-
den, die Verfassungs- oder Gesetzmäßigkeit einer
Norm überprüfen zu lassen. Der seit 1. 1. 2015 mögli-
che Parteiantrag auf Normenkontrolle („individuelle
Gesetzesbeschwerde“ gem Art 139 und 140 B-VG)
steht im Disziplinarverfahren nicht zu, da der Diszi-
plinarrat in seiner verfassungsrechtlichen Stellung eine
Verwaltungsbehörde ist und als Voraussetzung für die
Zulässigkeit eines Parteiantrages auf Normenkontrolle
die Erhebung eines Rechtsmittels gegen eine Ent-
scheidung eines ordentlichen Gerichtes erster Instanz
ist. Der OGH ist zwar ein ordentliches Gericht, gegen
seine Entscheidungen gibt es aber kein Rechtsmittel,
aus Anlass dessen eine Gesetzesbeschwerde erhoben
werden könnte.12) Entgegen der früheren Rechtslage
bleibt daher nur die Möglichkeit einer Anregung an
den OGH zur Anfechtung von Gesetzen oder Verord-
nungen als präjudiziell für dessen Entscheidung.

Zu diesem Thema war ein Verfahren beim VfGH
infolge der Individualbeschwerde eines österreichi-
schen Rechtsanwaltes anhängig, welcher einerseits
eine Entscheidung des OGH v 11. 11. 2014 in Diszi-
plinarsachen angefochten und gleichzeitig als Even-
tualantrag die Aufhebung der Bestimmungen des DSt
betreffend den OGH als Rechtsmittelinstanz gestellt
hat, weil dem Rechtsanwalt der „Rechtszug“ an den
VfGH und VwGH in Disziplinarsachen verwehrt ist.
Mit Beschluss v 11. 6. 2015 hat der VfGH die Behand-
lung dieser Beschwerde infolge Aussichtslosigkeit ab-
gelehnt.12)

Der OGH zeigt jedoch durchaus seine Bereitschaft,
diesen Mangel durch anlassbezogene Anträge auf Auf-
hebung von Bestimmungen der RL-BA 1977 auszu-
gleichen. So hat er mit Beschluss v 15. 6. 2015 an

den VfGH den Antrag gestellt, § 51 der RL-BA 1977
wegen Gesetzwidrigkeit aufzuheben.13)

5. Keine Amtshaftung

Ein Vorteil für die Rechtsanwaltskammern durch die
Übertragung der Zuständigkeit an den OGH als
Rechtsmittelinstanz besteht darin, dass Amtshaftungs-
ansprüche wegen behaupteter Fehler der zweiten Ins-
tanz nicht mehr geltend gemacht werden können.
Bisher kam es in der Praxis, insb bei Aufhebung einer
Entscheidung der OBDK durch den VfGH, zu Amts-
haftungsverfahren von teils beachtlicher Größenord-
nung (Anlassfall zB die vorläufige Untersagung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft als einstweilige
Maßnahme gem § 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt).

Aus einem Erkenntnis des OGH kann gem § 2 Abs 3
AHG ein Ersatzanspruch nicht abgeleitet werden.14)

Die Möglichkeit einer Amtshaftungsklage gegen-
über der jeweiligen Rechtsanwaltskammer steht wie
bisher offen. Für einen Amtshaftungsanspruch ist al-
lerdings nach herrschender Auffassung zur Erfüllung
des Tatbestandes „rechtswidriges Verhalten“ gem § 1
Abs 1 AHG eine unvertretbare Rechtsansicht als Er-
gebnis der Entscheidung erforderlich. Gerade bei ei-
ner unvertretenen Rechtsansicht wird es notwendig
sein, sofern gesetzlich zulässig, ein Rechtsmittel einzu-
bringen. Unterbleibt die Einbringung eines Rechts-
mittels, besteht kein Ersatzanspruch, wenn der Scha-
den durch das Rechtsmittel hätte abgewendet werden
können (§ 2 Abs 2 AHG).

6. Übergangsprobleme

Das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz–
Justiz–VAJu wurde am 2. 9. 2013 ausgegeben und
hat in Art 17 § 2 für das Disziplinarverfahren der
Rechtsanwälte folgende Übergangsbestimmung:

Die Zuständigkeit zur Weiterführung der mit Ab-
lauf des 31. 12. 2013 bei der OBDK gem § 59 Abs 1
DSt anhängigen Verfahren geht auf den OGH über.
Die Amtsdauer der vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes durch die Rechtsanwaltskammern gewähl-
ten Anwaltsrichter bleibt vorerst unberührt; mit Ablauf
des 31. 12. 2013 gehören sie für den Rest ihrer Amts-
dauer dem OGH als Anwaltsrichter an.

Vorher wurde jedoch das Verwaltungsgerichtsbar-
keits-Übergangsgesetz (VwGbk-ÜG) erlassen, wel-
ches mit 1. 3. 2013 in Kraft getreten ist. Darin befin-
den sich Übergangsbestimmungen, die nach dem
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12) VfGH 11. 6. 2015, E 62/2015, G 297/2015.
13) OGH 15. 6. 2015, 26 Os 9/14 i, unter mehrfacher Berufung auf den

Verfasser in AnwBl 2012, 362.
14) Zur Problematik, wenn die Entscheidung des EGMR zu einem ande-

ren Ergebnis als die des OGH kommt, s Ziehensack, AHG § 2
Rz 114 ff.
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Wortlaut der Überschrift nicht sofort der OBDK bzw
dem OGH zuordenbar waren. Nach § 2 Abs 2
VwGbk-ÜG gilt der Bescheid bestimmter Verwal-
tungsbehörden, wozu auch die OBDK gehört, dessen
Zustellung vor dem Ablauf des 31. 12. 2013 veranlasst
ist, aber bis zum Ablauf dieses Tages nicht gültig zuge-
stellt worden ist, dennoch gegenüber allen Parteien,
denen gegenüber die Zustellung veranlasst worden
ist, als zugestellt. Wird durch die Zustellung der Lauf
einer Frist bestimmt, so beginnt diese Frist mit jenem
Zeitpunkt zu laufen, in dem der Bescheid gemäß den
Bestimmungen des Zustellgesetzes als zugestellt gelten
würde. Der Vollzug des Bescheides ist bis zu diesem
Zeitpunkt gehemmt. Tritt der im Satz 1 genannte Fall
nicht bis zum Ablauf des 30. 6. 2014 ein, tritt der Be-
scheid von Gesetzes wegen außer Kraft (§ 2 Abs 3
VwGbk-ÜG).

Ist der Bescheid vor Ablauf des 31. 12. 2013 münd-
lich verkündet worden, die Zustellung einer den Be-
ginn der Rechtsmittelfrist auslösenden schriftlichen
Ausfertigung des Bescheides jedoch bis zum Ablauf
dieses Tages nicht veranlasst worden, so tritt der Be-
scheid mit Ablauf dieses Tages außer Kraft.

Die Senate der OBDK haben sich gegen Jahresende
2013 bemüht, durch intensive Verhandlungstätigkeit
die bis dahin angefallenen Akten zu erledigen. Es
kam daher zu zahlreichen in der Verhandlung verkün-
deten Erkenntnissen. Nicht zuletzt unter dem Arbeits-
druck der Vielzahl der Erledigungen erfolgte in eini-
gen Fällen die Übermittlung der Ausfertigung der Er-
kenntnisse und der Beschlüsse über Beschwerden erst
nach Ablauf des 31. 12. 2013. Danach erfolgte wie üb-
lich die Zustellung des Erkenntnisses durch den Dis-
ziplinarrat der jeweiligen Rechtsanwaltskammer an
den Disziplinarbeschuldigten (Verteidiger) und an
den Ausschuss, der gegebenenfalls gem § 67 DSt den
Vollzug der Entscheidung vorzunehmen hatte. Es
wurden daher Entscheidungen zugestellt, die mit Ab-
lauf des 31. 12. 2013 außer Kraft getreten sind. Gegen
Entscheidungen anderer Verwaltungsbehörden, wel-
che unter diese Übergangsbestimmungen gefallen
sind, hat der VwGH eingebrachte Revisionen als unzu-
lässig zurückgewiesen, weil die angefochtenen Be-
scheide mit Ablauf des 31. 12. 2013 infolge der Be-
stimmungen des VwGbk-ÜG außer Kraft getreten wa-
ren (zB Ro 2014/11/0048). Vom Disziplinarrat der
Rechtsanwaltskammer Wien wurden betroffene Akten
dem OGH mit dem Hinweis auf die Übergangsbe-

stimmungen vorgelegt, da infolge Außerkrafttretens
seiner Entscheidung das anhängige Disziplinarverfah-
ren noch nicht abgeschlossen und nunmehr die Ent-
scheidung durch den OGH zu fällen war. Ein Anlass-
fall ist (in der Beschwerde nicht releviert) beim VfGH
anhängig gewesen, die Beschwerde wurde mangels Be-
schwer infolge gesetzlich angeordnetem Außerkraft-
treten zurückgewiesen.15)

IV. Zusammenfassung
Wie nicht anders erwartet, ist die Disziplinargerichts-
barkeit beim OGH in guten Händen, sowohl was die
Qualität als auch das Erledigungstempo anlangt. Die
Beteiligung der Anwaltsrichter sichert aufgrund deren
Berufserfahrung die Berücksichtigung der besonderen
Rechte und Pflichten eines Anwaltes in Bezug auf seine
Standesregeln. In Anbetracht der nur eingeschränkten
Zulässigkeit von Neuerungen ist Disziplinarbeschul-
digten zu empfehlen, sich konstruktiver als Betroffener
im Disziplinarverfahren zu beteiligen, als dies bisher
manchmal der Fall war. Im Interesse des Disziplinar-
beschuldigten gehört dazu schon die aktive Teilnahme
im Vorverfahren, aber auch die präzise Verantwortung
in der Disziplinarverhandlung und die Stellung von
Beweisanträgen unter Angabe von Beweismitteln, Be-
weisthema und Relevanz zum Verfahren. Bei Rechts-
mitteln wird der Disziplinarbeschuldigte aufgrund
der neuen Entscheidungspraxis zu beachten haben,
dass präzise Ausführungen, besonders auch unter Be-
zug auf § 281 StPO, gefordert sind und bei Vorlage
oder Anbot neuer Beweismittel zusätzlich darzulegen
ist, weshalb dieser Beweisantrag oder die Vorlage des
Beweismittels in erster Instanz entweder tatsächlich
nicht möglich gewesen oder das Unterlassen nur als
leichte Fahrlässigkeit zuzurechnen ist.

Bedauerlich ist die mangelnde Möglichkeit einer
Entscheidung des OGH durch einen verstärkten Senat
und das Fehlen der Möglichkeit, den VfGH im
Rahmen einer Individualbeschwerde (Gesetzesbe-
schwerde) anzurufen.

Bedauerlich bleibt die Zersplitterung der Zuständig-
keiten auf das Bundesverwaltungsgericht und auf die
einzelnen Landesverwaltungsgerichte.

15) VfGH 11. 6. 2015, B 337–338/2014.
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Wird beim VfGH ein Parteiantrag auf Normenkontrolle (Art 139 Abs 1 Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG) ge-
stellt, so sind der Antragsteller und die Parteien des gerichtlichen Rechtsmittelverfahrens am verfassungsge-
richtlichen Verfahren zu beteiligen. Partei- und Beteiligtenstellung vor dem VfGH sind insoweit akzessorisch
zur Parteistellung im Rechtsmittelverfahren nach der ZPO und dem AußStrG. Die Wirkungen der Stellung eines
Parteiantrags auf Normenkontrolle und die Wirkungen der Entscheidung des VfGH über diesen Antrag auf die
Parteien der gerichtlichen Ausgangsverfahren sind insb bei Vorliegen von Parteienmehrheiten (Streitgenossen-
schaft, Nebenintervention, Mehrheit von Beteiligten im außerstreitigen Verfahren) differenziert.

I. Einleitung1)

Am 1. 1. 2015 sind die Vorschriften im B-VG, im
VfGG, in der ZPO, im AußStrG und in der StPO be-
treffend den „Parteiantrag auf Normenkontrolle“
(„Gesetzesbeschwerde“) in Kraft getreten.2) Der Par-
teiantrag auf Normenkontrolle erweitert den Kreis je-
ner Verfahren, aus deren Anlass der VfGH zur Prü-
fung der Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, der Ge-
setzwidrigkeit von Kundmachungen über die Wieder-
verlautbarung eines Gesetzes oder Staatsvertrages, der
Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder der Rechts-
widrigkeit von Staatsverträgen angerufen werden
kann. Antragsbefugt sind Personen, die als Partei einer
von einem ordentlichen Gericht in erster Instanz ent-

schiedenen Rechtssache wegen Anwendung einer ge-
setzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen Kund-
machung über die Wiederverlautbarung eines Geset-
zes oder Staatsvertrages, eines verfassungswidrigen
Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in
ihren Rechten verletzt zu sein behaupten, aus Anlass
eines gegen diese Entscheidung erhobenen Rechtsmit-
tels.3)

Neben zahlreichen anderen Fragen, die insb die ein-
fachgesetzlichen Ausführungsvorschriften zum Partei-
antrag auf Normenkontrolle aufwerfen,4) stellt sich in
der Praxis häufig die Frage, wer Partei in einem auf-
grund eines Parteiantrags eingeleiteten verfassungsge-
richtlichen Verfahren ist.

Zweifellos sind die vom VfGH aus Anlass eines Par-
teiantrags geführten Verfahren solche der konkreten
Normenkontrolle.5) An ihnen sind daher grundsätzlich
jedenfalls die Parteien des Anlassverfahrens zu beteili-

1) Dieser Abhandlung liegt eine vom Autor im Rahmen der VfGH-
Grundausbildung verfasste Hausarbeit zugrunde. Der Verfasser
dankt den Mitgliedern des VfGH Herrn Univ. Prof. DDr. Christoph
Grabenwarter und Herrn Hon.-Prof. Senatspräsident des VwGH iR
Dr. Rudolf Müller sowie den verfassungsrechtlichen Mitarbeitern
Frau Mag. Marianne Bruckmüller, LL.M., und Herrn Armin Ahari,
LL.M., B.Sc., für bereichernde Diskussionen zum Thema. Der vorlie-
gende Beitrag gibt die persönliche Meinung des Autors wieder und
ist weder als Äußerung im Rahmen der Dienstpflicht noch als
Rechtsauffassung des VfGH zu verstehen.

2) BGBl I 2014/92; das hier in Rede stehende Instrument wurde und
wird in der Fachdiskussion meist als „Gesetzesbeschwerde“ be-
zeichnet. Die ErläutRV, die nach Änderungen im Plenum des Natio-
nalrates mit BGBl I 2014/92 als BG kundgemacht wurde, sprechen
vom „Parteiantrag auf Normenkontrolle“. Dieser Bezeichnung soll
im Folgenden der Vorzug gegeben werden, da sie zum Ausdruck
bringt, dass im Rahmen von Anträgen nach Art 139 Abs 1 Z 4
und Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG nicht nur Gesetze Gegenstand
der Prüfung durch den VfGH sein können (dazu sogleich). Vgl
zum Ganzen auch Bußjäger, „Aus Anlass eines Rechtsmittels“ –
Ausgewählte Rechtsfragen zur „Gesetzesbeschwerde“, JBl 2015,
149 (149 mit FN 1).

3) Aus Gründen der Einfachheit und der Praxisrelevanz wird im Folgen-
den lediglich auf Parteianträge eingegangen, mit denen die Aufhe-
bung einer gesetzwidrigen Verordnung und/oder eines verfassungs-
widrigen Gesetzes begehrt wird.

4) Im Schrifttum wurden Problemfelder insb im Hinblick auf die Frist
zur Einbringung des Parteiantrags (in Art 139 Abs 1 Z 4 und
Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG heißt es in diesem Zusammenhang
„aus Anlass eines [. . .] Rechtsmittels“, in den entsprechenden Be-
stimmungen im VfGG dagegen „gleichzeitig“) und auf die Unzuläs-
sigkeit der Stellung eines Parteiantrags in bestimmten Verfahren
(Art 139 Abs 1a, Art 140 Abs 1 B-VG; § 57a Abs 1, § 62a Abs 1
VfGG) ausgemacht. Mit Beschluss v 2. 7. 2015 zu G 206/2015
hat der VfGH eine amtswegige Gesetzesprüfung betreffend die
Wortfolge „§ 37 Abs 1 MRG,“ in § 62a Abs 1 Z 4 VfGG eingeleitet
(protokolliert zu G 346/2015).

5) Grundlegend zur Unterscheidung zwischen konkreter und abstrak-
ter Normenkontrolle zB Grabenwarter/Holoubek, Verfassungsrecht
– Allgemeines Verwaltungsrecht2 (2013) Rz 668.
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gen. Anders als bei Gerichtsanträgen nach Art 139
Abs 1 Z 1 oder Art 140 Abs 1 Z 1 lit a B-VG, in denen
in der Regel die Parteien des gerichtlichen Anlassver-
fahrens vom antragstellenden Gericht schon im Be-
schluss, mit dem der Antrag an den VfGH gestellt
wird, bezeichnet werden, stellt sich die Situation bei
Parteianträgen dar: Weder das B-VG noch die ein-
fachgesetzlichen Ausführungsbestimmungen sehen
vor, dass im Parteiantrag die Parteien des gerichtlichen
Verfahrens zu nennen sind. Allerdings ist dem Antrag
nach § 57a Abs 4 bzw § 62a Abs 4 VfGG eine Ausfer-
tigung, Abschrift oder Kopie der Entscheidung, gegen
die die Partei ein Rechtsmittel erhebt und aus dessen
Anlass sie einen Parteiantrag stellt, beizulegen. In der
Regel sind aus der beizulegenden Entscheidung die
Parteien des gerichtlichen Verfahrens ersichtlich, die
am verfassungsgerichtlichen Verfahren zu beteiligen
sind.

Im Einzelfall kann die Beurteilung, wem im gericht-
lichen Verfahren Parteistellung zukommt und wer in
der Folge am verfassungsgerichtlichen Verfahren zu
beteiligen ist, Zweifelsfragen aufwerfen. Diese Ab-
handlung soll zur Klärung dieser Fragen beitragen.
Sie widmet sich den zwei Arten von zivilgerichtlichen
Erkenntnisverfahren, nämlich dem Zivilprozess nach
der ZPO und dem Außerstreitverfahren nach dem
AußStrG.

II. Partei- und Beteiligtenstellung
im Zusammenhang mit einem
Parteiantrag: Allgemeines

Das VfGG enthält bekanntlich keine allgemeine Rege-
lung betreffend die Parteistellung in Verfahren vor
dem VfGH.6) Das ist vor allem dem Umstand geschul-
det, dass es das verfassungsgerichtliche Verfahren nicht
gibt, sondern die Partei- und Beteiligtenstellung ab-
hängig von der Verfahrensart vor dem VfGH je und
je verschieden ist.7) Lediglich in den in jüngerer Ver-
gangenheit in das VfGG eingefügten Bestimmungen
der Abschnitte A. und E. (§ 36c Abs 1, § 56c Abs 4,
§ 56d Abs 5, § 56 i Abs 4, § 56 j Abs 4 VfGG) des
2. Hauptstücks des 2. Teils des VfGG sind teilweise
ausdrückliche Festlegungen der Parteistellung im Ver-
fahren vor dem VfGH vorgesehen.

Die im VfGG verwendeten Begriffe von „Partei“
und „Beteiligten“ sind „schwankend und ungenau“
(VfSlg 3372/1958). Das VfGG enthält weder eine De-
finition des Begriffs des „Beteiligten“ noch eine einge-
hende Regelung dessen prozessualer Stellung.8) Im
VfGG wird einerseits der Begriff der „Parteien“ in
dem Sinne verwendet, dass er auch die „Beteiligten“
umfasst (so etwa in § 24 Abs 2 und 4 VfGG), anderer-
seits sind mit den „Beteiligten“ wiederum alle Prozess-

teilnehmer – also Parteien und Beteiligte – gemeint (so
etwa in § 26 Abs 2 VfGG).9)

Diese terminologischen Unschärfen sollen nicht den
Blick verstellen auf einen der wesentlichen Prozess-
grundsätze für das Verfahren der konkreten Normen-
kontrolle und damit auch für den Parteiantrag auf
Normenkontrolle, nämlich der Ausgestaltung dieser
Verfahren als grundsätzlich streitige, kontradiktori-
sche Verfahren, in denen der VfGH nach dem Vorbild
des zivilprozessualen Verfahrens in einem Parteien-
prozess Rechtsstreitigkeiten – namentlich Streitigkei-
ten über die behauptete Rechtswidrigkeit genereller
Rechtsvorschriften – entscheidet.10) Positivrechtlich
kommt dieser Grundsatz nicht zuletzt durch die über
§ 35 VfGG angeordnete subsidiäre und sinngemäße
Anwendung der ZPO zur Geltung.11) Im Sinne der
Parteienmaxime wird auch der Gegenstand des
Rechtsstreits wesentlich vom Antrag bestimmt, so insb
was die strikte Bindung des VfGH an das Begehren12)

und an die geltend gemachten Bedenken13) betrifft.
In seiner Anwendung durch den VfGH bedeutet der

Grundsatz des kontradiktorischen Verfahrens vor al-
lem, dass sämtliche „Prozessteilnehmer“ – also sowohl
„Parteien“ als auch „Beteiligte“ – Gelegenheit erhal-
ten, sich zum Gegenstand des Rechtsstreits zu äußern
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6) Siehe dazu schonMelichar, Die Anwendung der Zivilprozeßordnung
im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof, in FS Hans Schima
(1969) 287 (289 f); zum Fehlen von Bestimmungen, die ausdrück-
lich vorsähen, wer außer dem Beschwerdeführer Partei im Be-
schwerdeverfahren nach Art 144 B-VG ist, zB Wildpanner, Stellung
der Parteien im Beschwerdeverfahren nach Art 144 B-VG, JRP
2013, 364; G. Holzinger, Verfassungsgerichtshof und Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, ZVG 2014, 209 (212 f).

7) Vgl Grabenwarter, Verfassungsgerichtliches Verfahren und Art 6
EMRK, in Holoubek/Lang (Hrsg), Das verfassungsgerichtliche Ver-
fahren in Steuersachen (2010) 27 (29); Melichar in FS Schima 289.

8) VfSlg 3372/1958, 8042/1977; vgl auch VfSlg 14.720/1996 und
14.983/1997.

9) VfSlg 3372/1958.
10) Holoubek, Grundsätze des verfassungsgerichtlichen Verfahrens, in

Holoubek/Lang (Hrsg), Das verfassungsgerichtliche Verfahren in
Steuersachen (2010) 429 (432, 440).

11) Siehe dazu zB Melichar in FS Schima 287–302.
12) Vgl § 57 Abs 1, § 62 Abs 1 VfGG; das Fehlen einer geeigneten Dar-

legung iSd § 62 Abs 1 Satz 2 VfGG in einem Parteiantrag ist kein
behebbares Formgebrechen, sondern ein Prozesshindernis (VfGH
2. 7. 2015, G 16/2015; 2. 7. 2015, G 145/2015; 2. 7. 2015,
G 227/2015 ua; jeweils mwN). Werden in einem Parteiantrag aus-
schließlich verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Entscheidung
des ordentlichen Gerichts erster Instanz, gegen die ein Rechtsmittel
erhoben und aus dessen Anlass der Parteiantrag gestellt wurde, gel-
tend gemacht (somit Bedenken gegen die Auslegung und Anwen-
dung des Gesetzes durch das Gericht, nicht aber gegen die Verfas-
sungsmäßigkeit des Gesetzes), so stellt dies ebenfalls einen nicht
verbesserungsfähigen Mangel iSd § 62 Abs 1 iVm § 18 VfGG dar
(VfGH 2. 7. 2015, G 145/2015).

13) Vgl nur die entsprechenden „Formeln“ zur Bindung an die Bedenken
in auf Antrag eingeleiteten Verordnungs- und Gesetzesprüfungsver-
fahren, die der VfGH nahezu stets seinen Erwägungen in der Sache
voranstellt.
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und auch zu den abgegebenen Äußerungen Stellung
zu nehmen. Ob dies in allen Verfahren verfassungs-
gerichtlicher Normenkontrolle durch Art 6 Abs 1
EMRK geboten ist, kann im Hinblick auf die Praxis
des VfGH, den Parteien und Beteiligten jedenfalls Ge-
hör zu geben und ihnen faktisch durch die Zustellung
sämtlicher Äußerungen die Möglichkeit zu bieten, zu
Äußerungen jeweils anderer Verfahrensteilnehmer
Stellung zu nehmen, dahingestellt bleiben.14) Für Nor-
menkontrollverfahren aus Anlass eines Parteiantrags
ist die Anwendbarkeit des Art 6 Abs 1 EMRK und da-
mit das Bestehen eines solchen Gebots jedenfalls
grundsätzlich zu bejahen, da hier das verfassungsge-
richtliche Verfahren in der Regel einen starken Bezug
zu einem Verfahren vor einem ordentlichen Gericht
aufweist und die Entscheidung des VfGH idR Auswir-
kungen auf „civil rights“ oder strafrechtliche Anklagen
betreffend den Antragsteller haben wird.15)

Ungeachtet des Umstandes, dass für den Fall des
Parteiantrags auf Normenkontrolle eine Regelung
fehlt, die explizit zum Ausdruck brächte, wem Partei-
stellung vor dem VfGH zukommt, ist jedenfalls der
Antragsteller als Partei des verfassungsgerichtlichen
Verfahrens anzusehen.16) Der Antragsteller ist bspw
zu einer allfälligen mündlichen Verhandlung zu laden
(§ 58 Abs 1, § 63 Abs 1 VfGG). Zu einer solchen sind –
ua in den Fällen des Art 139 Abs 1 Z 4 und Art 140
Abs 1 Z 1 lit d B-VG – kraft ausdrücklicher Anord-
nung in § 58 Abs 1 letzter Satz und § 63 Abs 1 letzter

Satz VfGG „auch die an der Rechtssache beteiligten
Parteien zu laden“.17)

Diesen an der Rechtssache – gemeint ist im Fall von
Parteianträgen die Rechtssache des Rechtsmittelver-
fahrens18) – beteiligten Parteien kommt im verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren die Stellung von Betei-
ligten19) zu. Betrifft daher der durch ein Rechtsmittel
angefochtene Teil einer gerichtlichen Entscheidung
einzelne Parteien des erstinstanzlichen Verfahrens
nicht mehr, weil die gerichtliche Entscheidung inso-
weit „teilbar“ ist und sie nur von jenem Teil betroffen
sind, der unangefochten in Rechtskraft erwachsen ist
(die Entscheidung also insoweit teilrechtskräftig
wurde), sind sie auch am verfassungsgerichtlichen Ver-
fahren nicht zu beteiligen.20) Dies trägt dem Umstand
Rechnung, dass der Parteiantrag keine „Urteilsverfas-
sungsbeschwerde“21) ist und eine allenfalls eingetre-
tene Teilrechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung
durch den Parteiantrag nicht durchbrochen und die
gerichtliche Entscheidung erster Instanz durch eine
Entscheidung des VfGH nicht aufgehoben wird. Das
fortgesetzte Rechtsmittelverfahren nach der Entschei-
dung des VfGH ist – unabhängig vom Ausgang des
Normenprüfungsverfahrens – jedenfalls (nur) mit
den Parteien des Rechtsmittelverfahrens fortzuführen.

Als Zwischenergebnis kann daher festgehalten wer-
den, dass Akzessorietät zwischen der Parteistellung
im gerichtlichen Rechtsmittelverfahren und der Betei-
ligung am verfassungsgerichtlichen Verfahren auf-
grund eines Parteiantrags auf Normenkontrolle be-
steht.

Neben dem Antragsteller und den beteiligten Par-
teien des gerichtlichen Verfahrens sind – entsprechend
dem Grundsatz des streitigen Verfahrens – die zur

14) Kritisch zur undifferenzierten Anwendung des Art 6 Abs 1 EMRK auf
Normenkontrollverfahren insb im Hinblick auf das Urteil EGMR
23. 6. 1993, 12952/87, Ruiz-Mateos/Spanien, Matscher, Art 6
EMRK und verfassungsgerichtliche Verfahren, EuGRZ 1993, 449
(452); s auch die teilweise zustimmende, teilweise abweichende
Meinung zum genannten Urteil des Richters Matscher; zutreffen-
derweise ist nicht nur innerhalb der Verfahren nach Art 139 und
140 B-VG (Individualantrag, Gerichtsantrag, Parteiantrag, amtswe-
gige Normprüfung; für Verfahren der abstrakten Normenkontrolle
scheidet eine Anwendbarkeit von Art 6 EMRK von vorneherein
aus) zu differenzieren, sondern auch hinsichtlich der jeweiligen Teil-
garantie des Art 6 EMRK, s Grabenwarter in Holoubek/Lang, Das
verfassungsgerichtliche Verfahren in Steuersachen (2010) 27 (29).

15) So allgemein zu Kriterien der Anwendbarkeit des Art 6 Abs 1 EMRK
auf verfassungsgerichtliche Verfahren Grabenwarter/Pabel, Europä-
ische Menschenrechtskonvention5 (2012) § 24 Rz 12, unter Verweis
auf EGMR 7. 7. 2009, 12278/03, Padalevicius/Litauen, Z 47.

16) Die Frage, wem Antragslegitimation zukommt, kann im Rahmen
dieses Beitrags nur am Rande behandelt werden. Es ist aber jeden-
falls davon auszugehen, dass jeder, der ein Rechtsmittel gegen eine
Entscheidung erhebt, mit der eine Rechtssache in erster Instanz von
einem ordentlichen Gericht erledigt wurde, aus Anlass der Erhebung
dieses Rechtsmittels einen Parteiantrag stellen kann. Ob auch jene
Partei des Rechtsmittelverfahrens, die selbst kein Rechtsmittel er-
hoben hat, einen Parteiantrag – aus Anlass der Erhebung eines
Rechtsmittels durch den Rechtsmittelwerber – stellen kann, wird
vom VfGH zu klären sein; eine derartige Legitimation des Rechts-
mittelgegners eher ablehnend Stefula, Der Parteiantrag auf Nor-
menkontrolle an den VfGH im Zivilverfahren, Zak 2015, 5 (6), da-
gegen eher bejahend Bußjäger, JBl 2015, 149 (152).

17) Darauf abstellend auch Rohregger, Der Parteiantrag auf Normen-
kontrolle („Gesetzesbeschwerde“), AnwBl 2015, 188 (193).

18) Grabenwarter/Musger, Praxisfragen der Gesetzesbeschwerde im Zi-
vilverfahren, ÖJZ 2015, 551 (560).

19) Allgemein zu Anträgen nach Art 140 B-VG zB VfSlg 14.983/1997:
„Da der Einschreiter nicht Antragsteller nach Art 140 B-VG ist,
kommt ihm in diesem Gesetzesprüfungsverfahren lediglich die Stel-
lung eines Beteiligten zu“.

20) Grabenwarter/Musger, ÖJZ 2015, 551 (560); Rohregger, AnwBl
2015, 188 (193).

21) Art 93 Abs 1 Z 4 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland (GG) sieht eine Verfassungsbeschwerde vor, „die von
jedermann mit der Behauptung erhoben werden kann, durch die öf-
fentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte [. . .] verletzt zu sein“.
Zur „öffentlichen Gewalt“ iSd GG zählen Gesetzgebung, vollzie-
hende Gewalt und Rsp (vgl Art 1 Abs 3 GG). Dem Bundesverfas-
sungsgericht steht es daher – im Gegensatz zum VfGH – zu, „jedes
fachrichterliche Erkenntnis [. . .] als grundrechtrechtswidrig aufzuhe-
ben und die Sache an das Ausgangsgericht (oder an ein von ihm zu
bestimmendes Gericht) zurückzuweisen“, so Jestaedt, Phänomen
Bundesverfassungsgericht. Was das Gericht zu dem macht, was es
ist, in Jestaedt/Lepsius/Möllers, Das entgrenzte Gericht (2011) 77
(112), mit lesenswerten Ausführungen zur historischen Modellfunk-
tion der österreichischen Verfassungsgerichtsbarkeit mit Blick auf
das Bundesverfassungsgericht.



„Verteidigung“ der angefochtenen Rechtsvorschrift
berufenen Organe (als Parteien) am verfassungsge-
richtlichen Verfahren über einen Parteiantrag zu be-
teiligen (s nur § 58 Abs 1, § 63 Abs 1 VfGG).

Das ordentliche Gericht erster Instanz, gegen des-
sen Entscheidung ein Rechtsmittel erhoben wurde,
ist am verfassungsgerichtlichen Verfahren aufgrund ei-
nes Parteiantrags nur insoweit zu beteiligen, als es dem
VfGH obliegt, dieses nach § 57a Abs 5, § 62a Abs 5
VfGG von der Stellung eines Parteiantrags unverzüg-
lich zu verständigen.22) , 23) Diese Verständigung löst die
in § 57a Abs 6, § 62a Abs 6 VfGG normierte Ver-
pflichtung zum Innehalten im beim Rechtsmittelge-
richt anhängigen Anlassverfahren aus.24) Umgekehrt
obliegt es dem Gericht, dem VfGH seine Entschei-
dung über die Rechtzeitigkeit und Zulässigkeit des
Rechtsmittels mitzuteilen (§ 57a Abs 5 letzter Satz,
§ 62a Abs 5 letzter Satz VfGG; § 528b Abs 2 ZPO, al-
lenfalls iVm § 80a Abs 1 AußStrG). In der Regel wird
das Gericht daher dem VfGH einen Beschluss über die
allfällige Zurückweisung des Rechtsmittels zu über-
mitteln haben (vgl § 528b Abs 2 ZPO, allenfalls iVm
§ 80a Abs 1 AußStrG).25) Aus § 528b Abs 3 ZPO (al-
lenfalls iVm § 80a Abs 1 AußStrG) ergibt sich, dass
dem Gericht die Enderledigung des VfGH (in
§ 528b Abs 3 ZPO ist vom „Einlangen des Erkennt-
nisses“ die Rede) zuzustellen ist.

Was die Wirkungen eines Parteiantrags auf die Par-
teien des zivilgerichtlichen Verfahrens angeht, so rich-
ten sich diese nach dem VfGG (§ 528b Abs 1 ZPO, al-
lenfalls iVm § 80a Abs 1 AußStrG).

III. Akzessorietät von Parteistellung
im Rechtsmittelverfahren und
Beteiligung am verfassungs-
gerichtlichen Verfahren

Nach § 57a Abs 4 und § 62a Abs 4 VfGG sind dem
Parteiantrag eine Ausfertigung, Abschrift oder Kopie
der Entscheidung, gegen die die Partei ein Rechtsmit-
tel erhebt, sowie eine Abschrift oder Kopie dieses
Rechtsmittels anzuschließen.26)

Die für die zivilgerichtlichen Anlassverfahren in Be-
tracht kommenden Prozessrechtsvorschriften sehen
allesamt vor, dass in den „Entscheidungen“ iSd § 57a
Abs 4 und § 62a Abs 4 VfGG die Verfahrensparteien
zu nennen sind: Ausfertigungen von Urteilen und Be-
schlüssen (§ 429 Abs 2 ZPO) in Zivilprozessen haben
nach § 417 Abs 1 Z 2 ZPO unter anderem „die Be-
zeichnung der Parteien nach Namen (Vor- und Zuna-
men), Beschäftigung, Wohnort und Parteistellung so-
wie die Bezeichnung ihrer Vertreter“ zu enthalten; in
Ausfertigungen von Beschlüssen im außerstreitigen
Verfahren müssen sich nach § 39 Abs 1 Z 2 AußStrG

der „Vor- und Familiennamen der Parteien, ihre An-
schrift und ihre Vertreter“ finden.

Für den VfGH bzw den Referenten27) erschließt sich
die Frage, wer Partei des gerichtlichen Rechtsmittel-
verfahrens ist, primär aus der mit dem Parteiantrag
auf Normenkontrolle vorgelegten Entscheidung des
ordentlichen Gerichts erster Instanz und dem ebenfalls
vorzulegenden Rechtsmittel. Sofern für den Referen-
ten zweifelhaft ist, wer Partei des Rechtsmittelverfah-
rens ist, wird er nach § 20 Abs 2 VfGG die Herbei-
schaffung der Gerichtsakten anordnen, um selbständig
beurteilen zu können, wem im gerichtlichen Rechts-
mittelverfahren Parteistellung zukommt. Aus letzterer
lassen sich – wie bereits oben erwähnt – aufgrund der
diesbezüglichen Akzessorietät Schlüsse auf die Beteili-
gung am verfassungsgerichtlichen Verfahren ziehen,
die im Folgenden dargestellt werden.

1. Zivilprozessuales Verfahren

a. Der Parteibegriff der ZPO

Bedingt durch den formellen Parteibegriff der ZPO ist
die Frage, wer in einem Zivilprozess Partei ist, grund-
sätzlich relativ einfach zu beantworten: Partei ist jener,
in dessen Namen Klage eingebracht wurde (Kläger),
und jener, gegen den der Rechtsschutzantrag der
Klage gerichtet ist (Beklagter).28) Da sich im Zivilpro-
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22) Zur Verständigung s Grabenwarter/Musger, ÖJZ 2015, 551 (557);
bei offenkundiger Unzulässigkeit des Parteiantrags kann der VfGH
von der Verständigung des Gerichts absehen, s zB VfGH 2. 7.
2015, G 102/2015 (Rechtsmittelfrist endete im Jahr 2014 [!], dh
vor Inkrafttreten der Bestimmungen betreffend den Parteiantrag);
2. 7. 2015, G 121/2015 (Parteiantrag aus Anlass einer außerordent-
lichen Revision gegen ein zweitinstanzliches Urteil eines OLG);
2. 7. 2015, G 145/2015 und 2. 7. 2015, G 227/2015 ua (jeweils
kein dem § 62 Abs 1 VfGG entsprechendes Begehren).

23) Eine Parteistellung des Gerichts ist – wie schon Rohregger, AnwBl
2015, 188 (193) andeutet – zu verneinen; so auch ausdrücklich Gra-
benwarter/Musger, ÖJZ 2015, 551 (560).

24) „Sperrwirkung“: Grabenwarter/Musger, ÖJZ 2015, 551 (557 f).
25) Vgl auch Stefula, Zak 2015, 5 (7); Grabenwarter/Musger, ÖJZ 2015,

551 (558).
26) Eingehend zu formalen wie inhaltlichen Anforderungen an einen

Parteiantrag samt Schriftsatzmuster Grabenwarter/Lais, Verfahren
vor dem Verfassungsgerichtshof Rz 170 ff (2. Lfg [2015]), in Berg-
thaler/Grabenwarter (Hrsg), Musterhandbuch Öffentliches Recht
(2014).

27) Nach § 2 Abs 1 VfGG wählt der VfGH aus seiner Mitte auf die
Dauer von drei Jahren ständige Referenten. Der Präsident weist jede
anfallende Rechtssache einem ständigen Referenten zu (§ 6 Abs 1
GO-VfGH). Den ständigen Referenten obliegt die Führung der Vor-
verfahren (vgl Abschnitt V. der GO-VfGH) und die Vorbereitung der
Entscheidungen des Gerichtshofes, die im Rahmen der Sessionen
des VfGH getroffen werden. Über die Rechtmäßigkeit der im Vor-
verfahren vom Referenten nach § 20 VfGG getroffenen Anordnun-
gen befindet der VfGH bei seiner Entscheidung (VfSlg 7929/1976).

28) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 (2010) Rz 290; Fucik in
Rechberger (Hrsg), Kommentar zur Zivilprozessordnung4 (2014)
§ 1 Rz 2 mwN; Klicka/Oberhammer/Domej, Außerstreitverfahren5

(2014) Rz 67.



zess zwei Parteien gegenüberstehen, spricht man vom
Zweiparteiensystem.29)

Wird aus Anlass einer Berufung gegen ein Urteil30)
in einem Verfahren nach der ZPO ein Parteiantrag
auf Normenkontrolle gestellt, so ist neben dem An-
tragsteller jedenfalls der (aus Sicht des Antragstellers)
gegenbeteiligte Kläger oder Beklagte am verfassungs-
gerichtlichen Verfahren zu beteiligen.

b. Beteiligung mehrerer Personen
in derselben Parteirolle

Auch wenn über den Kläger und den Beklagten hinaus
mehrere Personen an einem Rechtsstreit beteiligt sind
– so bspw in den Fällen der Streitgenossenschaft oder
der Nebenintervention –, haben diese dem Zweipartei-
ensystem entsprechend im Zivilprozess entweder auf
der Seite des Klägers oder des Beklagten zu stehen.31)

Jedem einzelnen Streitgenossen kommt im Zivilpro-
zess die Stellung einer (Haupt)Partei zu,32) nicht aber
jedenfalls jedem Nebenintervenienten:33) Nur der
streitgenössische Nebenintervenient hat „die Stellung
eines Streitgenossen“ (§ 20 ZPO) und erhält damit
die Stellung eines Teilgenossen einer einheitlichen
Streitpartei.34) Der einfache Nebenintervenient ist
bloß Streithelfer der Hauptpartei.35)

Bei derartigen Mehrheiten von Prozessbeteiligten
stellt sich die Frage, ob und inwieweit jeder einzelne
dieser Beteiligten auch am verfassungsgerichtlichen
Verfahren aus Anlass eines Parteiantrags zu beteiligen
ist. Wie oben (II.) dargelegt, setzt eine Beteiligung am
verfassungsgerichtlichen Verfahren voraus, dass der zu
Beteiligende Partei des gerichtlichen Berufungsverfah-
rens ist. Partei des Berufungsverfahrens ist jedenfalls,
wer eine Berufung erhoben hat. Entsprechend dem
Zweiparteiensystem, dem auch das Berufungsverfah-
ren unterliegt, ist auch die gegenbeteiligte Seite Partei
des Berufungsverfahrens.

Liegen Parteienmehrheiten vor, kann in bestimm-
ten Konstellationen die Erhebung einer Berufung auch
für andere Parteien wirken.Welche Fälle dies sind und
inwiefern sie sich auf die Beteiligung am Normenkon-
trollverfahren auswirken, wird im Folgenden darge-
stellt.

aa. Einheitliche Streitpartei und
einfache Streitgenossenschaft

Treten in einem Rechtsstreit mehrere Personen in
derselben Parteirolle auf, so ist nach den Grundsätzen
der ZPO zwischen der einheitlichen Streitpartei (gebun-
dene Streitgenossenschaft) und der einfachen Streitge-
nossenschaft zu unterscheiden.36) Besteht eine einheitli-
che Streitpartei (§ 14 ZPO), so liegen im Gegensatz
zur einfachen Streitgenossenschaft (§ 11 ZPO) keine
voneinander unabhängigen Rechtsstreite vor, über
die verschieden entschieden werden könnte.37)

Einheitliche Streitpartei und einfache Streitgenossen-
schaft können sowohl aufKläger- als auch auf Beklagten-
seite auftreten. In ersteremFall sprichtman von einer ak-
tiven Streitgenossenschaft, in letzterem von einer passi-
ven Streitgenossenschaft. Eine aktive Streitgenossen-
schaft kann auch einer passiven gegenüberstehen.38)

Erhebt ein Teilgenosse einer (aktiven oder passiven,
einfachen oder gebundenen) Streitgenossenschaft ein
Rechtsmittel und stellt er aus diesem Anlass einen Par-
teiantrag auf Normenkontrolle, ist zu fragen, ob und
inwieweit die übrigen Teilgenossen (die uU kein
Rechtsmittel erhoben, jedenfalls aber keinen Parteian-
trag gestellt haben) von den Wirkungen des Parteian-
trags39) betroffen sind. In diesemZusammenhang ist ei-
nerseits zwischen einfacher und gebundener Streitge-
nossenschaft, andererseits zwischen den Wirkungen
des Parteiantrags auf den Prozessbetrieb des Anlass-
verfahrens (insb das in § 57a Abs 6, § 62a Abs 6 VfGG
angeordnete Innehalten des Anlassverfahrens) und der
Anlassfallwirkung der (stattgebenden) verfassungsge-
richtlichen Entscheidung zu unterscheiden.

Für die einfache Streitgenossenschaft gilt nach den Be-
stimmungen der ZPO (§§ 13, 15 Abs 1), dass nur Pro-
zessbetreibungshandlungen (zB Ablehnungsanträge,
Anträge auf Erstreckung einer Tagsatzung etc) auch
für Teilgenossen wirken.40) Insb die Erhebung eines
Rechtsmittels durch einen Teilgenossen einer einfa-
chen Streitgenossenschaft wirkt nicht für die übrigen
Teilgenossen.41) Daraus folgt, dass auf Seiten der einfa-
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29) Anstelle Vieler: Fasching, Lehrbuch des österreichischen Zivilpro-
zeßrechts2 (1990) Rz 329 ff.

30) Ebenso gegen Teil- und Zwischenurteile: vgl zu letzterem VfGH
2. 7. 2015, G 33/2015; s auch schon Stefula, Zak 2015, 5 (5); Gra-
benwarter/Musger, ÖJZ 2015, 551 (552); auf das Rekursverfahren
gegen Beschlüsse nach der ZPO kann im Rahmen dieser Arbeit nicht
näher eingegangen werden, da hier eine Reihe diffiziler Fragen (zB:
Inwieweit ist ein derartiger Beschluss eine „in erster Instanz ent-
schiedene Rechtssache“? Wem kommt nach der ZPO überhaupt
Rechtsmittellegitimation gegen solche Beschlüsse zu, zB wenn über
Kosten eines Sachverständigen abgesprochen wird?) zu klären wä-
ren, die den Umfang dieses Beitrags sprengen würden.

31) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 329, 364.
32) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 324; Klicka/Oberham-

mer/Domej, Außerstreitverfahren5 Rz 93.
33) Zu Fragen der Nebenintervention s näher unten bei III.1.b. bb.
34) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 405 ff; Rechberger/Simotta, Zivilpro-

zessrecht8 Rz 353 mwN.
35) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 393, 403 ff; Rechberger/Simotta, Zi-

vilprozessrecht8 Rz 352.
36) Siehe nur Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 324 ff.
37) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 329, 334.
38) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 364; Rechberger/Simotta, Zivilpro-

zessrecht8 Rz 324.
39) Die sich, wie oben (II.) erwähnt, gemäß § 528b Abs 1 ZPO nach

dem VfGG bestimmen.
40) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 377 f; Rechberger/Simotta, Zivilpro-

zessrecht8 Rz 329; Fucik in Rechberger, ZPO4 § 15 Rz 1.
41) RIS-Justiz RS0126310; Kodek/Mayr, Zivilprozessrecht (2011)

Rz 224; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 329.



chen Streitgenossenschaft nur jene Teilgenossen, die
selbst eine Berufung erhoben haben, Parteien des Be-
rufungsverfahrens sind.

Auch der von einem Teilgenossen einer einfachen
Streitgenossenschaft gestellte Parteiantragwirkt grund-
sätzlich nicht auch für die übrigen Teilgenossen: Nach
§ 528b Abs 1 ZPO richten sich die Voraussetzungen
und die Wirkungen eines Parteiantrags nach den Be-
stimmungen des VfGG. Die Erhebung eines Parteian-
trags erfordert die Behauptung der Partei, wegen An-
wendung einer gesetzwidrigen Verordnung oder eines
verfassungswidrigen Gesetzes „in ihren Rechten“ ver-
letzt zu sein (§ 57a Abs 1, § 62a Abs 1 VfGG; s auch
Art 139 Abs 1 Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG).42)
Diese Behauptung kann sich in den Fällen einer einfa-
chen Streitgenossenschaft nur auf den jeweiligen An-
tragsteller beziehen und nicht auch auf jene Teilgenos-
sen, die keinen Parteiantrag gestellt haben und uU
durch die angefochtene Bestimmung gar nicht „in ihren
Rechten“ verletzt sein können.43)

Grundsätzlich treten die Wirkungen der Stellung
eines Parteiantrags bei einfacher Streitgenossenschaft
daher nur für den Antragsteller und die gegenbeteiligte
Seite ein. Nur sie sind am verfassungsgerichtlichen
Verfahren zu beteiligen. Dies folgt aus dem Umstand,
dass bei der einfachen Streitgenossenschaft die einzel-
nen Rechtsstreite voneinander völlig unabhängig blei-
ben.44) Nur im – grundsätzlich von den Verfahren der
anderen Teilgenossen trennbaren – Verfahren des An-
tragstellers ist nach § 57a Abs 6, § 62a Abs 6 VfGG
innezuhalten. Nur „sein“ Verfahren ist Anlassfall iSd
Art 139 Abs 6, Art 140 Abs 7 B-VG. Es wird daher
aus prozessökonomischen Gründen und aus Rücksicht
auf die zügige Fortführung der Verfahren der übrigen
Teilgenossen regelmäßig zweckmäßig sein, das
Rechtsmittelverfahren des Antragstellers von den übri-
gen Verfahren zu trennen (§ 188 ZPO).45)

Anderes gilt im Fall der Stellung eines Parteiantrags
durch einen Teilgenossen einer einheitlichen Streitpar-
tei:Da hier nicht mehrere zusammengefasste „Parallel-
prozesse“ vorliegen, sondern ein einheitlicher Prozess,
und daher bspw auch Rechtsmittel, Rechtsmittelklagen
oder Wiedereinsetzungsanträge von einem Teilgenos-
sen mit Wirkung für die gesamte einheitliche Streit-
partei erhoben werden können,46) wirkt auch die
Einleitung eines Verfahrens vor dem VfGH durch
Stellung eines Parteiantrags grundsätzlich für alle
Teilgenossen der einheitlichen Streitpartei. Dies gilt
jedenfalls insoweit, als die im Parteiantrag enthaltene
Rechtsverletzungsbehauptung auf die einheitliche
Streitpartei als solches, dh auf alle ihre Teilgenossen,
zutrifft oder zumindest zutreffen kann.47)

Ist dies der Fall, so sind alle Teilgenossen einer ein-
heitlichen Streitpartei am verfassungsgerichtlichen
Verfahren zu beteiligen, da sie – durch die Erhebung
einer Berufung durch einen Teilgenossen, die auch

für die übrigen Teilgenossen der einheitlichen Streit-
partei wirkt – Parteien des Berufungsverfahren sind.48)

Ist der Parteiantrag gestellt, so spielt der zivilprozes-
suale Repräsentationsgrundsatz, dem zufolge ein Teil-
genosse einer einheitlichen Streitpartei bestimmte
Dispositionen auch für die übrigen Teilgenossen täti-
gen kann,49) im verfassungsgerichtlichen Verfahren
nur insoweit eine Rolle, als über den Parteiantrag
selbst disponiert wird. Bspw könnte daher eine Zu-
rückziehung des Parteiantrags – mit Wirkung für die
übrigen Teilgenossen – grundsätzlich durch jeden ein-
zelnen Teilgenossen erfolgen. Das aufgrund des Par-
teiantrags eingeleitete Verfahren wäre – auch hinsicht-
lich der übrigen Teilgenossen – einzustellen. Dies gilt
aber nur insoweit, als nicht das Günstigkeitsprinzip zur
Anwendung kommt, dem zufolge bei widersprüchli-
chen Prozesshandlungen verschiedener Teilgenossen
(ausschließlich) die dem Prozessstandpunkt günstigste
Prozesshandlung maßgeblich ist.50) Wie im Zivilpro-
zess wird in diesem Fall auch im verfassungsgerichtli-
chen Verfahren in einer abstrakten Betrachtungsweise
als die günstigste Prozesshandlung jene angesehen
werden, die dem ursprünglichen „Entscheidungsan-
trag“ (der im Fall eines Parteiantrags auf Aufhebung
einer Gesetzes- oder Verordnungsbestimmung oder
Teilen davon zu lauten hat) am nächsten kommt.51)
In diesem Sinne wird die Zurückziehung des Parteian-
trags durch einen einzelnen Teilgenossen gegen den
erklärtenWillen der übrigen Teilgenossen regelmäßig
unbeachtlich sein.

Über die Dispositionen betreffend den Antrag hi-
naus sind der Repräsentations- und der Günstigkeits-
grundsatz im verfassungsgerichtlichen Verfahren aber
unbeachtlich. Liegen bspw divergierende Äußerungen
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42) Auch Stefula, Zak 2015, 5 (6) betont richtigerweise, dass man sich
auf die Verletzung der Rechte eines anderen nicht stützen kann.

43) Ähnliches gilt im Übrigen im Falle der Erhebung von Rechtsmitteln
nach der ZPO: Der einfache Streitgenosse ist nur zur Erhebung von
Rechtsmitteln gegen jene Teile der Entscheidung berechtigt, die ihn
selbst betreffen; vgl RIS-Justiz RS0035374.

44) Siehe nur Kodek/Mayr, Zivilprozessrecht Rz 224; Fucik in Rechber-
ger, ZPO4 § 13 Rz 1.

45) Zur Trennung von Verfahren bei subjektiver Klagehäufung (Streitge-
nossenschaft) s zB RIS-Justiz RS0035558.

46) RIS-Justiz RS0120144; RS0035374; Fasching, Zivilprozeßrecht2

Rz 379 ff; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 334 mwN;
Fucik in Rechberger, ZPO4 § 14 Rz 6 f.

47) Ähnliches gilt wiederum im Zivilprozess: Auch notwendigen Streit-
genossen steht nur dann eine Rechtsmittellegitimation gegen Ent-
scheidungen, die den anderen Streitgenossen betreffen, zu, wenn
diese auch den einheitlichen Streitgegenstand berühren; vgl OGH
7. 11. 1990, 3 Ob 604/90.

48) In diese Richtung auch Rohregger, AnwBl 2015, 188 (193).
49) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 380; Rechberger/Simotta, Zivilpro-

zessrecht8 Rz 334.
50) Vgl zB OGH 26. 11. 1996, 5 Ob 230/96m; 3. 8. 2005, 9 Ob 36/

05 t.
51) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 334 mwN.



einzelner Teilgenossen als Beteiligter des verfassungs-
gerichtlichen Verfahrens vor, so sind diese vom VfGH
entsprechend zu würdigen, ohne dass dies weiterge-
hende Auswirkungen hätte.

Wurde das Gericht vom VfGH von der Stellung ei-
nes Parteiantrags durch einen Teilgenossen einer ein-
heitlichen Streitpartei verständigt (§ 57a Abs 5, § 62a
Abs 5 VfGG), ist mit dem Anlassverfahren entspre-
chend § 57a Abs 6 oder § 62a Abs 6 VfGG innezuhal-
ten. Eine allfällige Trennung von Verfahren einzelner
Teilgenossen, die fortgeführt werden könnten, wird
idR nicht in Betracht kommen. Kommt es zu einer
Aufhebung der angefochtenen Bestimmungen oder
Teilen davon, profitiert in der Folge jeder einzelne
Teilgenosse der einheitlichen Streitpartei von der An-
lassfallwirkung (Art 139 Abs 6, Art 140 Abs 7 B-VG).

Für den Fall, dass nicht von einem Teilgenossen ei-
ner Streitgenossenschaft ein Parteiantrag gestellt wird,
sondern dass ein einzelner Kläger oder Beklagter, dem eine
Streitgenossenschaft gegenübersteht, aus Anlass einer Be-
rufung einen Parteiantrag erhebt, ergibt sich Folgen-
des:

Im Lichte der obenstehenden Ausführungen wirft
der Fall keine besonderen Fragen auf, in dem es sich
bei der Streitgenossenschaft um eine einheitliche
Streitpartei handelt. Neben dem Antragsteller ist die
einheitliche Streitpartei am verfassungsgerichtlichen
Verfahren zu beteiligen; mit dem Verfahren ist ent-
sprechend den Bestimmungen im VfGG innezuhalten
und die Anlassfallwirkung bezieht sich auf das (einheit-
liche) Anlassverfahren.

Steht dem Antragsteller im Anlassverfahren eine
einfache Streitgenossenschaft gegenüber, so ist grund-
sätzlich jeder Teilgenosse Beteiligter des verfassungs-
gerichtlichen Verfahrens, soweit er Partei des Beru-
fungsverfahrens ist. Dies gründet auf der Überlegung,
dass im Parteiantrag die Aufhebung einer generellen
Rechtsvorschrift begehrt wird, die im Anlassverfahren
anzuwenden ist. In der Regel wird ein erfolgreicher
Parteiantrag dazu führen, dass sich ein (aufhebendes)
Erkenntnis des VfGH günstig auf die Rechtsposition
des Antragstellers im fortgesetzten Rechtsmittelver-
fahren und ungünstig auf jene der gegenbeteiligten
Partei(en) des Rechtsmittelverfahrens auswirkt.52) Da-
her ist auch den Teilgenossen einer einfachen Streitge-
nossenschaft Gelegenheit zu geben, im verfassungsge-
richtlichen Verfahren gehört zu werden, da im Falle
des Erfolgs des Parteiantrags auf Grund der Anlassfall-
wirkung53) eine generelle Rechtsvorschrift im fortge-
setzten Rechtsmittelverfahren nicht mehr anzuwenden
wäre, die regelmäßig entscheidend für den Ausgang
dieses Verfahrens für jeden einzelnen Teilgenossen
sein wird.

Anderes gilt, wenn die im Parteiantrag angefochte-
nen Rechtsvorschriften ausschließlich auf bestimmte,
einzelne Teilgenossen der einfachen Streitgenossen-

schaft anzuwenden sind. Letzteres wäre beispielsweise
denkbar, wenn in einer Klage auf Schadenersatz meh-
rere Mitschädiger als solidarisch Haftende und materi-
elle Streitgenossen (§ 11 Z 1 ZPO) zur ungeteilten
Hand in Anspruch genommenwerden (und auf Beklag-
tenseite somit eine einfache Streitgenossenschaft vor-
liegt), wobei einzelne Streitgenossen aus dem Titel
der Amtshaftung in Anspruch genommen werden.54)
Stellt in einem solchen Fall der Kläger als Berufungs-
werber einen Parteiantrag, in dem er sich ausschließlich
gegen Bestimmungen des AHGwendet, so erscheint es
wiederum zweckmäßig, das Anlassverfahren hinsicht-
lich jener Beklagten zu trennen, die aus dem Titel der
Amtshaftung in Anspruch genommen werden.

Auch wenn eine derartige Trennung der Anlassver-
fahren nicht erfolgt, sind jene Streitgenossen, die nicht
aus dem Titel der Amtshaftung in Anspruch genom-
men werden, aber nichtsdestoweniger Parteien des Be-
rufungsverfahrens sind, nicht am verfassungsgerichtli-
chen Verfahren zu beteiligen: Da diese Teilgenossen
von den angefochtenen AHG-Bestimmungen nicht
betroffen sind, ist es gerechtfertigt, ihnen insoweit
keine Beteiligtenstellung im verfassungsgerichtlichen
Verfahren einzuräumen. Da nach § 57a Abs 6 bzw
§ 62a Abs 6 VfGG in dem beim Rechtsmittelgericht
anhängigen Verfahren bis zur Verkündung bzw Zu-
stellung des Erkenntnisses (Beschlusses) des VfGH
nur solche Handlungen vorgenommen werden oder
Anordnungen und Entscheidungen getroffen werden
dürfen, die durch das Erkenntnis (den Beschluss) des
VfGH nicht beeinflusst werden können, sind die
Rechtsmittelverfahren hinsichtlich jener Streitgenos-
sen, die vom Parteiantrag nicht betroffen sind, sofern
es möglich ist, fortzuführen.

bb. Nebenintervention

Wer ein rechtliches Interesse daran hat, dass in einem
zwischen anderen Personen anhängigen Rechtsstreit
die eine Person obsiege, kann dieser Partei im Rechts-
streit als Nebenintervenient beitreten (§ 17 Abs 1
ZPO). Erfassen die Urteilswirkungen unmittelbar
nur die Hauptpartei, spricht man von der einfachen Ne-
benintervention. Werden sie auch „in Bezug auf das
Rechtsverhältnis des Intervenienten zum Gegner der
Hauptpartei rechtlich wirksam“ (§ 20 ZPO), so spricht
man von einer streitgenössischen Nebenintervention.Letz-
tere liegt insb dann vor, wenn bei gemeinsamer Klage
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52) Im Parteiantrag ist darzulegen, inwieweit im Anlassverfahren die
angefochtene Rechtsvorschrift anzuwenden wäre und welche Aus-
wirkungen die Entscheidung des VfGH auf die beim Gericht anhän-
gige Rechtssache hätte, s § 57 Abs 2 letzter Satz, § 62 Abs 2 letzter
Satz VfGG.

53) Der Anlassfall wird durch die Berufung abgegrenzt. Dem Berufungs-
werber stehen die Teilgenossen als Berufungsgegner gegenüber.

54) Zu diesem Sachverhalt s OGH 21. 11. 2013, 1 Ob 105/13 t.



eine wirkungsgebundene Streitgenossenschaft (ein-
heitliche Streitpartei) entstanden wäre.55)

Dem streitgenössischen Nebenintervenienten kommt die
Stellung eines Teilgenossen einer einheitlichen Streit-
partei zu (§§ 14, 20 ZPO).56) Er wird daher in jeder
Hinsicht wie ein solcher behandelt.57) Insoweit gilt
im Hinblick auf die Stellung eines Parteiantrags das
oben zur einheitlichen Streitpartei Ausgeführte auch
für den streitgenössischen Nebenintervenienten.

Der einfache Nebenintervenient ist Streithelfer der
Hauptpartei.58) Grundsätzlich wirken seine Prozess-
handlungen zugunsten der Hauptpartei, auf deren
Seite der Nebenintervenient dem Rechtsstreit beige-
treten ist.59) Vorbringen von einfachen Nebeninterve-
nienten, das den Rechtsstandpunkt der Hauptpartei
nicht unterstützt, ist unbeachtlich.60) Der einfache Ne-
benintervenient kann anstelle oder neben der Haupt-
partei Rechtsmittel erheben.61) Die Wirkungen eines
materiell rechtskräftigen zivilgerichtlichen Urteils er-
strecken sich auch auf den einfachen Nebeninterve-
nienten, jedenfalls insoweit, als dieser als Partei eines
als Regressprozesses geführten Folgeprozesses keine
rechtsvernichtenden oder rechtshemmenden Einre-
den erheben darf, die mit den notwendigen Elementen
der Entscheidung des Vorprozesses in Widerspruch
stehen. In diesem Rahmen ist er daher an die seine
Rechtsposition belastenden Tatsachenfeststellungen
im Urteil des Vorprozesses gebunden, sofern ihm in
jenem Verfahren soweit unbeschränktes rechtliches
Gehör zustand.62)

Aus Anlass der Erhebung eines Rechtsmittels ist der
einfache Nebenintervenient daher legitimiert, unter
Einhaltung der übrigen Voraussetzungen (Art 139
Abs 1 Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG) einen Partei-
antrag zu stellen.63)

Diese Legitimation setzt aber entsprechend den all-
gemeinen Bedingungen voraus, dass hinsichtlich des
einfachen Nebenintervenienten die Möglichkeit einer
Verletzung in eigenen Rechten (arg: „in ihren Rech-
ten“, s Art 139 Abs 1 Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d
B-VG) besteht und diese entsprechend behauptet
wird. Eine Nebenintervention für die Hauptpartei
vor dem VfGH, in dem Sinne, dass eine Verletzung
von Rechten der Hauptpartei geltend gemacht wird,
kommt nicht in Frage. Abgesehen vom klaren Wort-
laut der Art 139 Abs 1 Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-
VG ist eine Nebenintervention im VfGG für das Ge-
setzes- und Verordnungsprüfungsverfahren nicht vor-
gesehen. Eine sinngemäße Anwendung (§ 35 VfGG)
der §§ 17ff ZPO scheidet aus, da es diesbezüglich an
einer gleichartigen Sachlage imGesetzes- und Verord-
nungsprüfungsverfahren fehlt, die für die Übertragung
dieser zivilprozessualen Institute ins verfassungsge-
richtliche Verfahren notwendig ist.64)

Die Hauptparteien des zivilprozessualen Rechtsmit-
telverfahrens sind im Falle der Antragstellung durch

den einfachen Nebenintervenienten am verfassungsge-
richtlichen Verfahren zu beteiligen.

Was die Wirkungen eines von einem einfachen Ne-
benintervenienten gestellten Parteiantrags auf die
Hauptpartei, auf deren Seite sich der Nebeninterveni-
ent am Rechtsmittelverfahren beteiligt, angeht, so gilt
der zivilprozessuale Grundsatz nicht, dass nur Vor-
bringen des Nebenintervenienten zugunsten der
Hauptpartei beachtlich ist. Sollte der eher ungewöhn-
liche Fall eintreten, dass bei Erfolg des Parteiantrags
(Aufhebung der angefochtenen Bestimmungen) die
Hauptpartei uU schlechter gestellt wäre, als dies ohne
die Stellung des Parteiantrags oder bei dessen Ab-, Zu-
rückweisung oder Ablehnung (Art 139 Abs 1b,
Art 140 Abs 1b B-VG) der Fall wäre, spielt dies daher
weder im verfassungs- noch im zivilgerichtlichen Ver-
fahren eine Rolle. Das ist die Konsequenz aus der Ei-
genart der verfassungsgerichtlichen Verfahren der Ge-
setzes- und Verordnungsprüfung als Normenkontroll-
verfahren, deren Aufgabe (auch) die Rechtsbereini-
gung ist, die grundsätzlich unabhängig von den
Auswirkungen auf ein allfälliges Anlassverfahren zu er-
folgen hat.65)
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55) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht8 Rz 349 mwN.
56) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 410.
57) Fucik in Rechberger, ZPO4 § 20 Rz 3 mwN; aA Fasching, Zivilpro-

zeßrecht2 Rz 410, dem zufolge dem streitgenössischen Nebeninter-
venienten nur im Verfahren, nicht aber bezüglich der Verfügung
über den Streitgegenstand die Stellung eines Streitgenossen zu-
komme. Auch wenn man dieser Ansicht folgen würde, bliebe es
beim hier erzielten Teilergebnis.

58) Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 393, 403 ff; Rechberger/Simotta, Zi-
vilprozessrecht8 Rz 352.

59) Fucik in Rechberger, ZPO4 § 19 Rz 1.
60) OGH 8. 4. 1992, 2 Ob 523/92; Rechberger/Simotta, Zivilprozess-

recht8 Rz 352.
61) Vorausgesetzt die Hauptpartei hat keinen Rechtsmittelverzicht ab-

gegeben; s Fucik in Rechberger, ZPO4 § 19 Rz 3.
62) RIS-Justiz RS0107338; zu dieser mit dem Beschluss eines verstSen

(OGH 8. 4. 1997, 1 Ob 2123/96d) beginnenden und in der zivilpro-
zessualen Lehre umstrittenen Rechtsprechungslinie jüngst Trenker,
Interventionswirkung bei Streitverkündung und Nebenintervention,
ÖJZ 2015, 103–112.

63) Vgl auch Stefula, Zak 2015, 5 (6); Grabenwarter/Musger, ÖJZ 2015,
551 (555).

64) So wörtlich für Gesetzes- und Verordnungsprüfungsverfahren VfSlg
19.570/2011 mwN.

65) Schon von Verfassung wegen ist aber in Fällen, in denen der VfGH
an sich eine „ganze Verordnung“ als gesetzwidrig aufzuheben hätte
(weil diese einer gesetzlichen Grundlage entbehrt, von einer unzu-
ständigen Behörde erlassen oder in gesetzwidriger Weise kundge-
macht wurde), auf die Auswirkungen einer solchen Aufhebung auf
allfällige Anlassverfahren Bedacht zu nehmen: Läuft die Aufhebung
der ganzen Verordnung offensichtlich den rechtlichen Interessen der
Partei zuwider, die einen Individual- oder Parteiantrag gestellt oder
deren Rechtssache Anlass für die amtswegige Einleitung des Verord-
nungsprüfungsverfahrens gegeben hat, so hat es bei der Aufhebung
(nur) im beantragten Umfang bzw in jenem Umfang, in dem der
VfGH sie in der bei ihm anhängigen Rechtssache anzuwenden hätte,
zu bleiben (Art 139 Abs 3 B-VG; s auch Art 140 Abs 3 B-VG). Die
Auswirkungen eines (aufhebenden) Erkenntnisses des VfGH auf An-
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Stehen jener Partei, die einen Parteiantrag erhoben
hat, eine Hauptpartei und ein einfacher Nebeninterve-
nient gegenüber, so ist auch letzterer am verfassungs-
gerichtlichen Verfahren zu beteiligen. Wenn die Wir-
kungen eines zivilprozessualen Urteils den einfachen
Nebenintervenienten grundsätzlich auch nicht erfas-
sen, so können seine rechtlichen Interessen doch von
der Aufhebung einer Bestimmung bei Stattgabe eines
Parteiantrags im Anlassfall (im Regelfall: negativ) be-
einflusst werden. Des Weiteren spricht nichts dage-
gen, dass der einfache Nebenintervenient seine Funk-
tion als Streithelfer auch im verfassungsgerichtlichen
Verfahren wahrnimmt.66)

2. Außerstreitiges Verfahren

Im Gegensatz zum zivilprozessualen Verfahren kann
das außerstreitige Verfahren als Einparteienverfahren
ausgestaltet sein, so zB regelmäßig im Fall der Register-
verfahren (Firmen-,Grund-, Berg-, Eisenbahnbuchver-
fahren, Schiffsregistersachen).67) In anderen Materien
hat es durchaus den Charakter eines kontradiktorischen
Zweiparteienverfahrens, so zB im Unterhaltsverfahren
oder bei Streitigkeiten betreffend die Rückforderung
verbotener Ablösen nach dem MRG.68) Parteienmehr-
heiten treten im außerstreitigen Verfahren in der Praxis
häufig auf.69)

Im außerstreitigen Verfahren bestimmt sich die Par-
teistellung einerseits nach formellen Kriterien (formel-
ler Parteibegriff, § 2 Abs 1 Z 1, 2 und 4 AußStrG), an-
dererseits anhand materieller Kriterien (materieller
Parteibegriff, § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG).70) Die Bestim-
mungen des allgemeinen Teils des AußStrG, und da-
mit auch die hier besonders relevanten §§ 2 und 3
leg cit, gelten sowohl für das Verfahren erster Instanz
als auch für das Rechtsmittelverfahren, soweit für letz-
teres nicht Abweichendes angeordnet ist.71)

a. Der Parteibegriff des AußStrG

Nach § 2 Abs 1 AußStrG sind Parteien des außerstrei-
tigen Verfahrens der Antragsteller (Z 1), der vom An-
tragsteller als Antragsgegner oder sonst als Partei Be-
zeichnete (Z 2), jede Person, soweit ihre rechtlich ge-
schützte Stellung durch die begehrte oder vomGericht
in Aussicht genommene Entscheidung oder durch
sonstige gerichtliche Tätigkeit unmittelbar beeinflusst
würde (Z 3), sowie jede Person oder Stelle, die auf-
grund gesetzlicher Vorschriften in das Verfahren ein-
zubeziehen ist (Z 4).

Die Formalparteien des § 2 Abs 1 Z 1 und 2
AußStrG werden ausschließlich durch den jeweiligen
Antrag bestimmt. Aus ihm muss sich ergeben, wer ge-
gen wen ein Recht geltend macht.72) Das Außerstreit-
gericht ist nicht als „Antragsgegner“ iSd AußStrG zu
sehen. Es ist daher – abgesehen von der Verständigung
nach § 57a Abs 5 bzw § 62a Abs 5 VfGG und der Zu-
stellung der Enderledigung des VfGH (§ 80a Abs 1
iVm § 528b Abs 3 ZPO) – am verfassungsgerichtli-
chen Verfahren grundsätzlich nicht zu beteiligen.

Hinsichtlich weiterer Formalparteien wird in § 2
Abs 1 Z 4 AußStrG auf die Materienvorschriften ver-
wiesen. In diesen kann eine gesetzliche Parteistellung
von Personen oder „Stellen“ vorgesehen sein. Mit
den in § 2 Abs 1 Z 4 AußStrG genannten „Stellen“
sind staatliche Einrichtungen gemeint.73) Diesen
kommt im außerstreitigen Verfahren die Stellung als
Amtspartei zu. Natürlichen Personen oder juristischen
Personen des Privatrechts kann Legalparteistellung
eingeräumt werden.74) Auch Amts- und Legalparteien
iSd § 2 Abs 1 Z 4 AußStrG sind – soweit die sonstigen
Voraussetzungen vorliegen (dazu sogleich unten) – am
verfassungsgerichtlichen Verfahren zu beteiligen.75)

lassverfahren bzw auf Antragsteller spielen auch insoweit eine Rolle,
als Anträge, in denen der Anfechtungsumfang nicht richtig abge-
grenzt ist und eine Verfassungswidrigkeit sogar verstärken würde,
unzulässig sind (zB VfGH 21. 2. 2013, G 45/2012; wird die Aufhe-
bung von Inkrafttretens-Bestimmungen begehrt, die eine Legisva-
kanz vorsehen, führt dies regelmäßig zur Zurückweisung dieser Be-
gehren, da insb bei Bedenken hinsichtlich einer zu kurz bemessenen
Legisvakanz die Aufhebung idR den Interessen der Antragsteller dia-
metral zuwiderlaufen würde: vgl VfSlg 19.411/2011, 19.413/2011,
19.517/2011; s dazu auch VfSlg 19.412/2011).

66) Dies ist nicht mit dem Fall zu verwechseln, dass ein Nebeninterve-
nient auf Seiten des Antragstellers im verfassungsgerichtlichen Ver-
fahren auftritt. Siehe dazu schon soeben oben und den Nachweis in
der FN 65.

67) Siehe die Aufstellung bei Rechberger in Rechberger (Hrsg), Kom-
mentar zum Außerstreitgesetz2 (2012) § 1 Rz 9.

68) Rechberger in Rechberger, AußStrG2 § 1 Rz 4.
69) Kodek in Gitschthaler/Höllwerth (Hrsg), AußStrG (2013) § 2 Rz 9;

Rechberger in Rechberger, AußStrG2 § 2 Rz 1.
70) Klicka/Oberhammer/Domej, Außerstreitverfahren5 Rz 72.
71) Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG § 52 Rz 1; Klicka in Rech-

berger, AußStrG2 § 52 Rz 1.

72) Rechberger in Rechberger, AußStrG § 2 Rz 4.
73) Den ErläutRV 224 BlgNR 24. GP 22 zufolge „ist primär an die

Staatsanwaltschaft im Todeserklärungsverfahren, den Präsidenten
des Oberlandesgerichtes im Unterhaltsvorschussverfahren, aber
auch an andere besondere Regelungen zu denken, aus denen sich
ergibt, dass einer Person oder Stelle rechtliches Gehör zwingend
zu gewähren ist“.

74) ErläutRV 224 BlgNR 24. GP 22; Klicka/Oberhammer/Domej, Außer-
streitverfahren5 Rz 88; Rechberger in Rechberger, AußStrG2 § 2
Rz 14.

75) Nur der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass ein all-
fällig von solchen Amtsparteien (denen verschiedentlich eine Re-
kurslegitimation ausdrücklich eingeräumt ist) gestellter Parteian-
trag nur insoweit zulässig wäre, als „Stellen“ iSd § 2 Abs 1 Z 4
AußStrG eine Verletzung von Rechten überhaupt geltend machen
können und nicht bloß Kompetenzen ausüben; vgl ErläutRV 263
BlgNR 25. GP 2, unter Berufung auf VfSlg 17.220/2002; s in diesem
Sinne auch Herbst/Wess, Der Parteiantrag auf Normenkontrolle im
Bereich der Strafgerichtsbarkeit, ZWF 2015, 64 (65) zur mangeln-
den Antragslegitimation des Staatsanwalts im Strafverfahren und
Stefula, Zak 2015, 5 (6) zur fehlenden Legitimation des Staatsan-
walts im Ehenichtigkeitsverfahren.



Der materielle Parteibegriff, der in § 2 Abs 1 Z 3
AußStrG zum Ausdruck kommt, knüpft an dieMöglich-
keit einer unmittelbaren Beeinflussung der rechtlich ge-
schützten Stellung einer Person durch die begehrte oder
vom Gericht in Aussicht genommene Entscheidung an.
Die Parteistellung ergibt sich wesentlich aus dem Ver-
fahrensgegenstand und der (potentiellen) materiellen
Betroffenheit vom Verfahrensausgang.76) Die Frage,
wem Parteistellung nach § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG zu-
kommt, kann daher schwierig zu lösen sein.

Wie oben (II.) allgemein ausgeführt, sind am verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren nur Parteien des außer-
streitigen Rechtsmittelverfahrens (Rekursverfahrens)
zu beteiligen. Parteien des Rekursverfahrens sind da-
her jedenfalls der oder die Rekurswerber.

Wird ein Rekurs gegen einen Beschluss erhoben, mit
dem über die Sache oder über die Kosten des Verfahrens
entschieden worden ist, so ist jeder anderen aktenkundi-
gen Partei eine Gleichschrift des Rekurses zuzustellen
(§ 48 Abs 1 AußStrG). Jene Parteien, denen eine
Gleichschrift des Rekurses zugestellt worden ist, können
binnen 14 Tagen ab dem Zeitpunkt der Zustellung an
sie beim Gericht erster Instanz eine Rekursbeantwor-
tung einbringen (§ 48 Abs 2 AußStrG). Nach § 52 Abs 1
AußStrG hat das Rekursgericht eine mündliche Rekurs-
verhandlung durchzuführen, wenn es eine solche für er-
forderlich erachtet. Auch wenn keine Rekursbeantwor-
tung vorgesehen ist, hat das Rekursgericht den Parteien
Gelegenheit zu geben, sich zu Anbringen anderer Par-
teien zu äußern, soweit dies erforderlich ist, um deren
Anspruch auf rechtliches Gehör zu wahren (§ 52 Abs 1
AußStrG). Diese Bestimmungen zeigen, dass das Re-
kursverfahren nach dem AußStrG grundsätzlich als
mehrseitiges Verfahren ausgestaltet ist.77)

In dem Maße, in dem Parteien des außerstreitigen
Verfahrens, die nicht selbst Rekurswerber sind, am Re-
kursverfahren zu beteiligen sind, sind sie daher auch
am verfassungsgerichtlichen Verfahren zu beteiligen.
Das bedeutet insb, dass in jenen Fällen, in denen das
Rekursverfahren einseitig ausgestaltet ist (also neben
dem Rekurswerber oder den Rekurswerbern keine
Parteien des erstinstanzlichen Verfahrens gehört wer-
den), eine Beteiligung am verfassungsgerichtlichen
Verfahren nicht geboten ist. Ausdrücklich angeordnet
ist die Einseitigkeit des Rekursverfahrens in § 124
GBG für Grundbuchsverfahren.78) Des Weiteren ist
das Rekursverfahren in jenen Fällen einseitig, in denen
keine Entscheidung über die Sache oder keine Kosten-
entscheidung (vgl § 48 Abs 1 AußStrG) vorliegt, dh
insb bei allen Zwischenstreitigkeiten.79)

b. Parteienmehrheit im Außerstreitverfahren

Im Gegensatz zum zivilprozessualen Verfahren, in
dessen Zweiparteiensystem sich wie oben erwähnt
notwendigerweise immer eine Kläger- und eine Be-

klagtenseite gegenüberstehen, ist im außerstreitigen
Verfahren auch bei Beteiligung mehrerer Parteien de-
ren Einteilung in ein „Antragsteller“- und ein „An-
tragsgegner“-Lager nicht erforderlich. Vielmehr
nimmt jede Partei ihre Rechte und Pflichten im je-
weiligen Ausmaß (bei Formalparteien bestimmt durch
den Antrag oder die gesetzlich eingeräumte Partei-
stellung, bei Parteien nach § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG
im Umfang der durch die Materienvorschriften ein-
geräumten „rechtlich geschützten Stellung“) selbstän-
dig wahr.80)

Die Rechtsfigur der Nebenintervention ist einerseits
schon durch den formellen Parteibegriff (dem zufolge
man entweder Partei ist oder nicht), andererseits durch
das Anknüpfen der materiellen Parteistellung an die
„rechtlich geschützte Stellung“ (die bejahendenfalls
die Parteistellung vermittelt, verneinendenfalls diese
aber ausschließt) im Außerstreitverfahren nicht erfor-
derlich.81)

In diesem Sinne bestimmt § 3 Abs 1 AußStrG, dass
„Handlungen und Unterlassungen einer Partei [. . .]
nicht unmittelbar für andere Parteien [wirken]“.
Nichtsdestoweniger nimmt der OGH an, dass das
AußStrG den Begriff des Streitgenossen zwar nicht
verwende, die Streitgenossenschaft jedoch „im We-
sentlichen gleich wie die Zivilprozessordnung“ regle.
Auch im Verfahren außer Streitsachen ergebe sich
aus der Rechtsnatur des geltend gemachten Anspruchs
oder der Anordnung von Wirkungen allen aktenkun-
digen Parteien gegenüber, also aus dem materiellen
Recht, ob Dispositionen über den Verfahrensgegen-
stand der Einstimmigkeit der Parteien bedürften oder
ob eine Partei allein tätig werden dürfe und was bei
widerstreitenden Erklärungen gelte. Im Zweifel liege
eine einheitliche Streitpartei vor, wenn wegen Nicht-
erfassung aller Beteiligten die Gefahr „unlösbarer
Verwicklungen durch divergierende Einzelentschei-
dungen“ bestehe. In diesem Fall bedürften Dispositio-
nen über den Verfahrensgegenstand der Einstimmig-
keit aller Mitglieder. Disponiere nur einer von mehre-
ren Streitgenossen über den Streitgegenstand, dann
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76) Klicka/Oberhammer/Domej, Außerstreitverfahren5 Rz 68, 80 ff.
77) Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG § 48 Rz 1 ff.
78) Näher dazu Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG § 48 Rz 7

mwN.
79) Dazu wiederum näher Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG

§ 48 Rz 6 ff; hier stellt sich im Einzelfall die Frage, ob überhaupt
„eine in erster Instanz entschiedene Rechtssache“ iSd Art 139 Abs 1
Z 4 oder Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG und damit die Antragslegiti-
mation vorliegt.

80) Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG § 3 Z 1 mwN.
81) RIS-Justiz RS0120721; Fasching, Zivilprozeßrecht2 Rz 394; Klicka/

Oberhammer/Domej, Außerstreitverfahren5 Rz 95; Rechberger in
Rechberger, AußStrG2 § 2 Rz 2.
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gelte die dem Prozessstandpunkt der einheitlichen
Streitpartei günstigste Erklärung.82)

Diese Rechtsprechungslinie bezieht sich aber nur
auf Dispositionen über den Verfahrensgegenstand
(insb imHinblick auf Anerkenntnis, Verzicht und Ver-
gleich).83) Für Dispositionen, die nicht den Verfahrens-
gegenstand betreffen, kommt daher die Bildung einer
„Verfahrensgenossenschaft“ im außerstreitigen Ver-
fahren nicht in Betracht. Insb verfahrensrechtliche
Verfügungen können daher (nur) von jeder Partei selb-
ständig getätigt werden. Die Erhebung eines Parteian-
trags stellt aufgrund des Charakters dieses Verfahrens
als Normenkontrollverfahren keine Disposition über
den Verfahrensgegenstand des außerstreitigen (Re-
kurs-)Verfahrens dar. Daher kann auch ein Parteian-
trag von jeder Partei aus Anlass der Erhebung eines
Rekurses gestellt werden. DieWirkungen der Stellung
eines Parteiantrags richten sich – wie oben erwähnt –
nach dem VfGG (§ 80a Abs 1 iVm § 528b Abs 1
ZPO). Grundsätzlich gilt daher, dass in dem beim
Rechtsmittelgericht anhängigen Verfahren bis zur
Entscheidung des VfGH nur solche Handlungen vor-
genommen oder Anordnungen und Entscheidungen
getroffen werden dürfen, die durch die Entscheidung
des VfGH nicht beeinflusst werden können oder die
die Frage nicht abschließend regeln oder keinen Auf-
schub gestatten (vgl § 57a Abs 6, § 62 a Abs 6 VfGG;

beachte in diesem Zusammenhang aber § 80a Abs 2
AußStrG).

Verallgemeinerungsfähige Abgrenzungskriterien,
wie sie oben (1.b.) für die Streitgenossenschaft und
die Nebenintervention im zivilprozessualen Rechts-
mittelverfahren dargestellt wurden, die eine unter-
schiedliche Behandlung (zB durch Trennung von Ver-
fahren hinsichtlich bestimmter Parteien etc) einzelner
Parteien oder Parteiengruppen des Außerstreitverfah-
rens zuließen, finden sich für letzteres nicht. Daher
sind die Wirkungen eines Parteiantrags auf Normen-
kontrolle und die Entscheidung des VfGH über einen
solchen auf Mehrparteienkonstellationen im Verfah-
ren außer Streitsachen für jede Partei des Rekursver-
fahrens jeweils gesondert und im Einzelfall zu beurtei-
len.

IV. Schluss
Die hier angestellten Überlegungen zur Partei- und
Beteiligtenstellung im verfassungsgerichtlichen Ver-
fahren aus Anlass eines Parteiantrags auf Normenkon-
trolle werden für den VfGH insb bei Überlegungen im
Vorverfahren eine Rolle spielen. In der Regel wird sich
schon aus dem einem Parteiantrag beizufügenden Ur-
teil oder Beschluss und dem Rechtsmittel ergeben, wer
als Partei des gerichtlichen Verfahrens am verfassungs-
gerichtlichen Normenkontrollverfahren aufgrund ei-
nes Parteiantrags zu beteiligen ist. Bei Zweifeln kann
der Gerichtsakt angefordert werden, um Fragen der
Beteiligtenstellung im hier dargelegten Sinne zu klä-
ren.

Es steht aber auch zu erwarten, dass Fragen, die mit-
telbar mit der Partei- und Beteiligtenstellung im ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren verbunden sind, vor
allem für die ordentlichen Gerichte, die die Anlassver-
fahren (fort)führen, eine wichtige Rolle spielen wer-
den. Insb die Frage der Wirkung eines Parteiantrags
auf einzelne Parteien bei Parteimehrheiten im gericht-
lichen Verfahren wird eine eingehende Auseinander-
setzung mit dem Zusammenhang von Parteistellung
im gerichtlichen Verfahren und den Wirkungen des
Parteiantrags sowie dessen Erledigung durch den
VfGH im Einzelfall erfordern.

 30 Cg 17/15z 
Gerichtlicher Vergleich 

 
Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwalts-
verein wirtsch. Organisation der Rechtsanwälte 
Österreichs, 1010 Wien, Rotenturmstraße 13/DG/top2 
 
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 1030 
Wien 
 
Beklagte Partei: A-Z Unternehmensberatungs KG, 
1210 Wien, Obergfellplatz 2/2 
 
vertreten durch: RA Prof. Dr. Fritz Wennig, 1010 Wien 
Schauflergasse 6 
 
wegen: UWG 
 
Die beklagte Partei ist schuldig, es im geschäftlichen 
Verkehr zu unterlassen, natürliche oder juristische 
Personen in Insolvenzverfahren zu vertreten, 
insbesondere in deren Vertretung Insolvenzverfahren 
zu eröffnen und Interessen des Insolvenzschuldners 
gegenüber dem Masseverwalter wahrzunehmen, dies 
sofern das Entgelt, das dafür vereinnahmt wird, direkt 
oder indirekt reinen Barauslagenersatz überschreitet. 

 
Handelsgericht Wien, Abteilung 30 

Wien, 16 Juli 2015 
Mag. Monika Millet, Richterin 82) RIS-Justiz RS0125593; kritisch dazu zB Rechberger in Rechberger,

AußStrG2 § 3 Rz 2.
83) Klicka/Oberhammer/Domej, Außerstreitverfahren5 Rz 96.



533Österreichisches Anwaltsblatt 2015/10

Europa aktuell

EuGH: Auch ein Rechtsanwalt wird
als Verbraucher geschützt

D er EuGH entschied in C-110/14, Costea/SC Volks-
bank România SA, mit Urteil v 3. 9. 2015, dass

auch ein Rechtsanwalt, der privat einen Kreditvertrag
mit einer Bank abschließt, als Verbraucher iS der
Richtlinie 93/13/EWG über missbräuchliche Klauseln
in Verbraucherverträgen angesehen werden kann.

Zum Hintergrund: Herr Costea übt den Beruf des
Rechtsanwalts in Rumänien aus und berät in dieser Ei-
genschaft insb Mandanten auf dem Gebiet des Gesell-
schaftsrechts. Im April 2008 unterzeichnete Herr Cos-
tea einen Kreditvertrag mit der Volksbank. Die Rück-
zahlung dieses Darlehens wurde durch eine Hypothek
an einem Grundstück gesichert, das im Eigentum der
Rechtsanwaltskanzlei „Ovidiu Costea“ von Herrn
Costea steht. Herr Costea unterzeichnete diesen Kre-
ditvertrag zum einen als Kreditnehmer und zum ande-
ren als Vertreter seiner Rechtsanwaltskanzlei in ihrer
Eigenschaft als Hypothekenbestellerin.

Im Mai 2013 erhob Herr Costea beim Amtsgericht
Oradea Klage auf Feststellung der Missbräuchlichkeit
einer Vertragsklausel über eine Risikoprovision und
Nichtigerklärung dieser Klausel sowie auf Erstattung
dieser von der Volksbank vereinnahmten Provision.
Daraufhin hat das Amtsgericht das Verfahren ausge-
setzt und den EuGH gebeten, sich mit der Frage aus-
einanderzusetzen, ob eine den Rechtsanwaltsberuf aus-
übende natürliche Person, die mit einer Bank einen
Kreditvertrag schließt, als „Verbraucher“ iSd Art 2
lit b der RL 93/13/EWG angesehen werden kann.

Darüber hinaus fragte das vorlegende Gericht, wie
sich dabei der Umstand auswirkt, dass die sich aus
dem genannten Vertrag ergebende Forderung durch
eine Hypothek gesichert ist, die diese Person als Ver-
treter ihrer Rechtsanwaltskanzlei bestellt hat und Gü-
ter (wie ein im Eigentum der Kanzlei stehendes
Grundstück) betrifft, die der Ausübung der beruflichen
Tätigkeit der genannten Person dienen.

Der EuGH führte aus, dass gemäß der RL 93/13/
EWG derjenige als Verbraucher anzusehen ist, der –
bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen – zu ei-
nem Zweck handelt, der nicht seiner gewerblichen
oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann.
Dieses Kriterium entspricht dem Gedanken, auf dem
das mit der Richtlinie geschaffene Schutzsystem be-
ruht, nämlich, dass der Verbraucher sich gegenüber
dem Gewerbetreibenden in einer schwächeren Ver-
handlungsposition befindet und einen geringeren In-
formationsstand besitzt, was dazu führt, dass er den
vom Gewerbetreibenden vorformulierten Bedingun-
gen zustimmt, ohne auf deren Inhalt Einfluss nehmen

zu können. Selbst wenn unterstellt werden könnte,
dass ein Rechtsanwalt über ein hohes Maß an Fach-
kenntnis verfügt, lässt dies nicht die Vermutung zu,
dass er gegenüber einem Gewerbetreibenden keine
schwächere Partei ist.

Was den Umstand anbelangt, dass die sich aus dem
betreffenden Vertrag ergebende Forderung durch eine
Hypothek gesichert ist, die ein Rechtsanwalt als Ver-
treter seiner Rechtsanwaltskanzlei bestellt hat und Gü-
ter betrifft, die der Ausübung seiner beruflichen Tätig-
keit dienen, so stellt der EuGH fest, dass dies keine
Auswirkungen auf die Beurteilung der Verbraucherei-
genschaft hat. Es geht nämlich darum, ob die Person,
die den Hauptvertrag, dh den Kreditvertrag, geschlos-
sen hat, die Eigenschaft als Verbraucher oder Gewer-
betreibender hat. Es geht nicht darum, welche Eigen-
schaft dieser Person im Rahmen des akzessorischen
Vertrags, dh des Hypothekenvertrags, zukommt, der
die Zahlung der sich aus dem Hauptvertrag ergeben-
den Forderung sichert.

Mag. Katarin Steinbrecher,
ÖRAK-Büro Brüssel

Mag. Katarin

Steinbrecher

Münchner Rechtsanwaltskanzlei mit Spezialisierung 
auf österreichisches Recht und grenzüberschreitende 
Rechtsfälle übernimmt Substitutionen und Beratung 
in sämtlichen grenzüberschreitenden Rechtsfällen 
einschließlich Familien- und Erbrecht.

RA Dr. Maximilian Graf von Thun und Hohenstein 
Pfisterstr. 9, D-80331 München 

Tel.: 0049-(0)89-260 191 40 
Fax: 0049-(0)89-260 191 42 

Email: info@recht-thun.com 
www.recht-thun.com



Anwaltsakademie
Terminübersicht Oktober 2015 bis Dezember 2015

Oktober 2015

9. 10. FELDKIRCH
Update
Grunderwerbsteuer NEU (ab 1. 1. 2016)
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung
Mit der Organisation beauftragt: Anwaltsakademie
Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und
Fortbildung mbH
Seminarnummer: 20151009/7

9. und 10. 10. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20151009/8

12. 10. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20151012/8

13. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
9. Stiftungssteuerrecht
Seminarnummer: 20151013/8

16. und 17. 10. DORNBIRN
Special
Rasche Maßnahmen und einstweiliger Rechtsschutz
Seminarnummer: 20151016/7

16. und 17. 10. GRAZ
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20151016/5

16. und 17. 10. ST. GEORGEN i.A.
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20151016/3

16. und 17. 10. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
VerfahrenTeil II: Verwaltungsgerichtsbarkeit 1. In-
stanz (Bundes- und Landesverwaltungsgerichte);
Asylrecht und Asylverfahren
Seminarnummer: 20151016A/8

16. und 17. 10. WIEN
Special
Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminarnummer: 20151016/8

19. 10. WIEN
Update
Social Media und Recht
Praxisüberblick – Tendenzen – Aktuelle Rechtspre-
chung
Seminarnummer: 20151019/8

20. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
10. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminarnummer: 20151020/8

22. 10. WIEN
Update
Grunderwerbsteuer NEU (ab 1. 1. 2016)
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung Mit der Organisation beauftragt: An-
waltsakademie Gesellschaft zur Förderung anwaltli-
cher Aus- und Fortbildung mbH
Seminarnummer: 20151022/8

23. und 24. 10. INNSBRUCK
Basic
Steuer- und Abgabenrecht
Seminarnummer: 20151023/6

23. und 24. 10. WIEN
Key qualifications
Verhandlung
Seminarnummer: 20151023/8

28. 10. INNSBRUCK
Update
Grunderwerbsteuer NEU (ab 1. 1. 2016)
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung Mit der Organistation beauftragt: An-
waltsakademie Gesellschaft zur Förderung anwaltli-
cher Aus- und Fortbildung mbH
Seminarnummer: 20151028/6

30. und 31. 10. ATTERSEE
Special
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20151030/3

30. und 31. 10. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20151030/8
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November 2015

2. 11. LINZ
Update
Grunderwerbsteuer NEU (ab 1. 1. 2016)
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung
Mit der Organisation beauftragt: Anwaltsakademie
Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und
Fortbildung mbH
Seminarnummer: 20151102/3

3. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
11. Insolvenz und Steuern
Seminarnummer: 20151103/8

3. bis 24. 11. WIEN
Lehrgang
Die Begleitung des Verbrechensopfers im Strafpro-
zess
Seminarnummer: 20151103A/8

4. 11. WIEN
Update
Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket
Seminarnummer: 20151104/8

5. bis 7. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20151105/6

5. bis 7. 11. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20151105/8

6. und 7. 11. GRAZ
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20151106/5

6. und 7. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag – Schwerpunkt GmbH)
Seminarnummer: 20151106/8

6. und 7. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil III: Die Verfahren vor den Verwal-
tungsgerichten (LVwG, BVwG, BFG, VwGH,
VfGH)
Seminarnummer: 20151106A/8

9. 11. GRAZ
Update
Grunderwerbsteuer EU (ab 1. 1. 2016)
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung
Mit der Organisation beauftragt: Anwaltsakadamie
Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und
Fortbildung mbH
Seminarnummer: 20151109/5

9. 11. WIEN
Extra
Der überzeugende Auftritt – Impulsworkshop: Von
vordergründig bis hinterhältig
Noch in oder schon „von der Rolle“?
Seminarnummer: 20151109/8

12. 11. SALZBURG
Update
Reiserecht
Seminarnummer: 20151112/4

13. und 14. 11. BREGENZ
Basic
Ehescheidung und Aufteilung des ehelichen Ge-
brauchsvermögens
Seminarnummer: 20151113/7

13. und 14. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20151113/3

13. und 14. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20151113/8

13. und 14. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20151113A/8

16. 11. WIEN
Privatissimum
Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20151116/8

17. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
12. Vermögensveranlagung und Steuern
Die Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen
Seminarnummer: 20151117/8
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19. bis 21. 11. WIEN
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20151119/2

19. bis 21. 11. WIEN
Special
Start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminarnummer: 20151119/8

20. und 21. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht
Seminarnummer: 20151120A/8

20. und 21. 11. ATTERSEE
Basic
Zivilverfahren I
Seminarnummer: 20151120/3

20. und 21. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20151120/8

23. 11. WIEN
Update
Rechtsschutz vor dem EuGH
Seminarnummer: 20151123/8

25. 11. WIEN
Privatissimum
Aktueller Zwischenbericht: Wirtschaftsdelikte aus
staatsanwaltlicher Sicht
Seminarnummer: 20151125/8

26. 11. LINZ
Update
Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket
Seminarnummer: 20151126/3

26. bis 28. 11. IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20151126/6

27. und 28. 11. GRAZ
Basic
Exekutionsrecht- Fahrnis- und Gehaltsexekution,
Realexekution
Seminarnummer: 20151127/5

27. und 28. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20151127/3

27. und 28. 11. WIEN
Basic
Standesrecht
Seminarnummer: 20151127A/8

27. und 28. 11. WIEN
Key qualifications
Erfolgreich kommunizieren mit Mandanten
Seminarnummer: 20151127B/8

27. und 28. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20151127/8

30. 11. SCHWECHAT
Special
Die Anfechtung
Seminarnummer: 20151130/2

Dezember 2015

1. 12. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht
13. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminarnummer: 20151201/8

2. 12. WIEN
Privatissimum
Achtung: Verjährung! Wichtiges für die Advokatur
Seminarnummer: 20151202/8

3. bis 5. 12. WIEN
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20151203/8

4. 12. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminarnummer: 20151204/8

4. und 5. 12. FELDKIRCH
Basic
Arbeits- und Sozialrecht
Seminarnummer: 20151204/7
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Grunderwerbsteuer NEU (ab 1. 1. 2016)

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die rechtliche Beratung bei der Übertragung von Lie-
genschaften gehört zum Tagesgeschäft eines Rechts-
anwaltes. Eine der wesentlichen Belastungen bei (ent-
geltlichen und unentgeltlichen) Liegenschaftstransak-
tionen ist die Grunderwerbsteuer. Ab dem 1. 1. 2016
soll anstelle des nicht mehr aktuellen Einheitswertes
bei unentgeltlichen oder teilentgeltlichen Erwerbsvor-
gängen (außer bei land- und forstwirtschaftlichen
Grundstücken) ein vom gemeinen Wert (Verkehrs-
wert) abgeleiteter Grundstückwert die Bemessungs-
grundlage darstellen. Damit einhergehend sind auch
zahlreiche Änderungen zur Abfederung der Umstel-
lung vorgesehen, beispielsweise: Einführung eines Stu-
fentarifs, Erhöhung des Freibetrages bei Betriebsüber-
gaben und die Möglichkeit der Steuerentrichtung über
fünf Jahre.
Daneben wird die Bestimmung zur Vereinigung von
Anteilen bzw Beteiligungen sowohl bei Kapitalgesell-
schaften als auch bei Personengesellschaften neu ge-
fasst: Zukünftig soll die Grunderwerbsteuerpflicht
nicht erst bei Vereinigung aller Anteile in einer Hand
entstehen, sondern bereits dann, wenn 95% der An-
teile übergehen. Treuhändig gehaltene Anteile sollen
– wirtschaftlich – dem Treugeber zugerechnet werden.
Damit soll die Verhinderung der Tatbestandserfüllung
durch Zurückbehaltung von Zwerganteilen erschwert
werden. Diese Änderung wird auf die Beratung bei
Liegenschaftstransaktionen im betrieblichen Bereich
große Auswirkungen haben.

Das Seminar behandelt im Detail die einzelnen Ände-
rungen und versucht, diese anhand von Praxisbeispie-
len zu veranschaulichen.
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und
Fortbildung
Mit der Organisation beauftragt: Anwaltsakademie
Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und
Fortbildung mbH
Planung: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M.
Referenten: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M.
PostDoc-Universitätsassistent an der Universität
Wien
Dr. Andrei Bodis, Bundesministerium für Finanzen –

Abteilung VI/6 Einkommen- und Körperschaftsteuer
Wir weisen darauf hin, dass MMag. Dr. Varro am
22. 10. 2015, in Wien allein vortragen wird.
Termin: Freitag, 9. 10. 2015, 11.30–15.00 Uhr
Veranstaltungsort: Feldkirch, Montfort – das Hotel
oder
Termin: Donnerstag, 22. 10. 2015, 17.00–20.30 Uhr
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
oder
Termin: Mittwoch, 28. 10. 2015, 16.30–20.00 Uhr
Veranstaltungsort: Innsbruck, Hilton Innsbruck
oder
Termin: Montag, 2. 11. 2015, 16.30–20.00 Uhr
Veranstaltungsort: Linz, Courtyard by Marriott
oder
Termin: Montag, 9. 11. 2015, 12.00–15.30 Uhr
Veranstaltungsort: Graz, Hotel Wiesler
= jeweils 1 Halbtag

Steuer- und Abgabenrecht

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechts ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, sei es als Vertragsver-
fasser oder auch als Steuerzahler.
Planung: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz Peg-
ger, RA in Innsbruck, Universität Innsbruck

Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck, Universität Innsbruck
OR Markus Schedlberger, BA Großbetriebsprüfung
Innsbruck
Mag. Dr. Oliver Kempf, Steuerberater in Innsbruck
Termin: Freitag, 23. 10. 2015, bis Samstag,
24. 10. 2015
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20151023/6
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Rechtsschutz vor dem EuGH

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Der Rechtsschutz in der Europäischen Union beruht
auf einem Zusammenspiel zwischen den nationalen
Gerichten und den Unionsgerichten. Das Verständnis
der einzelnen Rechtsschutzmöglichkeiten vor den
Unionsgerichten ist für Rechtsanwälte unumgänglich.
Das Seminar bringt Ihnen aktuelle und umfassende
Informationen über die Organisation der Unions-
gerichtsbarkeit und laufende Modernisierungsbe-
strebungen, die für Rechtsanwälte relevanten Verfah-
rensarten (Nichtigkeitsklagen, Vorabentscheidungs-
ersuchen und Schadenersatzklagen), das Verhältnis
zwischen österreichischem und Unionsrecht und der

außervertraglichen Haftung der Union und der Mit-
gliedstaaten.
Besonders Augenmerk wird auf praktische Aspekte ge-
legt: Wie sollten Schriftsätze verfasst und strukturiert
werden, damit die Unionsgerichte sie möglichst gut
übersetzen und inhaltlich erfassen können? Was ist
bei der mündlichen Verhandlung besonders zu beach-
ten? Was erwartet einen vor Ort in Luxemburg?
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, Präsi-
dent der Rechtsanwaltskammer Wien
Referent: lic. jur. Benedict Saupe,Diplomat für das Bun-
desministerium für Europa, Integration und Äußeres
Termin: Montag, 23. 11. 2015 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
Seminarnummer: 20151123/8

Unternehmens- und Anteilskauf

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar vermittelt eine praxisorientierte Über-
sicht über die rechtlichen und steuerlichen Aspekte
der Übertragung von Unternehmen und Unterneh-
mensanteilen. Neben den durch den Erwerb von Un-
ternehmen bzw Geschäftsanteilen tangierten – und zu-
letzt insbesondere im UGB und KartG neu geregelten
– Normen des allgemeinen Zivil- und Handelsrechts,
des Kartell- und Fusionskontrollrechts sowie des Ar-
beits- und Mietrechts werden im Besonderen auch

Vertragstechnik sowie steuerliche Aspekte von Unter-
nehmens- und Anteilserwerben behandelt.
Planung: Dr. Christoph Szep, RA in Linz
Referenten: Dr. Christoph Szep, RA in Linz
Mag. Dr. Robert Bachl, Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater in Linz
Termin: Freitag, 30. 10. 2015, bis Samstag, 31. 10.
2015 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Attersee, Hotel Seegasthof
Oberndorfer
Seminarnummer: 20151030/3

Standes- und Honorarrecht

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwer-
punkte des Standesrechts sowie die Vermittlung von
Einblicken in den Aufbau und in die Arbeit der Stan-
desorganisation. Das materielle und formelle Diszipli-
narrecht wird dargestellt und anhand von praktischen
Fallbeispielen vertiefend bearbeitet. Das Seminar be-
fasst sich aber auch mit dem Berufsbild des Rechtsan-
walts und mit den Auswirkungen des EU-Beitritts auf
das anwaltliche Berufsrecht.
Detailliert behandelt wird der standesrechtlich vorge-
gebene Umgang mit Fremdgeld und insbesondere
mit Treuhandgeld.

Der dritte Halbtag widmet sich den Fragen zum
Thema Anwaltliche Anti-Geldwäscherei-Compliance:
Was ist Geldwäscherei? Wie erkenne ich „geldwä-
schereigeneigte“ Verhaltensmuster? Welche Metho-
den und Formen von Geldwäscherei gibt es? Welche
Pflichten treffen den Rechtsanwalt? Was kann man
aus den Erfahrungen der Banken lernen?
Der letzte Seminarteil beschäftigt sich mit Honoraran-
sprüchen des Anwalts gegenüber seinen Klienten. Ziel
des Seminars ist die Vermittlung der Grundsätze des
Honorarrechts sowie die Anwendbarkeit des RATG
und der AHK. Anhand von aktuellen Fallbeispielen
werden die Grundzüge des Kostenersatzrechtes des
Zivil-, Exekutions-, Konkurs-, Ausgleichs- und Straf-
verfahrens sowie der Vertragsgestaltung dargestellt.
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Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Dr. Andreas König, RA in Innsbruck, Präsi-
dent des Disziplinarrates der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer
Dr. Georg Huber, RA in Kufstein
Dr. Christian Klotz, RA in Innsbruck

Dr. Monika Schlatter, Abteilung Recht & Compliance,
Raiffeisen-Landesbank Tirol AG
Dr. Alexander Wöß, RA in Linz
Termin: Donnerstag, 5. 11. 2015, bis Samstag, 7. 11.
2015 = 5 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20151105/6

Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Zur Finanzierung der Einkommenstarifsenkung im
Rahmen des Steuerreformgesetzes 2015/2016 hat der
Gesetzgeber unterschiedliche steuerliche Änderungen
unter den Begriffen „Bekämpfung von Steuer- und So-
zialbetrug“, „Solidaritätspaket“ sowie „Strukturmaß-
nahmen“ vorgesehen.
Die Änderungen betreffen unterschiedliche Themen-
gebiete, unter anderem:
1. Die derzeit bestehende Wahlmöglichkeit bei Aus-
schüttungen des Bilanzgewinns als (steuerpflichtige)
Gewinnausschüttung oder als (steuerneutrale) Einla-
genrückzahlung soll eingeschränkt werden;
2. Im Rahmen der Besteuerung von Grundstücksver-
äußerungen soll der Steuersatz erhöht und der Infla-
tionsabschlag abgeschafft werden;
3. Die Grunderwerbsteuer soll ab dem 1. 1. 2016 neu
gestaltet werden;
4. Der Gebäudeabschreibungssatz soll reduziert wer-
den;
5. Bei kapitalistischen Mitunternehmerschaften soll
eine Verlustverrechnungsbremse eingezogen werden;
6. Verluste bei Einnahmen- und Ausgaben-Rechnern
sollen zukünftig zeitlich unbegrenzt vorgetragen wer-
den können;

7. Es soll eine Belegerteilungs- und Registrierkassen-
pflicht geben;
8. Die Strafbarkeit bei fahrlässigen Verkürzungsdelik-
ten soll erst bei grober Fahrlässigkeit eintreten;
9. Schließlich soll das Bankgeheimnis bei abgaben-
rechtlichen Prüfungen durchbrochen werden können.
Im Seminar sollen die für Rechtsanwälte (und Rechts-
anwaltsanwärter) relevanten Änderungen anhand von
Praxisbeispielen dargestellt und erläutert werden
Planung: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M.
Referenten: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M., Post-
Doc-Universitätsassistent an der Universität Wien
Dr. Andrei Bodis, Bundesministerium für Finanzen –

Abteilung VI/6 Einkommen- und Körperschaftsteuer
Termin: Mittwoch, 4. 11. 2015, 17.00–20.30 Uhr
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
oder
Termin: Donnerstag, 26. 11. 2015, 18.00–21.30 Uhr
Veranstaltungsort: Linz, Courtyard by Marriott
oder
Termin: Montag, 18. 1. 2016, 16.30–20.00 Uhr
Veranstaltungsort: Innsbruck, Hilton Innsbruck
oder
Termin: Montag, 25. 1. 2016, 12.00–15.30 Uhr
Veranstaltungsort: Graz, Hotel Wiesler
= jeweils 1 Halbtag

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Wissenschaftliches Projekt zur umfassenden
Modernisierung des ABGB mit elektronischer
Plattform gestartet

An der Universität Graz wurde im Studienjahr
2014/2015 mit einem Projekt zur umfassenden

Modernisierung des ABGB begonnen. Unter der Fe-
derführung von Prof. Peter Bydlinski und intensiver
Mitwirkung des Sprachwissenschaftlers Prof. Rudolf
Muhr steht dabei die Verständlichkeit der zum Teil
über 200 Jahre alten Textfassungen im Vordergrund.
Gelegentlich sollen aber auch darüber hinausgehende
Verbesserungsvorschläge erstattet werden. Sachlich-
inhaltliche Rechtsänderungen sind hingegen nicht In-
halt des Projekts; auf erkannte deutliche Schwachstel-
len wird jedoch durchaus hingewiesen.

Mittlerweile liegen bereits die ersten Textvor-
schläge vor. Sie sollen der Öffentlichkeit mit Beginn
des WS 2015/16 über die Internet-Adresse http://
abgb-modernisierung.uni-graz.at präsentiert werden.
Auf dieser Plattform, die laufend aktualisiert wird
und weitere Erläuterungen zum Projekt enthält, kann
der Fortgang des auf etwa drei Jahre angelegten Pro-
jekts verfolgt werden. Interessierte sind aber auch
herzlich eingeladen, zu den dort veröffentlichten Vor-

schlägen Stellung zu nehmen und so zu weiteren Ver-
besserungen beizutragen.

Ergebnis der Arbeiten soll eine Publikation sein, die
dem geltenden Text des ABGB – unter anderem – eine
„Übersetzung“ des ABGB in sog Klarsprache gegen-
überstellt. Sie soll nicht zuletzt Studierenden das Ver-
ständnis dieses zivilrechtlichen Zentralgesetzes er-
leichtern, kann aber zugleich auch bei künftigen No-
vellierungen von Teilbereichen des ABGB als erste
(sprachliche) Vorarbeit dienen. Dass nicht nur die Zeit
für solche Verbesserungen, die Fachleuten und Laien
den Zugang zum Recht erleichtern sollen, reif ist, son-
dern bessere Verständlichkeit von allen Seiten ange-
strebt wird, zeigen speziell die ABGB-Novellierungen
aus jüngerer und jüngster Zeit: So wurden aus Anlass
inhaltlicher Änderungen etwa das Darlehensrecht
(2010), das Recht der Gesellschaft bürgerlichen Rechts
(2014) und – vor allem – das gesamte Erbrecht (2015)
auch sprachlich vollkommen neu gefasst. Dieser bei-
fallswerte Weg soll nunmehr von wissenschaftlicher
Seite intensiv unterstützt werden.

IAML – European Chapter:
Award für junge Rechtsanwälte 2016

Einführung

V or fünf Jahren hat das European Chapter der In-
ternational Academy of Matrimonial Lawyers

(IAML) einen jährlichen Preis (Award) für junge An-
wälte, für die Besten eines juristischen Aufsatzwettbe-
werbes eingerichtet. Es soll die Forschung und Kom-
petenz junger Familienrechtsanwälte gefördert werden
und die Ziele der IAML sollen innerhalb der anderen
Berufskollegen bekannter werden.

Preis

DerPreis istE 1.000,– für denAutor des bestenAufsatzes
undE 500,– für die beiden nachfolgend Platzierten. Der
Award wird anlässlich der Jahrestagung des European
Chapters in Amsterdam überreicht. Diese wird vonMitt-

woch, 25. 5. 2016, bis Sonntag, 29. 5. 2016, stattfinden.
Der Gewinner wird etwa einen Monat vor diesem Tref-
fen bekanntgegeben und wird einen weiteren Betrag
von bis zuE 2.000,– erhalten, um an demTreffen teilzu-
nehmen und seine Fahrtkosten abdecken zu können.

Thomson Reuters wird freundlicherweise den zehn
besten Bewerbern das Familienrechtsbuch (Family
Law, AGlobal Guide – ein rechtsvergleichender Über-
blick über Familienrecht in über 40 Jurisdiktionen im
Wert von ₤ 180,–) zukommen lassen.

Auswahlverfahren

Die besten Aufsätze werden von einem Komitee, das
aus Mitgliedern des European Chapters der IAML
aus verschiedenen Ländern besteht, ausgewählt wer-
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den. Die Fragen zur heurigen Fallstudie beziehen sich
hauptsächlich auf den internationalen Wohnortwech-
sel von Kindern. Für das Auswahlverfahren werden
Originalität, die Bedeutung und Komplexität der
Rechtsfragen, die Bedeutung für die IAML, die For-
schungsarbeiten, die Struktur, der Stil und die Präsen-
tation entscheidend sein.

Thema

Der Wohnortwechsel von Kindern wird innerhalb der
IAML und unter den europäischen Familienanwälten
immer bedeutender und zwar immer mehr mit einer in-
ternationalen Dimension, bei der die Analyse aktueller
oder geplanter Entwicklungen von Bedeutung ist.
Wohnortswechselstreitigkeiten entstehen zwischen ge-
trennten Eltern, wenn einer von diesen an einen anderen
geografischen Ort mit den Kindern ziehen will und der
andereElternteil dementgegentritt.Ob der neueOrt in-
nerhalb derselben Jurisdiktion oder im Geltungsbereich
einer anderen Rechtsordnung liegt, ist wesentlich. Ob
ein Wohnortwechsel erlaubt oder verboten wird, ist
von größter Bedeutung für die Eltern und die Kinder.

Der Aufsatz sollte nicht weniger als 2.000 und nicht
mehr als 3.000 Worte (ausschließlich der Fußnoten)
haben. Obwohl innerhalb der Akademietreffen die Fach-
spracheEnglisch ist, kann dieser Aufsatz auch in einer an-
deren Sprache verfasst werden. Die Fallstudie findetman
unter www.iaml.org/cms_media/files/iaml_european_
chapter_young_lawyer_award_2016_case_study.pdf

Deadline

Aufsätze für den fünften jährlichen Award sollten spä-
testens am 9. 1. 2016 elektronisch an Sarah Lenoir,
IAML, unter sarah.lenoir@iaml.org gesandt werden.

Rückfragen

An RA Dr. Alfred Kriegler: kriegler@divorce.at

Auswahlkriterien

Die Teilnehmer müssen qualifizierte praktizierende
Familienrechtler mit bis zu zehn Jahren Berufserfah-
rung und in Europa wohnhaft sein. Gerne können sich
auch Rechtsanwaltsanwärter bewerben.

Veröffentlichung

Der beste Aufsatz wird auf der IAML-Website und im
IAML-Newsletter veröffentlicht. Der Aufsatz sollte
noch nicht publiziert sein und auch nicht zur Publika-
tion anstehen, kann aber selbstverständlich imNachhi-
nein unter Hinweis auf die IAML veröffentlicht wer-
den. Die Ausschreibung wird auf der IAML-Website
veröffentlicht und alle Mitglieder des European Chap-
ters werden darum gebeten, in ihrer jeweiligen Rechts-
ordnung Details und Highlights des Awards zu ver-
breiten.

Gerichtsgebühren – Art 47 GRC

D ass dieGerichtsgebühren bei Zivilprozessenmit ho-
hen Streitwerten verfassungswidrig sind, weil sie

den Grundsatz von „fair trial“ verletzen, ist evident. Ge-
richtsgebühren, die prozentuell vom Streitwert erhoben
werden und nach oben nicht gedeckelt sind, stellen prak-
tisch eine Umsatzsteuer auf den Streitwert dar, stehen in
keinem Verhältnis zur staatlichen Leistung und sind für
Parteien, die finanziell nicht bedürftig sind, also die Ver-
fahrenshilfe nicht in Anspruch nehmen können, eine un-
gerechtfertigte Behinderung im Zugang zum Gericht.

Zum Thema der Behinderung des Zuganges zum
Recht durch die Höhe von Gerichtsgebühren hat der
EGMR unter anderem im Fall Kreuz gegen Polen er-
kannt, dass eine Gebührenbelastung, die höher ist als
ein durchschnittliches Jahresgehalt im betroffenen
Land, eine unzulässige Behinderung der Rechtsverfol-
gung und damit eine Verletzung des Grundsatzes von
„fair trial“ (Art 6 MRK) darstellt;1) in diesem Sinn auch
Kniat gegen Polen.2)

Ungeachtet dieser klaren Haltung des EGMR zum
Grundsatz, die Dienste der Justiz ohne unsachliche fi-
nanzielle Hürden in Anspruch nehmen zu können, judi-
ziert der VfGH – besser gesagt judiziert nicht –, indem
er, man könnte fast meinen in fiskalischem Gehorsam,
bei Parteien, die keine Verfahrenshilfe in Anspruch neh-
men können, die Behandlung von Beschwerden gegen
exzessiv hohe Gerichtsgebühren in ständiger Praxis
ganz einfach ablehnt.3) Er stützt sich dabei auf Art 144
Abs 2 B-VG inVerbindungmit § 19 Abs 3 Z 1VerfGG.

Österreichische Beschwerden zum Thema Ge-
richtsgebühren scheiterten beim EGMR bisher des-
halb, weil auf die Verfahrenshilfe und die Herabset-

1) EGMR 28249/95, Kreuz v Poland.
2) EGMR 71731/01, Kniat v Poland.
3) ZB Beschluss B 1523/03 (Gerichtsgebühren von rund 5,3 Mio S bei

der Klage eines Masseverwalters über 100 Mio S); VfSlg 11.298/
1987, 11.751/1988 ua.
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zungsmöglichkeit in Härtefällen gem § 9 GEG4) hin-
gewiesen wurde oder zuletzt an der Ablehnung der Be-
handlung der Beschwerde offenbar deshalb, weil der
EGMR mit Beschwerden vor allem aus Staaten außer-
halb der EU überhäuft ist und er das Thema der Ge-
bührenhöhe bei nicht bedürftigen Klägern ohnehin
schon geklärt hat.5)

Mit dem Vertrag von Lissabon aus 2009 wurden mit
der aus diesem Anlass wirksam gewordenen Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (GRC) die in
der MRK und den europäischen Verfassungstraditio-
nen verankerten Grundrechtsprinzipien formell auf
die Ebene des europäischen Primärrechtes erhoben
und detaillierter als in der MRK geregelt. Damit hat
der Grundrechtsschutz auf europäischer Ebene eine
wesentliche Verstärkung erfahren. Grundrechtlich ge-
schützte Rechtspositionen genießen nun Anwendungs-
vorrang, sind also von Gerichten der Union auch un-
geachtet entgegenstehender innerstaatlicher Normen
unmittelbar anzuwenden und lösen in Zweifelsfällen
Vorlagepflicht an den EuGH (Art 267 AEUV) aus.

Es steht also im Rahmen der individuellen An-
spruchsverfolgung nicht mehr bloß die innerstaatliche
Grundrechtsordnung und die im Nachhinein im Fall
einer Grundrechtsverletzung oft wirkungslos blei-
bende Verurteilung Österreichs durch den EGMR

zur Verfügung, sondern es besteht in der Anspruchs-
verfolgung ein individuell durchsetzbarer Rechtsan-
spruch. Die GRC als Teil der europäischen Verträge
schafft im Wege der Möglichkeit der Anrufung des
EuGH im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens
die unmittelbare Geltung von Grundrechtspositionen.
Eine Verletzung der in Art 47 GRC verankerten Ver-
fahrensgarantie ist demnach schon im Ausgangsverfah-
ren von den Gerichten zu berücksichtigen; hier also
vom Bundesverwaltungsgericht im Beschwerdeverfah-
ren gegen den Gebührenbescheid des Präsidenten des
infrage kommenden Oberlandesgerichtes und erfor-
derlichenfalls im Rahmen der Revision an den VwGH
und der Beschwerde an den VfGH.

Es wäre daher nun auch dem VfGH als vorlage-
pflichtigem Gericht verwehrt, sich mit einer Ableh-
nung der Behandlung der Beschwerde – so wie bisher
– aus der Affäre zu ziehen.

RA Dr. Wolfgang Leitner

Juristen-Ball 2016

F asching-Samstag, 6. Feber 2016,
Hofburg Vienna

Junge Damen und Herren sind herzlich eingeladen,
den Ball zu eröffnen!

Melden Sie sich schon bald und möglichst paarweise
über unsere Website www.juristenball.at oder im Ball-
büro an.

Reservieren Sie rechtzeitig Ihre Tischplätze!

Postanschrift: 1016 Wien, Postfach 35
www.juristenball.at; office@juristenball.at
Büro: Wien 1, Weihburggasse 4/9
Tel: (01) 512 26 00, Fax-DW 20;
Montag bis Freitag 9 bis 13 Uhr
Kleidung:
Damen: Große (= bodenlange) Abendrobe
Herren: Frack, Smoking oder Uniform (großer Ge-
sellschaftsanzug)
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Disziplinarrecht

§ 37 Abs 1 Z 1 und 2 RAO; § 5 Abs 3 und § 51 RL-BA – Provisionsverbot für Rechtsanwälte: gesetz-
liche Grundlage sowie gegebenenfalls Reichweite; Geltung auch für nichtanwaltliche Tätigkeit?

OGH beantragt die Aufhebung des § 51 RL-BA wegen Gesetzwidrigkeit

OGH 16. 6. 2015, 26 Os 9/14 i

Sachverhalt:

Der beschuldigte RA ist auch Alleingesellschafter und
selbständig vertretungsbefugter Geschäftsführer einer
Gesellschaft m.b.H. Diese Gesellschaft hat eine auf-
rechte Gewerbeberechtigung für Immobilientreuhän-
der, eingeschränkt auf Immobilienmakler. Neben
dem Beschuldigten gibt es dort eine weitere Geschäfts-
führerin und zwei Prokuristen. Gewerberechtliche
Geschäftsführerin ist die weitere Geschäftsführerin.

Der Beschuldigte ist als Masseverwalter tätig und
bietet anderen Masseverwaltern Unterstützung bei
der Vermarktung von Liegenschaften aus Konkurs-
massen an. Dabei wird ein Provisionsanspruch aus-
schließlich gegenüber dem späteren Käufer geltend ge-
macht, nicht jedoch gegenüber dem beauftragenden
Masseverwalter. Der Beschuldigte trennt seine Tätig-
keit als RA von der als Geschäftsführer der GmbH.
Bei erfolgreicher Vermarktung verlangt die GmbH
die üblichen Provisionen, in der Regel 3% vom Kauf-
preis. Die anwaltliche Betreuung des Abschlusses und
die Durchführung des Kaufvertrags machen in der Re-
gel die Masseverwalter selbst.

Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens war
der Vorwurf des Verstoßes gegen das Provisionsverbot
des § 51 RL-BA. Der DR sprach den Beschuldigten
frei, da diese Bestimmung der RL-BA kein absolutes
Verbot für Rechtsanwälte vorsehe, Provisionen zu ver-
einbaren. Dieses Verbot gelte nur für die Entlohnung
anwaltlicher Leistungen, sonst nicht. Überhaupt gebe
es keine gesetzliche Norm, welche unmittelbar oder
mittelbar dem RA generell die Vereinbarung oder Ent-
gegennahme eines Maklerlohns verbietet.

Der KA erhob gegen den Freispruch Berufung. Er
beantragte zunächst Schuldspruch und die Verhän-
gung einer Disziplinarstrafe. In einem nachfolgenden
Schriftsatz regte er die Überprüfung der Norm durch
den VfGH an.

Dem zweiten Begehren folgte der OGH und stellte
den Antrag an den VfGH, § 51 RL-BA wegen Gesetz-
widrigkeit aufzuheben. Denn bei der Behandlung der
Berufung wird der OGH die angefochtene Bestim-
mung des § 51 RL-BA anzuwenden haben. Sollte der
VfGH diese Bestimmung aufheben, wäre der Berufung
ein Erfolg zu versagen.

Aus den Gründen:
Bedenken gegen die Gesetzmäßigkeit des § 51 RL-BA
ergeben sich aus folgenden Erwägungen:

Die Richtlinien für die Ausübung des Rechtsan-
waltsberufs und für die Überwachung der Pflichten
des Rechtsanwalts und des Rechtsanwaltsanwärters
(RL-BA) sind im Rahmen der Selbstverwaltung vom
Österreichischen Rechtsanwaltskammertag erlassene
Verordnungen. Das generelle Recht zur Erlassung die-
ser Richtlinien findet sich in § 37 Abs 1 Z 1 und 2
RAO:

„§ 37 (1) Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
kann Richtlinien erlassen

1. zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufs;
1 a. [. . .]
2. zur Überwachung der Pflichten des Rechtsanwalts und

des Rechtsanwaltsanwärters;
[. . .]“
Ausgehend davon legen die RL-BA im Allgemeinen

Teil der RL-BA unter „Artikel I – Der Rechtsanwalt
und sein Beruf“ fest:

„§ 5 Satz 3 Der Rechtsanwalt unterliegt bei jeder beruf-
lichen Tätigkeit, auch dann, wenn er nicht die Rechtsan-
waltschaft ausübt, dem rechtsanwaltlichen Berufs- und
Standesrecht.“

Ausgehend von derselben Grundlage heißt es im Be-
sonderen Teil der RL-BA unter „Artikel IX – Hono-
rar“:

„§ 51 Dem Rechtsanwalt ist es ausnahmslos untersagt,
für seine Tätigkeit einen Maklerlohn (Provision) zu verein-
baren oder entgegenzunehmen.“

Demnach statuiert § 51 RL-BA ein Provisionsver-
bot für jede berufliche Tätigkeit jeder Person, die RA
ist, selbst dann, wenn sie gar nicht die Rechtsanwalt-
schaft ausübt.

Der OGH bezweifelt, dass für den Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag eine gesetzliche Grundlage
dafür bestand, im Verordnungsweg (§ 51 RL-BA) der-
art in die Erwerbsfreiheit der Rechtsanwälte einzugrei-
fen (zur Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung
Engelhart, AnwBl 2012, 362 [365]).

Die dem RA im Einzelfall bei Vereinbarung seines
Honorars obliegende Prüfung, ob etwa infolge einer
Interessenkollision gegen § 9 RAO verstoßen wird,
rechtfertigt nicht das generelle gänzliche Verbot eines
Maklerlohns (Provision) für alle denkbaren und auch
unbedenklichen Fälle (Engelhart, aaO 367).

Das Verbot des § 51 RL-BA widerspricht der ge-
setzlichen Regelung des § 16 Abs 1 Satz 1 RAO:
„Der Rechtsanwalt kann sein Honorar mit der Partei ver-
einbaren.“
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Daran ändert der Umstand nichts, dass im Einzelfall
die Beschränkungen und Verpflichtungen der §§ 879,
1009 ABGB (iVm § 16 Abs 1 Satz 2 RAO) zutreffen-
denfalls zu beachten sind (Engelhart, aaO 367).

Für den in der Literatur geäußerten Vorschlag einer
reduzierenden Auslegung (Engelhart, aaO 367) sieht
der OGH keine Grundlage.

Hahnkamper

Gebühren- und Steuerrecht

§ 1 Abs 1 RGG – Keine Rundfunkgebühren für Computer mit Internetanschluss

1. Rundfunkempfangseinrichtungen iS des RGG sind lediglich jene Geräte, die „Rundfunktechnolo-
gien“ verwenden (drahtloser terrestrischer Weg, Kabelnetze, Satellit).

2. Ein Computer, über den mittels dieser Rundfunktechnologien Rundfunkprogramme empfangen
werden können (etwa mittels TV- oder Radiokarte, DVB-T-Modul), ist demnach als Rundfunkemp-
fangsgerät zu beurteilen. Ein Computer lediglich mit einem Internetanschluss – ohne Rundfunktech-
nologie – ist hingegen kein Rundfunkempfangsgerät.

VwGH 30. 6. 2015, Ro 2015/15/0015

Sachverhalt:

Mit Bescheid der Revisionswerberin (GIS) wurde dem
Mitbeteiligten – gestützt auf §§ 1, 2, 3 Abs 1 und 4 so-
wie § 6 Abs 1 RGG, § 31 Abs 10 ORF-Gesetz, § 1
Kunstförderungsbeitragsgesetz und § 1 Wiener Kul-
turförderungsbeitragsgesetz 2000 – die Zahlung von
„Rundfunkgebühren samt der damit verbundenen Ab-
gaben und Entgelte“ für den Betrieb einer Rundfunk-
empfangseinrichtung Radio an einem Standort in
Wien für den Zeitraum von 1. 7. 2013 bis 31. 1. 2014
iHv insgesamt E 50,26 vorgeschrieben. Begründend
wurde iW ausgeführt, der Mitbeteiligte verfüge an
dem genannten Standort über einen Breitband-Inter-
netanschluss und betreibe an diesem jedenfalls einen
Computer (Notebook) mit Lautsprechern. Mit diesem
könnten jedenfalls die über das Internet verbreiteten
(gestreamten) Hörfunkprogramme des Österreichi-
schen Rundfunks wahrnehmbar gemacht werden.
Diese würden synchron mit der terrestrischen Aus-
strahlung vollständig verbreitet und könnten ohne
weitere Voraussetzungen über einen Web-Browser
wahrnehmbar gemacht werden. In rechtlicher Hin-
sicht wurde ausgeführt, das vom Mitbeteiligten betrie-
bene Gerät (Computer mit Breitband-Internetan-
schluss) mache Rundfunk unmittelbar optisch und/
oder akustisch wahrnehmbar und sei daher als Rund-
funkempfangseinrichtung iS des RGG zu qualifizieren.
Der Mitbeteiligte erhob gegen diesen Bescheid Be-
schwerde. Mit dem angefochtenen Erk behob das Bun-
desverwaltungsgericht den Bescheid der Revisionswer-
berin ersatzlos.

Spruch:

Abweisung der Revision als unbegründet.

Aus den Gründen:

DieGebührenpflicht nach demRGGgründet imBetrei-
ben einer Rundfunkempfangseinrichtung in Gebäuden,
wobei dem Betrieb die Betriebsbereitschaft gleichzuhal-
ten ist. Auch betreffend ORF-Programmentgelt (vgl
hiezu das hg Erk v 27. 11. 2014, Ro 2014/15/0040) und
Kunstförderungsbeitrag besteht eine Zahlungspflicht
nur dann, wenn die betreffende Person Rundfunkteil-
nehmer ist, also eine Rundfunkempfangseinrichtung in
Gebäuden betreibt oder betriebsbereit hält.

§ 1 Abs 1 RGG verweist hierzu wiederum auf das
BVG-Rundfunk. Die Legaldefinition von Rundfunk
nach diesem Verfassungsgesetz ist sehr weit und führt
nach seinemWortlaut zu absurden Ergebnissen: Dem-
nach bedürfte etwa auch die Einrichtung einer Home-
page einer gesetzlichen Ermächtigung (vgl Korinek,
JRP 2000, 129ff, 133). Es ist anerkannt, dass dieser Be-
griff daher teleologisch zu reduzieren ist (vgl Berka in
FS Öhlinger 584ff, 589), da ein derart realitätsfrem-
des Ergebnis (wie das von Korinek geschilderte Bei-
spiel) dem Verfassungsgesetzgeber nicht zugesonnen
werden kann (vgl Holoubek/Damjanovic/Fuchs/Kalteis
in Holoubek/Potacs, Öffentliches Wirtschaftsrecht I3
1127ff, 1158). Bereits Twaroch/Buchner (Rundfunk-
recht in Österreich5 [2000] 34 f Anm 2.1 zum BVG-
Rundfunk), führten aus, die Definition des Art I Abs 1
BVG-Rundfunk umfasse auch elektronische Darbie-
tungen über das Internet. Die Einbeziehung derartiger
Angebote unter den Rundfunkbegriff sei aber vom his-
torischen Gesetzgeber offenbar nicht beabsichtigt ge-
wesen, was man daran ersehen könne, dass Vorläufer
des Internets, wie Telefon-Tonbanddienste, die auch
begrifflich als „Rundfunk“ gelten könnten, nicht da-
runter subsumiert worden seien. Internet-Angebote
seien daher nicht als Rundfunk anzusehen, wohl aber
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Darbietungen über terrestrische Sender, Satelliten und
Kabelanlagen. Diese Ansicht stimmt auch mit der Stel-
lungnahme einer Abgeordneten zum Nationalrat im
Zuge der Beratungen zum RGG überein („[. . .] zumal
auch niemand auf die Idee kommt, für Computer eine
Gebühr einzuheben“). Der VwGH schließt sich der
Ansicht von Twaroch/Buchner (aaO) an, wonach der
historische Gesetzgeber mit Art I Abs 1 BVG-Rund-
funk elektronische Darbietungen über das Internet
nicht erfassen wollte.

Rundfunkempfangseinrichtungen iS des RGG sind
somit lediglich jene Geräte, die „Rundfunktechnolo-
gien“ verwenden (drahtloser terrestrischer Weg, Ka-
belnetze, Satellit). Einem solchen Verständnis ent-
spricht nunmehr auch der Wortlaut des § 1 Abs 1 Pri-
vatradiogesetz. Ein Computer, über den mittels dieser
Rundfunktechnologien Rundfunkprogramme empfan-
gen werden können (etwa mittels TV- oder Radio-
karte, DVB-T-Modul), ist demnach als Rundfunk-
empfangsgerät zu beurteilen. Ein Computer lediglich
mit einem Internetanschluss – ohne Rundfunktechno-
logie – ist hingegen kein Rundfunkempfangsgerät. Da-
rauf, ob (auch noch im Zeitpunkt der Erlassung des
beim VwGH angefochtenen Erk) technische Be-
schränkungen betreffend „Live-Streaming“ bestanden,
was in der Revision bestritten wird, kommt es nicht an,
da auch das Wegfallen derartiger Beschränkungen
nichts daran ändern würde, dass es sich um keinen
Empfang unter Verwendung von Rundfunktechnolo-
gien handelt. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob
das Notebook nicht dauerhaft am Standort betrieben

wurde. Da der Mitbeteiligte lediglich über mehrere
Computer mit Internetanschluss, aber über keine
TV-Karte oder Radio-Karte (oder DVB-T-Module)
verfügte, liegt kein Rundfunkempfangsgerät vor; der
Mitbeteiligte ist kein Rundfunkteilnehmer.

Anmerkung:
1. Mit dem vorliegenden Erk hat der VwGH einer Rund-
funkgebührenpflicht für Computer mit Internetanschluss
auf der Grundlage des geltenden RGG eine Absage erteilt.
Das RGG knüpfe an das BVG Rundfunk an, das in histo-
rischer Auslegung nur auf klassische Rundfunktechnolo-
gien abgestellt habe. Auch die parlamentarische Debatte
bei Einführung des RGG habe keine Absicht auf generelle
Einbeziehung von Computern in die Rundfunkgebühr er-
kennen lassen.

2. Will der Gesetzgeber eine Ausdehnung auf Computer
mit Internetanschluss, muss er dies somit klar zum Aus-
druck bringen. Der von der GIS ins Treffen geführte Um-
stand, dass derzeit über das Internet verbreitete (ge-
streamte) Hörfunkprogramme damit gebührenfrei kon-
sumiert werden können, ist allein hierfür freilich kein
rechtspolitisches Argument, denn entweder ist durch das
Streaming für einzelne Programmangebote eine punktuelle
Ausdehnung des potentiellen Konsumentenkreises über die
Rundfunkteilnehmer hinaus gerade intendiert oder könnten
solche Streaming-Angebote iS eines bloßen Zusatzservices
bspw an die Eingabe von Zugangscodes geknüpft werden,
die im Zuge der Rundfunkgebührenentrichtung an die
Rundfunkteilnehmer versandt werden.

Franz Philipp Sutter
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Zeitschriften
" Aktuelles Recht zum Dienstverhältnis

6457 | 3 Lindmayr, Manfred: Die außerordentliche Auf-
lösung von Lehrverhältnissen

6458 | 3 Sabara, Bettina: Die Folgen eines vorzeitigen
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6460 | 3 Lindmayr, Manfred: Zuschüsse der AUVA zum
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von Drohnen?

539 Hock jun., Johannes: Zur Angemessenheitsprü-
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GesbR-Recht hat Auswirkungen auf die Be-
standskraft von Syndikatsverträgen

681 Jaeger, Thomas: Von Leistungen und ihrem
Schutz

690 Kohlbacher, Elisabeth: Grundrecht auf Streik –
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693 Gerhartl, Andreas: Was zählt als Arbeitszeit?

" immolex
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206 Wegscheider, Andrea: Bestandnehmerinsolvenz
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228 Kothbauer, Christoph: Zur Auslegung eines Be-
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" Interdisziplinäre Zeitschrift für Familienrecht
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spätere Umwidmungen nach dem 2. AbgÄG
2014
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7/8 | 146 Haider, Christian: Die Reform der Vordienst-
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dungsreform 2015
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4 | 135 Huber, Christian: Wenn der „falsche“ Arzt ope-
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411 Gruber, Michael: Die Dokumentationspflicht
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437 Schrank, Franz: Alkoholkontrollen an Arbeits-
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439 Gerhartl, Andreas: Verbotene Tonbandaufnah-
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rung
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493 Königsberger, Georg und Alexander Scala: Lohn-
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OePR zur FMA im RL-KG (Teil II)

359 Burgstaller, Johannes Peter: Neue Regeln gegen
die Manipulation finanzieller Benchmarks

" Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
5 | 208 Szöky, Walter: GmbH-Geschäftsführer in der

Firmenbuchpraxis

" Zeitschrift für Verbraucherrecht
4 | 105 Bydlinski, Michael: Gedanken zum kollektiven

Rechtsschutz in Anlegersachen
107 Duursma-Kepplinger, Henriette-Christine: Ver-

braucherschutz durch Wettbewerbsrecht
111 Schauer, Martin:Culpa in contrahendo und § 12

Abs 3 VersVG

" Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzstraf-
recht

4 | 155 Aschauer, Ewald und Beatrix Winkler: Cash-
Pooling – Szenarien möglicher Strafbarkeit

159 Schicho, Luca und Anastasios Xeniadis: Einver-
nehmliche Verfahrensbeendigung im Kartell-
verfahren

179 Flora, Margarethe: Das Kontenregister- und
Konteneinschaugesetz und die (finanz)straf-
rechtlichen Indikationen des „Bankenpakets“

185 Lehner, Alexander und Iris Tea: Durchbrechung
des Bankgeheimnisses im Abgaben- und (Fi-
nanz-)Strafverfahren

197 Dannecker, Gerhard: Offshore-Strukturen: An-
wendbarkeit der materiellrechtlichen steuerli-
chen Korrekturmöglichkeiten im österreichi-
schen und deutschen Steuerstrafrecht

" Zivilrecht aktuell
14 | 264 Frössel, Andreas: Die neue Verbraucherschlich-

tung – Umsetzung in Österreich
268 Boninsegna, Andrea und Christoph Kasper: Scha-

denersatzrechtliche Folgen von Mobbing



Für Sie gelesen
" Die EU-Erbrechtsverordnung in Österreich. Von Walter H. Rech-

berger und Brigitta Zöchling-Jud (Hrsg). Verlag Österreich, Wien
2015, 438 Seiten, geb, E 99,–.

Schon allein 16 (!) Seiten Literaturverzeich-
nis weisen auf die Qualität des unter denHe-
rausgebernWalter H. Rechberger und Brigitta
Zöchling-Jud beim Verlag Österreich er-
schienenen Buchs über „die EU-Erbrechts-
verordnung in Österreich“ hin. Entspre-
chend lang auch die Liste der Danksagungen
an ihre Mitarbeiter anlässlich der Buchvor-
stellung in der Österreichischen Notariats-

kammer in Wien, die von immerhin 80 Gästen besucht
wurde; entsprechend umfangreich auch das Buch (über
400 Seiten!); entsprechend eingehend auch die Auseinan-
dersetzung mit der Umsetzungsproblematik der VO unter
Beachtung der Eigenheiten des österreichischen Erbrechts.

Dargestellt werden die historische Entwicklung und der
Anwendungsbereich der VO (Susanne Frodl, Friedrich Kiewe-
ler), die internationale Zuständigkeit (Walter H. Rechberger
und Susanne Frodl), das Kollisionsrecht (Claudia Rudolf, Bri-
gitta Zöchling-Jud und Gabriel Kogler), die Anerkennung,
Vollstreckbarerklärung und Vollstreckung (Robert Fucik) so-
wie das europäische Nachlasszeugnis (Walter H. Rechberger
und Friedrich Kieweler).

Als Beispiel für die Qualität dieses Werks herausgegriffen
sei das nicht allen Erbrechtssystemen bekannte österreichi-
sche Verlassenschaftsverfahren, das – da Prozessrecht – ei-
gentlich von ausländischen Gerichten nicht angewendet
werden kann. Dies wiederum kollidiert mit dem Einantwor-
tungsgrundsatz des österreichischen Rechts, das wiederum
die Durchführung eines Einantwortungsverfahrens und
die Erlassung eines Einantwortungsbeschlusses zwingend
voraussetzt, da Letzterer auch den Modus für den Rechtser-
werb des Erbes darstellt und daher auchmateriell-rechtliche
Wirkungen hat. Kann die Einantwortung bei Anwendung
österreichischen Rechts auch durch ausländische Gerichte
vorgenommen werden (2. Kapitel Rz 100)? Können die
Verfahrenshandlungen als Annex zu kollisionsrechtlichen
Vorschriften gesehen werden (2. Kapitel Rz 101)? Ansich-
ten verschiedener Autoren werden diskutiert und Ansatz-
punkte einer möglichen Lösung aufgestellt, wobei in diesem
Zusammenhang auch die Problematik der Grundbuchsein-
tragung aufgrund des europäischen Nachlasszeugnisses ein-
gehend behandelt wird. Zu Recht wird darauf hingewiesen,
dass Anpassungen durch den inländischen Gesetzgeber im
Erbrecht durchgeführt werden müssen, wieweit die derzeit
viel diskutierte Erbrechtsreform diese Problematik (derzeit
schon) erkannt hat, wird sich herausstellen.

DiesesWerk macht auf sensible Punkte aufmerksam, ver-
sucht Argumente für Lösungsansätze zu liefern und wird so-
mit auf jeden Fall dem Praktiker bei der tatsächlichen Um-

setzung der VO helfen, die zum eigentlichen Ziel hat, das
Erbrecht zu vereinfachen, diesem aber in der Praxis zumin-
dest am Anfang kaum gerecht werden wird.

Ulrike Christine Walter

" Insolvenzordnung. Von Erich Feil. 8. Auflage, Linde Verlag, Wien
2014, 1.336 Seiten, geb, E 198,–.

Im Jahr 2014 erschien in der mittlerweile
8. Auflage der Praxiskommentar Insolvenz-
ordnung von Mag. Erich Feil. Die Neufas-
sung des Insolvenzrechts machte letztend-
lich eine Neuerung in jedem Insolvenzord-
nungskommentar nötig. Soweit überblick-
bar, ist der Kommentar von Feil mit Stand
2014 der aktuellste und einer der umfang-
reichsten auf dem so und so nicht gerade

übersäten Markt an Insolvenzordnungskommentaren. Feil
berücksichtigt aber nicht nur die neue Gesetzeslage, son-
dern auch die daran angepasste Literatur und Judikatur.

Am Anfang der Kommentierung zu § 1 IO stellt der Au-
tor kurz und übersichtlich die Änderungen der Grundstruk-
turen des Insolvenzrechts durch das IRÄG 2010 dar und
geht ebenso in zwei Absätzen auf die EuInsVO ein. Damit
erhält man schnell ein Update. Nach der Wiedergabe der
Gesetzesbestimmung ist fallweise mit wenigen Worten be-
schrieben, inwiefern sich die Rechtslage bezogen auf die je-
weilige Norm geändert hat. Auch das erleichtert es einem,
Neuerungen mit bereits bekanntem Wissen zu verbinden.

Der Brückenschlag zwischen alter und neuer Rechtslage
ist anschaulich am Beispiel des § 140 IO – Antrag auf Ab-
schluss eines Sanierungsplans – ersichtlich. Durch das
IRÄG 2010 wurden Konkursantrag nach der Konkursord-
nung und Ausgleichsvorschlag nach dem Ausgleichsverfah-
ren zu einem einheitlichen Insolvenzverfahren zusammen-
gefasst. Nunmehr kann der Antrag auf Abschluss eines Sa-
nierungsplans zeitgleich mit dem Antrag auf Eröffnung
des Insolvenzverfahrens beantragt werden. Die Unterneh-
menssanierung soll damit erleichtert, und die Doppelglei-
sigkeit von Konkurs und Ausgleich beseitigt werden. Feil
stellt dieses System und die dazugehörigen Begriffe über-
sichtlich und mit detaillierten Verweisen dar.

Mit Überschriften und Hervorhebung wichtiger Schlag-
worte ist das Zurechtfinden in der Kommentierung leicht.
Die Verweise auf weiterführende Literatur und Judikatur
sind umfangreich. Hervorzuheben ist weiters, dass der Au-
tor an passender Stelle auf die Bestimmungen der EuInsVO
eingeht, welche beim grenzüberschreitenden Sachverhalt
nicht außer Acht gelassen werden darf.

Im Anschluss an die Kommentierung der IO ist das Insol-
venzrechtseinführungsgesetz abgedruckt sowie auszugs-
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weise die relevanten Bestimmungen des Gerichtsgebühren-
gesetzes kommentiert, was ebenso in der Praxis eine große
Hilfestellung ist. Am Ende befindet sich ein umfangreiches
Stichwortverzeichnis.

Aus anwaltlicher Sicht sind die praxisnahe Verfassung des
Kommentars und seine Aktualität zwei wesentliche Gründe,
auf das Werk in der Bibliothek nicht zu verzichten und es
bei einfachen als auch komplizierten Aufgabenstellungen
zur Hilfe heranzuziehen.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" Kommentar zur Gewerbeordnung. Von Daniel Ennöckl/Nicolas
Raschauer/Wolfgang Wessely (Hrsg). Jan Sramek Verlag, Wien
2015, XIII, 2.775 Seiten, geb, E 390,–.

Die Herausgabe eines neuen Kommentars
zur Gewerbeordnung gleichsam „auf die
grüne Wiese“ ist angesichts der Existenz
mehrerer solcher Werke auf dem Fachbü-
chermarkt ein gewagtes Unterfangen. Be-
reits seit vielen Jahren existieren einige gut
eingeführte und auch praktikable einschlä-
gige Werke, die zuverlässige Begleiter beim
Bearbeiten juristischer Probleme auf dem

Gebiet des Gewerberechts sind. Jeder Verlag, der ein sol-
ches Neuprodukt einführen möchte, braucht daher neben
guten Nerven auch gute Argumente, um gerade sein Alter-
nativprodukt zu vermarkten. Im gegenständlichen Fall steht
außer Zweifel, dass der Jan Sramek Verlag, der erst seit ei-
nigen Jahren mit zunehmendem Erfolg und wachsender
Klientel Beachtenswertes leistet, jedenfalls eine Reihe an
Atouts für „seinen“ Kommentar im Ärmel hat. Hier wäre
einmal als vordergründiges Argument der Preis des dreibän-
digen Werks zu nennen, der mit E 390,– für knapp 2.800
Seiten trotz einer Gestaltung im Großformat durchaus mo-
derat erscheint.

Der Kommentar befindet sich auf dem Stand der Rechts-
lage vom 1. 1. 2015 und ist daher nahezu topaktuell. Ledig-
lich die im Jänner 2015 veröffentlichte Novelle BGBl I
2015/18 betreffend die Neuregelung des Gewerberegisters
durch das „Gewerbeinformationssystem Austria – GISA“
konnte nicht mehr berücksichtigt werden. Dies ist jedoch
verständlich, wenn man bedenkt, dass bei einer derart dyna-
mischen Kodifikation wie der GewO vermutlich nie jener
optimale Zeitpunkt existiert, zu dem ein Autorenteam nicht
vom Gesetzgeber überholt wird. Womit das wahrscheinlich
wesentlichste „Asset“ des gegenständlichen Kompendiums
angesprochen ist, nämlich das Autorenteam: Bei den drei
Herausgebern handelt es sich namentlich um ein Triumvi-
rat ausgewiesener Experten auf dem Gebiet des öffentlichen
Wirtschaftsrechts, das in Österreich – jedenfalls in deren
Generation – wohl seinesgleichen sucht. Die Herausgeber
haben um sich ein Autorenteam von insgesamt 34 weiteren
Autoren geschart und dadurch dieMammutaufgabe der Ko-

ordination einer heterogenen und gleichzeitig illustren Ju-
ristenrunde unternommen. Ausweislich des Vorworts
wurde mit dem Projekt bereits im Sommer 2010 begonnen,
sodass viereinhalb Jahre Arbeit im Endprodukt stecken –

aber gut’ Ding braucht bekanntlich Weile.
Der Vorteil einer solch umfangreichen Zahl an Mitwir-

kenden liegt bei einem fachlich derart breit gestreuten
Gebiet wie der GewO insofern auf der Hand, als bei der
Verteilung der zu kommentierenden Paragrafen sowie bei
der Rekrutierung der Mitwirkenden auf die jeweiligen Spe-
zialisierungen der Co-Autoren Rücksicht genommen wer-
den kann. So sind bspw die Bestimmungen über die Vermö-
gensberatung und Wertpapiervermittler (§§ 136a ff) von
Philipp Bohrn, Fachverbandsgeschäftsführer des Fachver-
bands der Finanzdienstleister bei der WKO, kommentiert,
oder § 117 zu den Immobilientreuhändern von Christoph
Grumböck, einem Experten aus dem Bereich des Notariats,
bzw die Schutzbestimmungen im Betriebsanlagenrecht
(§§ 60ff) von Berthold Lindner, einem auf Umweltrecht spe-
zialisierten Rechtsanwalt. In diesem Zusammenhang wäre
noch eine Reihe weiterer einschlägiger Beispiele zu nennen,
sodass gerade in diesem Aspekt der Diversifikation die
Stärke des gegenständlichenWerks zum Vorschein tritt, in-
dem viele Einzelbeiträge ein hohes Niveau an (nicht nur ju-
ristischer) Fachkenntnis widerspiegeln.

Sämtliche Bestimmungen sind einheitlich aufgebaut und
enthalten nach der Wiedergabe des Gesetzestexts sowie
der betreffenden Materialien Hinweise auf einschlägiges
Schrifttum und Judikatur. Sodann folgen Kommentierun-
gen in unterschiedlicher Dichte. Aus Gründen der Über-
sichtlichkeit wären innerhalb der Kommentierungen jedoch
Zwischenüberschriften bzw Gliederungen wünschenswert
gewesen. In nahezu selbstkritischer Weise merken die Au-
toren im Vorwort an, dass die unterschiedliche wissen-
schaftliche Tiefe dem Umstand der Heterogenität des Au-
torenteams geschuldet sei. Aus Sicht des Rezensenten liegt
aber neben der Praxisbezogenheit exakt in diesem Umstand
der wesentliche Mehrwert des gegenständlichen Werks.

Angesichts des überwältigenden Umfangs der Ausfüh-
rungen wurde der Kommentar in drei mehr oder weniger
handlichen Bänden gedruckt, wobei der dritte (broschierte)
Teilband in erster Linie hinsichtlich seines ausführlichen
Abkürzungsverzeichnisses hervorzuheben ist. Die druck-
technische Trennung des Abkürzungsverzeichnisses von
den beiden die Kommentierungen enthaltenden Bänden er-
leichtert die praktische Handhabung im Alltagsgebrauch
natürlich ungemein, indem ein lästiges „Nach-hinten-Blät-
tern“ bei mehreren Fundstellen entfällt. Zusammenfassend
ist der gegenständliche Kommentar für jeden Rechtsanwen-
der, der laufend mit gewerberechtlichen Fragen konfron-
tiert ist, als wichtiger Gewinn zusätzlicher Erkenntnisquel-
len zu bezeichnen. Verlag, Herausgebern und Autoren seien
für ihr Wagnis beglückwünscht. Eine nachhaltige Rezep-
tion des Kommentars kann risikofrei prognostiziert werden.

Rainer Wolfbauer
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RECHTSAKADEMIE MANZ

Jahrestagung

FINANZSTRAFRECHT 2015

Freitag, 6. November 2015, 9.00 – 16.00 Uhr
Justizpalast, Festsaal
Schmerlingplatz 10 – 11, 1010 Wien

Fallstricke erkennen, Risiken vermeiden 

RECHTSAKADEMIE MANZ

Jahrestagung
WIRTSCHAFTS     -
STRAF PROZESS 2015

Donnerstag, 5. November 2015, 9.00 – 16.00 Uhr
Justizpalast, Festsaal
Schmerlingplatz 10 – 11, 1010 Wien

Das Forum zum Wiener Kommentar  

Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie

Preisvorteil 

bei Kombi-

buchung!



Jahrestagung Bilanzstrafrecht NEU
Einheitlicher Tatbestand zur Bilanzfälschung  §§ 163a-163d StGB – 
Reform 2015/2016
mit Hon.-Prof. Dr. ZEDER, DEA, Mag. Dr. JETTMAR, Mag. KERSCHBAUMER, CIFRSA, CPA u. a. 
am 04.11.15, Wien | 04.10.16, Wien

Jahrestagung Erbrechtsnovelle 2015
mit Univ.-Prof. Dr. SCHAUER, Univ.-Prof. Dr. DEIXLER-HÜBNER, Dr. PESENDORFER u. a. 
am 26.11.15, Linz | 25.02.16, Graz | 12.05.16, Wien

Arbeitsstrafrecht
mit Mag. SINGER, Dr. MERTINZ 
am 14.12.15, Wien | 02.06.16, Wien

Die gemeinnützige Stiftung
mit HR Mag. BARTALOS, RA DDr. MÜLLER, TEP, StB MMag. PETRITZ, LL.M. u. a. 
am 18.11.15, Wien | 28.04.16, Wien | 28.11.16, Wien

Jahrestagung Strafrecht & Strafprozessrecht
StRÄG 2015 & Neuerungen aufgrund der Steuerreform 2015 / 2016
mit Mag. PILNACEK, Hon.-Prof. SP Dr. KIRCHBACHER, MR Dr. Reger, OStA Mag. REICH u. a. 
von 24.–25.11.15, Wien | 05.–06.10.16, Wien

Urheber- & Lizenzrecht
TOPAKTUELL: Urheberrechts-Novelle 2015 – auch für Nicht-Juristen!
mit RA DDr. CIRESA 
am 30.11.15, Wien | 07.04.16, Wien | 15.11.16, Wien

Ausbildung für RAA – Zivilrecht
Intensivkurs für die schrift liche Prüfung
mit Dr. OLLINGER, LL.M. 
am 20.11.15, Wien | 12.02.16, Wien | 01.07.16, Wien

Grundbuch-Akademie
In 4 Tagen zu Kompetenz & Sicherheit im Grundbuch
mit RR ADir. JAUK
von 10.–25.11.15, Wien | 02.–10.03.16, Wien

Jetzt anmelden!
ars.at

Von den Besten lernen.



" Die österreichische Strafprozessordnung – StPO und wichtige
Nebengesetze. Von Ernst Eugen Fabrizy. 12. Auflage, Verlag Manz,
Wien 2014, XVI, 1.214 Seiten, geb, E 165,–.

Was soll man über ein Buch schreiben, das
schon so bekannt und allgemein geschätzt
ist wie dieses? Ein Buch, das sich geradezu
einer üblichen Rezensierung fast schon ent-
zieht? FabrizysWerk ist schließlich nicht nur
ein Klassiker, sondern das Standardwerk
zum österr Strafprozessrecht schlechthin!

Freilich hat es auch größere Verwandte
(wie zB den Wiener Kommentar zur StPO

oder Mayerhofers StPO, die aber beide kein Taschenbuch-
format verkörpern). Und es hat auch schlankere Verwandte
(die allerdings meist Lehrbücher sind, wie zB jenes von Ber-
tel/Venier oder jenes von Seiler, vormals auch noch jenes von
Platzgummer). Aber aus der Gesamtfamilie aller strafprozes-
sualen Standardwerke ist Fabrizys Kurzkommentar wohl das
beliebteste und im täglichen Strafprozess am meisten ver-
wendete Kompendium.

Der Inhalt des Buches hat doppeltes Gewicht: Zum ei-
nen, weil er sich auf sorgfältig recherchierte und ausge-
wählte Judikatur und Literatur stützt. Zum anderen, weil
Fabrizys eigene Meinung (die in seiner Kommentierung
der strafprozessualen Normen erfreulicherweise immer
wieder zum Ausdruck gebracht wird) großes Gewicht hat,
das sich auf viele Jahre des Wirkens an der Spitze der Justiz
sowie durch parallel dazu an den Tag gelegtes fachliterari-
sches Wirken des Autors gründet.

Somit ist FabrizysWerk zur StPO, gerade in einer Zeit, in
der das Strafprozessrecht mehrfach im Umbruch ist (und
zwar sowohl durch legistische Neuerungen als auch durch
solche in der Judikatur), eine Art Fels in der Brandung,
auf den auch in stürmischen Zeiten Verlass ist.

Inhaltlich hervorgehoben sei aus der aktuellen Ausgabe
des Werks Folgendes:

Sehr interessant und für die Praxis wichtig ist der Hinweis
auf S 560 in Rz 2 zu § 222, dass dann, wenn der Vorsitzende
einem im Vorfeld der HV gestellten Beweisantrag nicht
stattgibt, sondern die Beweisaufnahme der HV vorbehält,
er nicht nur den Antragsteller und die Verfahrensbeteiligten
vom Vorbehalt gem § 222 Abs 2 StPO in Kenntnis zu set-
zen, sondern überdies den Antragsteller auch darauf hinzu-
weisen habe, dass dieser in der HV den Antrag erneut vor-
zutragen hat, um ihn prozessual wirksam zu stellen.

Thematisch damit verwandt sind die Ausführungen auf
S 141ff, Rz 1ff zu § 55, sowie auf S 577 f, Rz 1ff zu § 238,
zur Frage, wie man einen Beweisantrag inhaltlich und for-
mal korrekt stellt. Dabei wird vom Autor auch der wichtige
Hinweis betont, dass ein Beweisantrag ganz generell stets in
der HV mündlich zu stellen ist, und zwar auch dann, wenn
er bereits vor der HV schriftlich gestellt wurde, und auch
dann, wenn eine HV gem § 276a StPO neu durchgeführt
wird (S 577, Rz 2 zu § 238), um sich solcherart die Möglich-

keit der Geltendmachung des Nichtigkeitsgrunds nach
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO zu sichern.

Die Nichtigkeitsgründe sind im Buch (S 670–707) über-
haupt ganz hervorragend kommentiert, und zwar so konzis,
klar und deutlich, dass man diesen Teil des Buches geson-
dert kopieren und als handliche Kurz-Anleitung zur Erstel-
lung von Nichtigkeitsbeschwerden verwenden sollte.

Äußerst hilfreich sind auch die ausführlichen Ausführun-
gen auf S 820ff zum Antrag auf Erneuerung des Strafver-
fahrens gem § 363a StPO, da seit der diesbezüglichen (in
SSt 2007/53 = EvBl 2007/154 = AnwBl 2008/32m [Anm
Hollaender] veröffentlichten) Grundsatzentscheidung des
OGH die Anwendbarkeit dieser Norm erheblich erweitert
wurde, ohne dass der aus dieser Erweiterung resultierende
Anfechtungsumfang und die damit verbundene Verfahrens-
weise im genannten Paragrafen ersichtlich wäre, sodass Fab-
rizys ausführliche Kommentierung gerade dazu eine beson-
ders wertvolle Anleitung bietet.

Im Übrigen ist abschließend der Vollständigkeit halber
zu erwähnen, dass die vorliegende Auflage des Werks mit
Berücksichtigung der Rechtslage bis Oktober 2014 und
der mit 1. 1. 2015 infolge des Strafprozessrechtsänderungs-
gesetzes 2014 in Kraft getretenen Änderungen sowie mit
Hinweisen auf weitere geplante Novellierungen und unter
Einarbeitung der Rsp und Literatur bis September 2014
bestmögliches Bemühen um Aktualität aufweist.

Demgegenüber wurden aus Platzgründen die histori-
schenVerweise gekürzt und bei denNebengesetzen nur jene
berücksichtigt, die für die praktische Anwendung des Straf-
prozesses unabdingbar sind und mit Schwerpunkt-Anmer-
kungen präsentiert werden können. Unter den im Anhang
enthaltenen strafverfahrensrechtlichenNebengesetzen wäre
allerdings auch die Wiedergabe des ARHG wünschenswert,
da gerade dieses Gesetz in der Praxis immer wieder vor-
kommt und einige Kommentierungsbedürftigkeit aufweist;
außerdem wird auch in dem der StPO gewidmeten Haupt-
teil des Buches (zB S 822, Rz 8) auf das Auslieferungsverfah-
ren Bezug genommen, sodass ein Abdruck des ARHG mit
entsprechenden Schwerpunkt-Anmerkungen hilfreich wäre.

Adrian Eugen Hollaender

" Die erfolgreiche Berufung im Zivilprozess. Von Walter Brugger.
2. Auflage, Verlag Manz, Wien 2015, XIV, 112 Seiten, br, E 34,–.

Das kompakte Büchlein erfreut den Leser
durch konzise Informationen zur optimalen
Gestaltung einer Berufung. Wenngleich
der Titel „Die erfolgreiche Berufung im Zi-
vilprozess“ weniger Originalität als vielmehr
eine Anlehnung an den Titel des früher er-
schienenen Werks „Die erfolgreiche Nich-
tigkeitsbeschwerde in Strafsachen“ zu indi-
zieren scheint, ist der Inhalt des Buchs des-

ungeachtet exzellent. Denn es wird das komplexe Thema
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der zivilprozessualen Berufung so dargestellt, dass sowohl
der nicht häufig damit Befasste es versteht als auch der Ex-
perte wertvolle Informationen dazu erhält. Das ist eine
große Leistung des Autors!

Eine weitere große Leistung ist die Verbindung einer
wirklich praxisbezogenen Darstellung im Haupttextteil
(Fließtext) mit einer geradezu wissenschaftlichen Fundie-
rung im Fußnotenteil. Und all das auf rund 100 Seiten kom-
primiert – somit also wahrhaft prägnant und handlich. Hin-
zukommt die sehr übersichtliche Gliederung mitsamt ge-
sonderten Hervorhebungen, Beispielen, Hinweisen und
Empfehlungen („Tipps“). Insgesamt hat man damit ein
Werk in Händen, das gut lesbar und äußerst instruktiv ist.

Dessen zentrales Thema ist die Darstellung der Beru-
fungsgründe (S 26ff), zunächst (offenbar in Anlehnung an
Faschings legendäres Lehrbuch) in die errores in procedendo
und in jene in iudicando unterteilt, sodann in die einzelnen
Berufungsgründe mit jeweiliger Kommentierung. Dabei
sei Folgendes im Detail herausgegriffen:

Besonders interessant sind die Ausführungen auf S 38 (im
Hinweis nach Rz 35) bezüglich der Ausführung eines aufge-
schobenen Rekurses im Rechtsmittel (zusätzlich zur Aus-
führung der Berufung). Ebenso interessant ist der aaO gege-
bene Hinweis, dass auch die Abweisung eines Ablehnungs-
antrages solcherart (mit aufgeschobenem und in den Beru-
fungsschriftsatz aufgenommenem Rekurs) bekämpfbar sei.

Weitgehend judikaturkonform, aber gleichwohl nicht
unbestritten ist die Auffassung, dass eine von der zweiten In-
stanz verneinte Mangelhaftigkeit des erstinstanzlichen Ver-
fahrens nicht in der dritten Instanz releviert werden könne
(S 34, Rz 121), wobei der Autor diese Auffassung mit den
Worten „außer wenn dadurch allenfalls eine Mangelhaftig-
keit des Berufungsverfahrens gegeben ist“ zutreffend ein-
schränkt. Die offenbleibende Frage ist allerdings, ob ein Be-
rufungsverfahren dadurch mangelhaft werden kann, dass
das Berufungsgericht zu Unrecht eine in der Berufung gel-
tend gemachte Mangelhaftigkeit des erstinstanzlichen Ver-
fahrens verneint (in dem Sinne etwa Rechberger/Simotta, Zi-
vilprozessrecht8 Rz 1045; Schima, JBl 1969, 324; Fasching,

Lehrbuch des österr Zivilprozeßrechts2 Rz 1909; Klicka,
JAP 1990/91, 162; jüngst Hollaender, RZ 5/2015).

Für die Prozesspraxis besonders wichtig sind die Hin-
weise zur Vorgangsweise bei falscher Protokollierung in
erster Instanz (S 36, Rz 128), zumal das nachträgliche Pro-
tokollberichtigungsverfahren, wie es etwa im Strafprozess-
recht üblich ist, im Zivilverfahren seit dem heutzutage fast
ausschließlich verwendeten Schallträgerdiktat praktisch
ausscheidet (weil bloß auf die Berichtigung von Übertra-
gungsfehlern, nicht aber auf die Berichtigung von Unrich-
tigkeiten im richterlichen Diktat gerichtet), aber gleichwohl
eben nur das, was im Protokoll steht, den Ansatzpunkt für
das Rechtsmittel bildet. Daher ist bereits in der erstinstanz-
lichen Verhandlung größte Aufmerksamkeit geboten, mit-
samt Beachtung und Nutzung der (leider spärlichen) Mittel,
die den Parteien zur Bewirkung einer korrekten und voll-
ständigen Protokollierung zur Verfügung stehen und auf
die aaO treffend hingewiesen wird.

Der auf S 18, Rz 58, gegebene Tipp hingegen, wie man
die klagende und wie die beklagte Partei terminologisch
im Schriftsatztext bezeichnen soll, geht fehl, weil der Autor
selbst darin den Kläger mit dem Beklagten verwechselt (und
zwar ausgerechnet im Mustersatz „Besser: ‚Der Beklagte
sagte in seiner Parteienvernehmung als Kläger aus, [. . .]‘“).

Und auf S 46, Rz 157, sollte im „Tipp zum Sonderprob-
lem der Bekämpfung von gerichtlichen SV-GA“ richtiger-
weise „§ 196 ZPO“ stehen, wie im Übrigen in derselben
Randziffer hinsichtlich der Privatgutachten besser nicht
die Begründung einer stRsp, soweit es um das Zivilprozess-
recht geht, unmittelbar auf die zu diesem Themenkomplex
ergangene strafprozessuale Judikatur (FN 246, oder davor
FN 244a) gestützt werden sollte, da sich zivilprozessuale
und strafprozessuale Rechtslage nicht vollständig decken.

Das sind aber nur individuell aufgefallene Einzelaspekte,
die keineswegs dem überaus gelungenen Gesamtergebnis
des Buches Abbruch tun. Man kann hier wirklich getrost sa-
gen, dass ein solches Buch in jeder juristischen Bibliothek
stehen sollte!

Adrian Eugen Hollaender
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Indexzahlen

Indexzahlen 2015: Juli August
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,8 110,6*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 104,7 103,7*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,3 121,1*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,2 133,9*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 141,2 140,9*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 184,6 184,3*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 287,0 286,5*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 503,6 502,7*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 641,6 640,5*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 643,7 642,6*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5638,1 5627,9*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4859,1 4850,4*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 116,0 114,9*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,7 126,5*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,5 130,2*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 137,2 135,8*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 182,6 180,9*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 304,0 301,1*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2965,9 2937,6*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr



Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55, Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

RA Mag. Andreas Koo, 1010 Wien, Lugeck 7/14,
übernimmt Substitutionen in Grundbuchs- und
Kaufvertragsangelegenheiten, auch Begründung
sowie allfällige Umgründung von Wohnungseigen-
tum. Telefon (01) 512 25 85, Telefax (01) 512 26 10,
E-Mail: office@ra-koo.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax DW –6, office@ra-adam.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Dr. Reinhard Junghuber, Lasserstraße 17,
5020 Salzburg (100m vom Ausweichquartier
Landesgericht Salzburg entfernt), übernimmt Sub-
stitutionen in Zivil- und Strafsachen,
Tel.-Nr.: (0662) 84 88 33–0,
Fax-Nr.: (0662) 84 88 33–20,
E-Mail: rechtsanwalt@junghuber.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

Oberösterreich

Übernehme Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
im Sprengel Linz (LG Linz, BG Linz und BG Urfahr).
Telefon (0732) 78 59 99–0, Telefax DW 50,
E-Mail: office@ssg-anwaelte.at

International

Deutschland: Dr. Gloning & Feuerberg, Anwalts-
kanzlei, Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung,
Substitution, wir stehen österreichischen Kollegen für
sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutschland zur
Verfügung, selbstverständlich auch Beratung und
Hilfeleistung im deutschen Recht für Rechtsanwälte
mit Ihren Mandanten. München: Prinzregentenplatz –
Lucile-Grahn-Str. 48, 81675 München,
Telefon +49/89/80 90 90 59–0,
Telefax +49/89/80 90 90 59–5.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK
Tirol/München steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen/grenzüberschreitende Angele-
genheiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckun-
gen jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel
zur Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de
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Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95,
Telefax (01) 355 20 95–99,
Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana,
Vertrauensanwalt der „Österreichischen und
Schweizer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Kanzleiabgabe

Salzburg

RA in Salzburg-Stadt bietet Kollegen/Kollegin Regie-
gemeinschaft und mittelfristig Kanzleiübernahme
zu fairen Bedingungen. Eingespieltes Team, Infra-
struktur, repräsentative Räumlichkeiten, große Bib-
liothek vorhanden. Zuschriften bitte an den Verlag
unter Chiffre A-100867

Immobilien

Wien

Kanzlei, 1010 Wien, direkt vom Eigentümer,
provisionsfrei, Topobjekt, direkt neben Stephans-
platz, renoviertes Jugendstilhaus, 430 m²,
9 Büroräume + Besprechungszimmer, Nebenräume
incl. EDV-Raum, 2 WC, Bad + WC, Balkon, Parkett-
böden, Vollverkabelung, Gasetagenheizung,
top-renoviert, 4.Stock, Lift,
Miete 8.500 E + BK 680 E + USt, sofort beziehbar,
Mobil: +43 699 114 144 18

Kanzleiräumlichkeiten – 1090 Wien: RA Mag. Franz
Karl Juraczka, 1090 Wien, Alser Straße 32/15, Telefon
+43(1) 4086 100, E-Mail: office@ra-juraczka.at,
unter-(vermietet) an Kollegen neu renovierte
Altbauräumlichkeiten (inkl. Mitbenützungsmöglich-
keiten von Sekretariat, Besprechungszimmer,
Bibliothek etc.). Nähe LG für Strafsachen, BG Josef-
stadt und ASG.

Immobilien

Oberösterreich

Wels Zentrum, moderne Büros im 2. OG mit Lift,
Büro 1: 120m2, Parkettböden, Teeküche, Dachter-
rasse, Objektnr. 160219. Büro 2: 170m2, Ausbau
nach Mieterwunsch, Objektnr. 160221, Nettokosten:
Miete E 8,–/m2, BK und Heizung E 2,35/m2, HWB
136, 0664/84 42 002, www.wimmer-real.at

Wels Ringstraße, Büro oder Kombination Wohnen &
Büro, 2. OG, Lift, 116m2, erweiterbar bis 300m2, sehr
repräsentativ mit alten Holzböden, offenem Kamin
usw., Nettokosten: Miete E 8,–/m2, BK und Heizung
E 1,70/m2, HWB 126, Objektnr. 160156/160159,
0664/84 42 002, www.wimmer-real.at
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